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Thema des Tages

Kultusminister Schneider möchte FOS und BOS zu einer  
beruflichen Oberschule vereinen:

Berufliche Oberschule soll  
soziale Schieflage unseres 
Schulsystems reparieren

MICHAEL BIRNER

Seit Jahren werden FOS und BOS an 
den  meisten  Standorten  erfolgreich 
unter einem Dach geführt. Was ist neu 
oder anders an den Plänen des Minis-
ters?

Schon  heute  unterrichten  ja  die-
selben  Lehrkräfte  an  beiden  Schu-
len  und  es  gibt  viele  Lehrplanparal-
lelen.  Die  Schüler  allerdings  werden 
aufgrund  ihrer unterschiedlichen Bil-
dungswege  in eigenen Klassen unter-
richtet.  Genau  diese  Trennung  soll 
nun  weitgehend  aufgehoben  werden. 
Welche  Ziele  verfolgt  das  Ministeri-
um, welcher  tiefere Grund steckt da-
hinter?

Neben den für Bayern erfreulichen 
Ergebnissen  dokumentieren  die  neu-
esten PISA-Untersuchungen bekannt-
lich auch, dass in der Bundesrepublik 
im Vergleich zu anderen Ländern er-
heblich  weniger  junge  Menschen  ei-
ne  Hochschulreife  erwerben  und  da-
bei die soziale Herkunft besonders in 
Bayern eine wichtige Rolle spielt. Ein 
alarmierendes  Ergebnis  in  einer  glo-
balisierten  Welt,  in  der  letztendlich 
die  Effizienz  der  Schulsysteme  ent-
scheidet, wer die Nase in der Wissens-
gesellschaft vorne hat.

Da wundert es nicht, wenn sich der 
Focus  unserer  Bildungspolitiker  auf 
einen  Schulbereich  richtet,  der  nicht 

nur  prädestiniert  ist,  Nachteile  der 
sozialen  Herkunft  zu  kompensieren, 
sondern dies seit Jahren auch mit nicht 
mehr zu übersehenden Erfolgen prak-
tiziert. Mehr als 40 Prozent aller Fach-
hoch-  und  Hochschulreifen  werden 
bereits  über  berufliche  Schulen  er-
worben und die Erfolgsquoten dieser 
Absolventen beim  Studium sprechen 
dem  Vernehmen  nach  für  sich.  Die 
Rede ist hier vor allem von den Fach-
oberschulen  und  Berufsoberschulen, 
die  in den  letzten Jahren zweistellige 
Zuwächse verzeichneten. 

Der zurzeit  laufende Schulversuch 
„FOS 13“ eröffnet qualifizierten FOS-
Absolventen den Weg zur fachgebun-
denen oder – mit zweiter Fremdspra-
che  –  zur  allgemeinen  Hochschulrei-
fe und zeigt bemerkenswerte Erfolge. 
Die Chance, auf diesem Weg die An-
zahl der Abiturienten zu erhöhen und 
Schülerströme  umzulenken  ist  bil-
dungspolitisch nicht ohne Reiz. 

Es  sind  erfreuliche  Zeichen  aus 
dem Kultusministerium, wenn die An-
zahl  der  Studienberechtigten  gerade 
über diese Schularten erhöht werden 
soll, denn damit kann in der Tat die so-
ziale Schieflage unseres Schulsystems 
zum Teil korrigiert werden. Vielleicht 
haben dann ja auch die jüngsten Spar-
maßnahmen ein Ende, mit denen man 
durch Kürzungen eben an den beruf-
lichen  Schulen  die  Intensivierungs-
stunden  des  G8  mitfinanzierte  –  so-
zusagen die Privilegierten auf Kosten 
der ohnehin Benachteiligten bediente. 
Eine Praxis, mit der die beschriebene 
soziale  Benachteiligung  an  unseren 
Schulen  in  besonderer  Weise  unter-
strichen wurde. 

Kultusminister  Schneider  plä-
diert  nun  für  einen  auf  neun  Jahre 
angelegten  und  daher  in  seinen  Au-
gen  „entspannteren“ Weg  zur  Hoch-
schulreife über die bis zum Abitur rei-

chende Fachoberschule. Damit ein flä-
chendeckendes  Angebot  in  Bayern 
entsteht,  möchte  Minister  Schneider 
die vielerorts bestehenden 13. Klassen 
der BOS mit der FOS 13 gemeinsam 
unterrichten lassen. 

Zunächst darf man über den „ent-
spannteren“ Weg streiten – wer Lehr-
pläne  und  Prüfungsanforderungen 
kennt,  wird  darüber  wahrscheinlich 
anders  urteilen.  Auch  das  Abitur  an 
der  FOS  und  der  BOS  besteht  ge-
nerell  aus  4  anspruchsvollen  schrift-
lichen  Prüfungen  in  den  Fächern 
Deutsch,  Englisch,  Mathematik  und 
einem beruflichen Fach. Dazu kommt 
u. U.  noch  die  Prüfung  in  einer  zwei-
ten Fremdsprache. Eine nach Neigung 
mögliche  Wahl-  oder  Kombinations-
möglichkeit  wie  am  Gymnasium  gibt 
es hier nicht. 

Man  darf  auf  die  Vorschläge  des 
Ministeriums  gespannt  sein,  wie  viel 
gemeinsame  Beschulung  ermöglicht 
wird, ohne die unterschiedlichen Bil-
dungswege der Schüler zu vernachläs-
sigen. Selbst bei angeglichenen Lehr-
plänen  sind  doch  Alter,  Reife,  Vor-
kenntnisse  und  BAFöG-rechtliche 
Stellung der Schüler  in hohem Maße 
unterschiedlich.  Das  muss  kein  Hin-
derungsgrund  sein,  sollte  aber  nach 
der Devise soviel Differenzierung wie 
nötig,  soviel  gemeinsamer Unterricht 
wie  möglich  bei  der  Umsetzung  be-
rücksichtigt werden. 

Mit  gutem  Grund  hält  das  Minis-
terium  an  der  beruflichen  Orientie-
rung dieser Schulen fest. Seit  langem 
weiß  man,  dass  dadurch  eine  erheb-
liche Lernmotivation freigesetzt wird, 
dass junge Menschen, die eine Berufs-
ausbildung durchlaufen haben, als ge-
reifte Persönlichkeiten mit hohem En-
gagement an ihrer Zukunft arbeiten.

Wenn  aber  schon  neue  Wege  be-
schritten werden sollen,  in denen die 
berufliche  Komponente  in  besonde-
re Weise betont wird, dann sollte man 
auch  tradierte  Vorstellungen  hinter-
fragen:  Für  das  Abitur  sind  Kennt-
nisse  in  einer  zweiten  Fremdsprache 
erforderlich,  die  berufliche  Kompo-
nente,  für  das  Studium  oft  weit  ent-
scheidender, bleibt unberücksichtigt. 

Das  ist  bedauerlich,  denn  wer  ei-
ne FOS besucht, muss ein berufliches 
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Bildungspolitik

Schon  wenige Wochen  nach  Beginn 
des  neuen  Schuljahres  ist  aus  der 
Sicht  der  Lehrerverbände  im  Bay-
erischen  Beamtenbund  (BBB)  die 
Unterrichtsversorgung  äußerst  an-
gespannt.  Diese  ernüchternde  Bi-
lanz zogen die Vorsitzenden der bay-
erischen Lehrerverbände, die sich auf 
Einladung der SPD Landtagsfraktion 
mit dem Fraktionsvorsitzenden Franz 
Maget  und  dem  bildungspolitischen 
Sprecher, Hans-Ulrich Pfaffmann zu 
einem Spitzengespräch getroffen ha-
ben, um die Lage an den bayerischen 
Schulen in Sachen Lehrerversorgung 
zu besprechen. 

Bei  dem Treffen  mit Albin  Dann-
häuser, Bayerischer Lehrerinnen- und 
Lehrerverband (BLLV), Max Schmidt, 
Bayerischer Philologenverband (bpv), 
Anton  Huber,  Bayerischer  Real-
schullehrerverband (brlv), Hans Käf-
ler, Verband der Lehrer an beruflichen 
Schulen  (VLB)  und  Bernd  Bucken-
leib,  Katholische  Erziehergemein-
schaft  (KEG)  wurde  deutlich,  dass 
der Lehrermangel an den bayerischen 
Schulen  dramatische Ausmaße  ange-
nommen hat.

Die  mobilen  Lehrerreserven  an 
den  allgemein  bildenden  Schulen 
sind  nahezu  aufgebraucht.  Finan-
zielle  Mittel  für  dringend  benötigte 

Aushilfskräfte  an  beruflichen  Schu-
len sind wegen der Kürzung bei den 
nebenberuflichen  Lehrkräften  nicht 
vorhanden.

Lehrerversorgung reicht nicht 
einmal für das Pflichtprogramm
In  Hunderten  von  Schulen  überstei-
gen  die  Klassenstärken  34  Schüle-
rinnen  und  Schüler.  Oft  kann  regu-
lärer  Unterricht  wegen  Kürzungen 
der Stundentafel oder Streichung von 
Unterrichtsstunden  nicht  angeboten 
werden, Förder- und Intensivierungs-
stunden stehen häufig nur auf dem Pa-
pier. 

Deshalb  waren  sich  die Verbands-
spitzen mit den SPD-Vertretern einig, 
dass  eine  möglichst  individuelle  För-
derung  der  Schülerinnen  und  Schü-
ler,  kleinere  Klassen,  wenig  Unter-
richtssausfall,  differenzierte  Ange-
bote,  sinnvolle  Projekte  und  weitere 
pädagogisch  notwendige  Maßnah-
men an Schulen in der derzeitigen Si-
tuation nicht  realisierbar  sind, da die 
Lehrerversorgung  jetzt  schon  für  die 
„Pflichtaufgaben“ kaum ausreiche.

Die  fünf  Vorsitzenden  der  Leh-
rerverbände  stellen  fest:  „Der  Lehr-
ermangel  ist  ein  pädagogisch  unhalt-
barer Zustand, der die Bildungsquali-
tät gefährdet.

Finanzminister opfert der  
Haushaltssanierung 1 400 Lehrer-
stellen
Die  gegenwärtige  Situation  führt  zur 
Arbeitsüberlastung  des  Lehrerper-
sonals,  worunter  auch  der  pädago-
gische  Auftrag  leidet.  Scharfe  Kritik 
übten  die Verbandsvorsitzenden  des-
halb  vor  allem  daran,  dass  die  Zahl 
der  Unterrichtsstunden,  die  Lehrer 
erteilen  müssen,  in  den  vergangenen 
Jahren wiederholt erhöht wurde. Von 
den 2 090 Stellen, die die Lehrerschaft 
durch die erneute Verlängerung ihrer 
Arbeitszeit erwirtschaftet hat, kassier-
te  der  Finanzminister  rund  1 400,  um 
den  Haushalt  zu  sanieren.  Lediglich 
600 der von Lehrern erwirtschafteten 
Stellen kamen den Schülern zugute. 

Kritisiert  wurde  auch  die  ungenü-
gende Bildungsfinanzierung und eine 
fehlende nachhaltige Bedarfsplanung 
beim Lehrerpersonal. ,,Hier“, so Pfaff-
mann  ,,ist  die  Staatsregierung  in  der 
Pflicht, im Nachtragshaushalt entspre-
chende  Mittel  bereit  zu  stellen.“  Die 
Lehrerverbände  im  BBB  begrüßen 
den  Dringlichkeitsantrag  der  Land-
tags-SPD, dass der Nachtragshaushalt 
2006 unter den Schwerpunkt Bildung 
gestellt werden müsse. „Wir unterstüt-
zen die Forderung nach Finanzmitteln 
für  2 000  Lehrerinnen  und  Lehrern 
ebenso  wie  nach  einem  Investitions-
programm  für  Schulen“,  bekräftigen 
die Lehrervertreter. 

Schulen brauchen mehr  
Personal für pädagogische  
Verbesserungen
Der  Lehrerbedarf  muss  aktuell  drin-
gend gedeckt und mittelfristig gesichert 
sein.  Neben  der Wiederbesetzung  von 
ca.  20 000  Lehrerstellen,  die  bis  zum 
Jahr  2010  durch  Pensionierungen  not-
wendig  wird,  müssen  zusätzliche  Stel-
len  für  pädagogische  Verbesserungen 
geschaffen werden. Dazu gehören nicht 
nur  kleinere  Klassen  und  Lerngrup-
pen, sondern auch ein bedarfsgerechtes 
Angebot  an  Ganztagsbetreuung  bzw. 
Ganztagsschulen.  Um  Interessenten 
für den Lehrerberuf zu gewinnen, sind 
günstigere  Arbeitsbedingungen  in  der 
Schule ebenso notwendig wie eine grö-
ßere  Wertschätzung  der  Lehrerarbeit 
in der Öffentlichkeit. 

Praktikum in einem Umfang absolvie-
ren, das von der zeitlichen Investition 
– ca. 800 Stunden – erheblich über der 
unterrichtlichen und häuslichen Bean-
spruchung für die geforderten Kennt-
nisse  in  einer  zweiten  Fremdsprache 
liegt. 

Bleibt  diese  Forderung  auch  für 
Absolventen der BOS bestehen, dann 
darf gefragt werden, wo die adäquate 
Gegenrechnung für ca. 5 000 Stunden 
Lehrzeit bleibt.

Es  ist  nicht  einleuchtend,  wenn 
Kenntnisse  in  einer  zweiten  Fremd-
sprache als Forderung  für eine allge-
meine  Hochschulreife  weiterhin  Be-
stand haben sollen, aber die mit einer 
abgeschlossenen  Berufsausbildung 
verbundenen  Kenntnisse  bei  die-
ser  Bewertung  kein  alternatives  Bil-
dungsgut darstellen. 

Auch  KMK-Vereinbarungen  dür-
fen hinterfragt werden.  <

Treffen der Lehrerverbände im Bayerischen Beamtenbund (BBB)  
mit der SPD-Fraktion:

Der Lehrermangel gefährdet  
die Bildungsqualität
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Bildungspolitik

Politischer Hintergrund
Lebenslanges  Lernen  ist,  angesichts 
der rapiden sozialen, technologischen 
und  wirtschaftlichen  Veränderungen 
unserer  Zeit  zu  einer  Notwendig-
keit geworden. Eine Karriere auf der 
Basis  von  lebensbegleitendem  Ler-
nen  lässt  sich  derzeit  allerdings  auf-
grund von oft mangelnder Kooperati-
on und Kommunikation zwischen Be-
rufsbildungsanbietern innerhalb eines 
Landes  und  über  nationale  Grenzen 
hinweg meist schwer realisieren. 

Seit dem Jahr 2003 haben Politiker 
und  Politikerinnen  auf  europäischer 
Ebene die Entwicklung eines gemein-
samen  europäischen  Qualifikations-
rahmens angeregt, der ein „Dach“ für 
die Einordnung nationaler Qualifika-

tionsrahmen bilden, und lebensbeglei-
tendes Lernen fördern soll. 

Der  gemeinsame  Zwischenbericht 
(Februar 2004) des Europäischen Ra-
tes und der Europäischen Kommissi-
on  räumt  der  Entwicklung  eines  ge-
meinsamen  europäischen  Qualifika-
tionsrahmens  Priorität  ein  und  sieht 
darin  einen  wesentlichen  Beitrag  zur 
Erreichung  der  Lissabon  Ziele.  Die 
Staats- und Regierungschefs haben im 
März  2005  die Ausarbeitung  des  Eu-
ropäischen Qualifikationsrahmens be-
schlossen. 

Das  Maastricht  Kommuniquée, 
welches  am  14.  Dezember  2004  von 
den Bildungsministern und Bildungs-
ministerinnen  von  32  europäischen 
Ländern  (MS,  Beitrittskandidaten, 

EFTA  Staaten),  den  Sozialpartnern 
und  der  Europäischen  Kommission 
verabschiedet  wurde,  beinhaltet  das 
politische  Mandat  der  Bildungsmi-
nister  und  Bildungsministerinnen  für 
den EQF. 

Funktion und Zweck des europä-
ischen Qualifikationsrahmens
•  Der europäische Qualifikationsrah-

men ist ein Instrument, welches die 
Transparenz  der  Berufsbildungs- 
und Bildungssysteme der einzelnen 
Mitgliedsstaaten  erhöht  und  die 
noch  auszuarbeitenden  nationalen 
Qualifikationsrahmen  zu  einander 
in Bezug bringt. Der EQF ist aber 
kein Instrument, das eine rechtlich 
verbindliche Entscheidung über die 
Anerkennung von Qualifikationen 
trifft. Ausdrücklich werden Art. 149 
und 150 des EU-Vertrages genannt 

•  Den Kern des EQF bilden 8 Refe-
renzniveaus die die gesamte Band-
breite  vom  angelernten  Arbeiter/ 
von der angelernten Arbeiterin bis 
zum  Doktorat  abdecken.  Dadurch 
werden  eine  Erhöhung  der Trans-
parenz  am  Arbeitsmarkt  und  ei-
ne Erleichterung der Mobilität für 
europäische Arbeitnehmer/Arbeit-
nehmerinnen angestrebt. Der EQF 
hat  aber  keineswegs  die  Funktion 
einer  detaillierten  Gleichsetzung 
spezifischer Qualifikationen zu ein-
ander oder eine rechtlich bindende 
Funktion,  die  Auswirkungen  bei-
spielsweise  auf  Entlohnungs-  oder 
Qualitäts-sicherungssysteme hat.

•  Der EQF bildet die Grundlage für 
das  geplante  Europäische  Kredit-
punktesystem  (ECVET).  Er  kann 
jedoch keine detaillierten Beschrei-
bungen  einzelner  Qualifikationen, 
Lernwege (denn es werden gleiche/
vergleichbare Kompetenzen in den 
Mitgliedstaaten  auf  unterschied-
lichen  Bildungswegen  erworben) 
oder  Zugangsbedingungen  (auch 
diese variieren von Land zu Land) 
beinhalten. Das bleibt Aufgabe sek-
toraler oder nationaler Qualifikati-
onsrahmen

•  Die  NQF  (=  nationale  Qualifika-
tionsrahmen),  die  auf  freiwilliger 
Basis  auszuarbeiten  sind,  ermögli-
chen  es  dann,  dass  die  konkreten 

Die  SPD-Landtagsfraktion  sicher-
te  zu  das  aktuelle  Problem  des  Leh-
rermangels  weiter  konsequent  in  die 
parlamentarischen Beratungen einzu-
bringen und Lösungen vorzuschlagen. 
Pfaffmann:  ,,Oberste  Priorität  der 
SPD-Fraktion  ist  die  Verbesserung 
der  Rahmenbedingungen  im  derzei-
tigen Schulsystem in Bayern im Inter-

esse der Kinder, Eltern und Lehrer.“ 
Deshalb  wurde  vereinbart  die  Spit-
zengespräche  fortzuführen.  Die  Ver-
bandspräsidenten  haben  ihre  Unter-
stützung  zugesagt,  sich  gemeinsam 
darum  bemühen  zu  wollen,  die  Lage 
an den Schulen schnell und nachhaltig 
zu verbessern.  <

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Franz Maget (�. v. l.) und der bildungspolitische Sprecher der SPD,  
Ulrich Pfaffman (2. v. l.) luden die bayerischen Lehrerverbände zu einem Spitzengespräch. Die Prä-
sidenten der Lehrerverbände (v. l.) Albin Dannhäuser, BLLV; Max Schmidt, bpv; Hans Käfler, VLB; 
Bernd Buckenleib, KEG; Anton Huber, brlv sehen in der völlig unzureichenden Lehrerversorgung  
eine nicht hinnehmbare Überlastungssituation für die Lehrkräfte.

arge-alp beteiligt sich am Konsultationsprozess:  

Der Europäische Qualifikations-
rahmen (EQF)
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nationalen  Qualifikationen  euro-
päischen Referenzebenen der Qua-
lifikationen zugeordnet werden. 

Ziele des europäischen Quali- 
fikationsrahmens 
Der  EQF  soll  auf  europäischer  Ebe-
ne die freiwillige Erarbeitung von auf 
Kompetenzen basierter Lösungen un-
terstützen.  Er  kann  somit  als  „Über-
setzungshilfe“  für  Qualifikationen  in 
eine  gemeinsame,  auf  europäischer 
Ebene  verständlichen  Sprache  von 
Lernergebnissen, also einer Beschrei-
bung  dessen,  was  jemand  kann  oder 
weiß, angesehen werden und verfolgt 
die nachstehenden Ziele:
•  Förderung  des  lebensbegleitenden 

Lernens 
•  Förderung  der  Transparenz  zwi-

schen einzelnen Mitgliedsstaaten 
•  Transparenz  zwischen  Bildungs- 

und Ausbildungssystemen 
•  Erreichen  einer  neuen  Form  des 

Lernens
•  Qualifikationssysteme  auf  natio-

naler und sektoraler Ebene zu ein-
ander in Beziehung zu setzen 

•  die  Übertragung  und  Anerken-
nung  der  von  einzelnen  Bürgern 
und Bürgerinnen erworbenen Qua-
lifikationen zu erleichtern 

Der EQF-Konsultationsprozess
Die Europäische Kommission startete 
im  Sommer  2005  den  gesamteuropä-
ischen  Konsultationsprozess  der  bis 
Dezember  2005  abgeschlossen  sein 
soll. 

In diesem Zeitraum haben alle be-
teiligten Akteure  (Sozialpartner,  Mi-
nisterien,  Bildungsanbieter  …)  die 
Gelegenheit,  ihre  Stellungnahmen 
zum Konsultationsdokument abzuge-
ben. 

ECVET-Initiative in der Testphase
Der Vorschlag  zur ECVET Initiative 
(Punktesystem für die berufliche Aus-
bildung)  wurde  sowohl  in  der  Gene-
raldirektoren/Generaldirektorinnen-
konferenz  als  auch  im  Beratenden 
Ausschuss  für  Berufsbildung  disku-
tiert  und  befindet  sich  jetzt  in  einer 
Testphase  mit  Institutionen  in  bei-
tragswilligen  Mitgliedsstaaten.  Im 
Jahr  2006  (genauer  Zeitpunkt  wird 

noch  festgelegt)  werden  die  Ergeb-
nisse  der  Testphase  evaluiert  und  in 
den  ECVET  Vorschlag  eingearbei-
tet.  Am  Anschluss  daran  startet  der 
ECVET  Konsultationsprozess.  Es  ist 
denkbar, dass der Kommission bis En-
de 2006 ein Vorschlag zu ECVET für 
eine  Empfehlung  des  Europäischen 
Rates und des Europaparlaments vor-
gelegt werden kann. 

Entwicklung eines nationales 
Qualifikations-Rahmens (NQF)
Eine  Beteiligung  am  gesamteuropä-
ischen  Qualifikationsrahmen  (EQF) 
erfordert  zunächst  die  Entwicklung 
eines  Nationalen  Qualifikationsrah-
mens.  Diese  Nationalen  Qualifika-
tions-rahmen  sollen  sich  weitgehend 
am  Europäischen  Qualifikationsrah-
men  orientieren.  Länder,  die  noch 
keinen  nationalen  Qualifikationsrah-
men  haben,  sind  dadurch  gefordert, 
das  existierende  Bildungs-  und  Qua-
lifikationssystem in einem NQF abzu-
bilden.

Position der arge-alp-Länder zur 
Einführung des EQF
(Baden Württemberg, Bayern, Öster-
reich, Schweiz, Südtirol) 
Zu den gestellten Fragen wird von den 
Verte/innen der arge-alp Arbeitsgrup-
pe wie folgt Stellung genommen, wo-
bei  eingangs  festgehalten  wird,  dass 
im Mittelpunkt unseres Interesses die 
duale Ausbildung steht.

Die  Schaffung  eines  europäischen 
Qualifikationsrahmens  wird  von  den 
ARGE  ALP-Ländern  begrüßt  und 
als Chance für eine adäquate Positio-
nierung  der  dualen Ausbildung  gese-
hen.  Ausgehend  von  der  Gleichwer-
tigkeit  von  Bildungssystemen  ist  für 
uns insbesondere die Frage nach dem 
Stellenwert  unterschiedlicher  Ausbil-
dungsmodelle  (Lehrlingsausbildung, 
vollzeitschulische  berufliche  Erstaus-
bildung) innerhalb desselben Arbeits-
marktsegmentes interessant.

Durch  die  Implementierung  eines 
neutralen  Bezugsrahmens  erwarten 
wir  uns  einen  objektiven  Vergleich 
von  in  stark  unterschiedlich  struktu-
rierten Ausbildungsangeboten  erwor-
benen  Qualifikationen.  Positive  Ef-
fekte  bei  Kooperationen  im  ARGE 

ALP-Bereich erhoffen wir uns insbe-
sondere  im Hinblick auf eine  stärke-
re  Mobilität,  effizientere  Einsetzbar-
keit qualifizierter Fachkräfte am «re-
gionalen, grenzüberschreitenden» Ar-
beitsmarkt.

Da  der  EQF  keine  Einzelheiten 
über  spezifische  Qualifikationen  oder 
Qualifikationssysteme  transportiert, 
sondern sich auf die Beschreibung von 
drei Arten  von  Lernergebnissen  kon-
zentriert,  sollten  in  einem  Sektor  be-
stehende Qualifikationen in allen Län-
dern  bestimmten  Stufen  zuordenbar 
sein. Die Herausforderungen, die dabei 
geortet  werden,  bestehen  insbesonde-
re in der Entwicklung der NQF sowie 
bei der Gestaltung der dafür erforder-
lichen Abstimmungsprozesse mit allen 
in den Bildungs- und Arbeitsmarktbe-
reich involvierten Akteuren.

Aus  Sicht  der  „deutschsprachigen 
Alpenländer“  gibt  es  einen  Hand-
lungsbedarf insbesondere für die Sek-
toren  Bau,  Gastgewerbe  sowie  Sozi-
ale  Dienste  (Kinderbetreuung,  -er-
ziehung, Pflege von alten Menschen). 
Im  Bereich  der  Sozialdienste/  -be-
rufe  wäre  ein  spezifischer  Qualifika-
tionsrahmen  sehr  sinnvoll  und  auch 
notwendig,  da  die Arbeit  mit  und  an 
Menschen und die dafür erforderliche 
Qualifikation  in  den  verschiedenen 
Ländern  besonders  aufmerksam  ge-
prüft und bewertet wird.

Die Formulierungen der Kriterien, 
nach  denen  Bildungselemente  den 
Stufen zugeordnet werden, bilden den 
wohl  anspruchvollsten  Teil  des  Pro-
jektes EQF. Und hier sollten auch die 
spezifischen Aspekte der dualen Aus-
bildung besonders beachtet werden:
•  In  einer  dualen  Ausbildung  besit-

zen  die  einzelnen  Ausbildungse-
lemente  in  der  Regel  stark  unter-
schiedliche Anforderungen. Neben 
Ausbildungselementen,  die  bis  zur 
Stufe 5 der 8 Stufen des EQF rei-
chen können, gibt es oft auch Ele-
mente der einfachen Stufen 2 oder 
3. Das verleitet leicht dazu, die ge-
samte  Ausbildung  vergleichsweise 
zu tief einzustufen.

•  Zu  berücksichtigen  in  den  Krite-
rien ist auch, in welchem Maße ei-
ne  Kompetenz  erreicht  wird  bzw. 
erreicht  werden  soll.  In  der  du-
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alen Ausbildung wird oft nicht nur 
ein einfaches „Wissen“ oder „Kön-
nen“  erreicht,  sondern  ein  echtes 
„Beherrschen“  inkl.  Handhabung 
der Hilfsmittel und Instrumente.

•  Weiters  beinhalten  die  in  der  du-
alen  Ausbildung  erreichten  Kom-
petenzen oft auch Aspekte der So-
zialkompetenz und einer unterneh-
merischen  Haltung,  was  in  einer 
rein schulischen unseres Erachtens 
teilweise zu kurz kommt.

•  Was  die  Beschreibungsmerkmale 
und  allfällige  Konkretisierung  an-
belangt wird angemerkt, dass Stan-
dards der Lehrlingsausbildung vor 
allem  auch  Haltungen  betreffen 
sollen. Die im EQF beschriebenen 
Lernergebnisse  sind  unbestritten 
wichtige  Instrumente  zur  Feststel-
lung  von  Entsprechungen,  es  darf 
dabei jedoch nicht auf die transver-
salen Leistungen vergessen werden, 
die ganz entscheidend die Wettbe-
werbsfähigkeit  eines  jungen  Men-
schen  beeinflussen.  Diese  sind  un-
seres Erachtens noch nicht ausrei-
chend berücksichtigt. 

Die  Entwicklung  von  Standards 
wird  auch  unabhängig  vom  EQF  als 
ein  sehr  wichtiger  Prozess  gesehen. 
Standards  für  den  Dualen  Bereich 
sollen  sich  an  sichtbare  Handlungs-
kompetenzen orientieren, an erkenn-
baren und beurteilbaren Handlungen, 
welche das zu erreichende Ziel eines 
Lernprozesses darstellen. Kann diese 
Handlung korrekt ausgeführt werden, 
so gilt der Standard als erfüllt bzw. die 
Leistung  als  erbracht.  Solche  Stan-
dards  verlangen  eine  sichtbare  Kon-
kretisierung.  nur  so  ist  der Vergleich 
auch  über  Grenzen  möglich,  nur  so 
werden  Schwachstellen  sichtbar  und 
können gezielt behoben werden. Dar-
aus ergeben sich sehr hohe Ansprüche 
an  die  Ausformulierung  dieser  Stan-
dards,  wenn  die  konkrete  Anschau-
lichkeit mit allgemein gültigen Aussa-
gen verbunden werden muss.

Die  arge-alp  ist  überzeugt,  dass 
Standards  nachhaltig  eine  Verbesse-
rung  der  Ausbildung  bewirken  und 
einen objektiven Vergleich auch  zwi-
schen  stark  unterschiedlichen  Bil-
dungssystemen ermöglichen werden.

HANS PREISSL

Am  31.  Juli  endet  die  Amtszeit  der 
im Jahr 2002 gewählten Personalräte. 
Das  Bayerische  Personalvertretungs-
gesetz  (BayPVG)  gibt  den  Zeitrah-
men für die Neuwahlen vor. Sie haben 
in der Zeit zwischen dem 1. Mai 2006 
und  dem  31.  Juli  2006  stattzufinden. 
Mit Rücksicht auf die bei der Fußball-
weltmeisterschaft  eingesetzten  Poli-
zeibeamten hat das bei der Vorberei-
tung und Durchführung der Wahl  fe-
derführende  Finanzministerium  in 
Abstimmung mit den beteiligten Ver-
bänden  und  Ressorts  den  9.  Mai  als 
voraussichtlichen Wahltag festgelegt.

Die  Vorbereitungen  auf  die  im 
Frühsommer  2006  anstehenden  Per-
sonalratswahlen  überschneiden  sich 
mit  einem  Gesetzgebungsverfahren 
zur Neuordnung des Bayerischen Dis-
ziplinarrechts.  Der  Ministerrat  hat  in 
seiner  Sitzung  vom  11.  Oktober  ei-
nen Entwurf zur Änderung des Baye-
rischen Disziplinarrechts beschlossen. 

Längere Amtszeit für  
Personalräte
Aus  diesem  Gesetzentwurf  ergeben 
sich  auch  relevante  Veränderungen 
für  die  kommenden  Personalvertre-
tungswahlen in Bayern:
•  Die  traditionelle  Unterscheidung 

zwischen Arbeitern und Angestell-
ten  wird  aufgegeben.  Für  beide 
wird künftig der Begriff Arbeitneh-
mer verwendet.

•  Es wird deshalb landesweit statt bis 
jetzt  drei  nur  noch  zwei  Gruppen 
(Arbeitnehmer  und  Beamte)  ge-
ben.

•  Die  Amtszeit  der  Personalvertre-
tungen  soll  von  jetzt  vier  auf  fünf 
Jahre verlängert werden (die Amts-
dauer  der  Jugend-  und  Auszubil-
dendenvertretung  beträgt  künftig 
zweieinhalb Jahre).
Wenn  der  Bayerische  Landtag  zu-

stimmt,  sollen  die  Änderungen  zum 
1.  Januar  2006  in  Kraft  treten. Theo-

retisch  wäre  der  Fall  denkbar,  dass 
der  Bayerische  Landtag  die  Ände-
rung  des  BayPVG  (Bayerisches  Per-
sonalvertretungsgesetz)  nicht  be-
schließt.  Da  also  keine  endgültige 
Rechtssicherheit  über  das  Zustan-
dekommen  des  Gesetzes  besteht,  ist 
bei  den  Wahlvorbereitungen  sicher-
zustellen, dass die Wahlen auch dann 
termingerecht  durchgeführt  werden 
können,  wenn  der  Landtag  die  Än-
derung des BayPVG nicht beschließt. 
Die  Mitglieder  des  Hauptpersonal-
rats  2006  werden  von  den  zum  Ge-
schäftsbereich  des  Staatsministeri-
ums  für Unterricht und Kultus gehö-
renden Beschäftigten gewählt. Im Fal-
le der (wahrscheinlichen) Gesetzesän-
derung besteht der Hauptpersonalrat 
aus sieben und nicht mehr acht Grup-
pen, nämlich der Gruppe der
a) Beamten  (sofern  sie  nicht  Lehrer 

an Gymnasien, Realschulen, beruf-
lichen  Schulen, Volksschulen  oder 
Sonderschulen sind)

b) Arbeitnehmer  (sofern  sie  nicht 
Lehrer  an  Gymnasien,  Realschu-
len,  beruflichen  Schulen,  Volks-
schulen oder Sonderschulen sind)

c) Lehrer an Gymnasien*
d) Lehrer an Realschulen*
e) Lehrer an beruflichen Schulen*
f)  Lehrer an Volksschulen*
g) Lehrer an Sonderschulen*
  * Beamte und angestellte  

   Lehrkräfte
   

Falls  aber  die  Unterscheidung  der 
Gruppe  der  Angestellten  und  der 
Gruppe der Arbeiter bestehen bliebe, 
würden  dem  Hauptpersonalrat  wie 
bisher  Mitglieder  aus  acht  Gruppen 
angehören. Aus  diesem  Grund  bittet 
der Hauptwahlvorstand darum die an 
die Bezirkswahlvorstände zu übermit-
telnden Angaben sicherheitshalber an 
der gegenwärtigen Rechtslage zu ori-
entieren. Die örtlichen Wahlvorstände 
müssen also 
•  die  Zahl  der  an  der  Dienststelle 

Beschäftigten 

Vorbereitungen des Hauptwahlvorstandes  
laufen auf Hochtouren:

Personalratswahlen im Mai 2006
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•  die Zahl der Wahlberechtigten
•  den Anteil an Frauen und Männern 

bei den wahlberechtigten Beschäf-
tigten

•  die Verteilung der an der Dienststel-
le  Beschäftigten  auf  acht  (!)  Grup-
pen  an  den  Bezirkswahlvorstand 
melden.  Für  diese  Rückmeldung 
haben  die  örtlichen  Wahlvorstände 
entsprechende Formulare erhalten.

Wenn  das  Gesetz  wie  erwartet  in 
Kraft tritt und die Unterscheidung in 
die Gruppe der Angestellten und die 
Gruppe der Arbeiter wegfällt, wird der 
Hauptwahlvorstand  die  gemeldeten 
Beschäftigtenzahlen  beider  Gruppen 
in der Gruppe der Arbeitnehmer zu-
sammenfassen.  Die  örtlichen  Wahl-
vorstände  müssen  nach  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  ihre  örtlichen  Wähler-
verzeichnisse  ebenfalls  an  die  geän-
derte Rechtslage anpassen.

Wahlvorstände haben einen  
umfassenden Auftrag
Diese  örtlichen  Wahlvorstände  sind 
bis  spätestens  16.  Dezember  an  je-
der zum Geschäftsbereich des Staats-
ministeriums für Unterricht und Kul-
tus gehörenden Dienststelle zu bilden. 
Diese Wahlvorstände führen auch die 
Wahlen  des  Hauptpersonalrats  im 
Auftrag  des  Hauptwahlvorstandes 
durch.  Dieser Auftrag  zur  Durchfüh-
rung der Wahl gilt u. a. für
•  Regierungen  (als  Dienststelle  der 

Schulabteilungen)
•  Berufsschulen
•  Berufsfachschulen
•  Wirtschaftsschulen
•  Fachschulen
•  Fachakademien
•  Fachoberschulen
•  Berufsoberschulen

Wegen  der  Fülle  und  Wichtigkeit 
der Aufgaben  kommt  einer  rechtzei-
tigen  Einsetzung  der  örtlichen Wahl-
vorstände eine besondere Bedeutung 
zu. Wahlvorstände
•  sind  Ansprechpartner  für  die  Be-

schäftigten der Dienststelle
•  sind  Ansprechpartner  für  die  Re-

gierungen
•  ermitteln  die  Zahlen  der  Beschäf-

tigten

•  ermitteln  die  Zahlen  der  Wahlbe-
rechtigten

•  organisieren  den  Aushang  der 
Schreiben  des  Hauptwahlvorstan-
des

•  stellen das Wahlergebnis fest
•  melden notwenige Erhebungen an 

die Regierungen

Für einen reibungslosen Informati-
onsfluss ist besonders wichtig, dass die 
örtlichen  Wahlvorstände  ihre  Rück-
meldungen  ausschließlich  an  die  Be-
zirkswahlvorstände  der  Bezirksregie-
rungen richten.

Ausgehend vom Wahltag 9. Mai er-
gibt  sich  nach  der  Wahlordnung  des 
BayPVG folgender Zeitplan:

16. Dezember
Aushang der Bekanntmachung „Mit-
glieder  des  Hauptwahlvorstandes“ 
(bis  zum  Abschluss  der  Wahl).  Mel-
dung  der  Zusammensetzung  der  ört-
lichen Wahlvorstände an die Bezirks-
wahlvorstände

19. Dezember 2005
Örtliche Wahlvorstände melden Zahl 
der  Beschäftigten  und  Wahlberech-
tigten an die Bezirkswahlvorstände

27. Januar 2006
Das  vom  Hauptpersonalrat  zu  erlas-
sende Wahlausschreiben wird an einer 
oder mehreren den Wahlberechtigten 
gut zugänglichen Stellen ausgehängt.

1. Februar 2006
Das  Wählerverzeichnis  ist  an  geeig-
neter  Stelle  zur  Einsicht  auszulegen 
und bei Bedarf zu aktualisieren oder 
korrigieren. 

21. Februar 2006
Einreichung der Wahlvorschläge

6. April
Aushang  der  Bekanntmachung  der 
Wahlvorschläge

9. Mai 2006
Wahl; der örtliche Wahlvorstand kann 
beschließen, dass die Wahl auf den 10. 
und/oder 11. Mai ausgedehnt werden 
kann.

11. Mai nach Dienstschluss
Stimmauszählung.  Damit  eine  Wahl-
beeinflussung  durch  das  vorzeitige 
Bekanntwerden  einzelner  Wahler-
gebnisse  ausgeschlossen  ist,  dürfen 
auch Dienststellen, die nur am 9.Mai 
wählen, erst am 11. Mai nach Dienst-
schluss mit der Stimmauszählung be-
ginnen.

12. Mai 2006
Örtliche  Wahlvorstände  übermitteln 
das  Ergebnis  vorab  per  Telefax  und 
im Original per Post an den Bezirks-
wahlvorstand

Ermittlung der Beschäftigten- 
eigenschaft und der Wahlberech-
tigung
Beschäftigte  sind  alle  zur  Dienststel-
le gehörenden, Beamten und Arbeit-
nehmer, auch wenn sie beurlaubt sind. 
Lehrer, die in den Gruppen c) bis g) (s. 
o.) einzuordnen sind, können nicht zu-
gleich in den Gruppen a) oder b) ein-
geordnet  werden.  Beamte  im  Schul-
aufsichtsdienst  (z. B.  Ministerialbe-
auftragte) wählen bei der Gruppe der 
Beamten.

Beschäftigte,  die  Altersteilzeit  im 
Blockmodell  in  Anspruch  nehmen 
und  sich  zum  Zeitpunkt  der Wahlen 
in  der  Freistellungsphase  befinden, 
sind weder wahlberechtigt noch wähl-
bar. Sie sind zwar bei der Zahl der Be-
schäftigten, nicht aber bei der Ermitt-
lung der Wahlberechtigten zu berück-
sichtigen.

Studienreferendare und Lehramts-
anwärter  sind  in  den  Ausbildungs- 
abschnitten  wahlberechtigt,  in  denen 
sie eigenverantwortlich Unterricht er-
teilen.  <

Personalratswahlen

2006
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Dienstrecht

Beurteilungs-KMS
Das  „Beurteilungs-KMS“  der  Abtei-
lung Berufliche Schulen an die Schul-
leiterinnen und Schulleiter  ist am 14. 
09. 2005 an die Schulen versandt wor-
den.  Neben  einigen  klarstellenden 
Hinweisen  und  einigen  Punkten,  die 
auch auf die Stellungnahme des HPR 
zurückgehen,  enthalten  diese  Voll-
zugshinweise  aber  auch  noch  einige 
zwischen HPR und der Abteilung Be-
rufliche Schulen strittige Punkte. 

Auch wenn an einigen Schulen die 
Erklärungen  auf  Einbeziehung  bzw. 
Verzicht auf eine Beurteilung bereits 
früher eingefordert wurden, steht nun 
der offizielle Termin für die Erklärung 
fest.  Die  Beurteilungsrichtlinien  vom 
Mai 2005 (s. KMBek vom 11. 4. 2005 in 
KWMBl 8-2005 vom 29. 4. 2005 S. 132 
– 148) sahen Ende 2005 vor, das KM 
legte nun als spätesten Termin für die 
Erklärung  den  15.  Januar  2006  (Ein-
gang  bei  der  Schulleitung)  fest.  Eine 
Verzichtserklärung können die vom 1. 
1. 1957 bis 2. 1. 1952 Geborenen abge-
ben,  einen  Antrag  auf  Einbeziehung 
in  die  periodische  Beurteilung  kön-
nen die vor dem 2. 1. 1952 Geborenen 
stellen.

Mit  KMS  vom  24.  06.  2002,  Gz. 
VII/10-P9010/2-7/32  992,  wurde  ein 
Vergleich  der  Beurteilungsprädikate 
mit  den  Punktegruppen  in  Relation 
gesetzt:

16, 15 14, 13, 12 11, 10, 9 8,7 6,5

   HD       ST      ER  UA   VL

Es  ist  nicht  beabsichtigt,  eine  Zu-
ordnung der Punktwerte zu den „neu-
en“  Beurteilungsprädikaten  vorzu-
nehmen.  Einen  Schulschnitt  wird 
es  (offiziell)  nicht  geben,  gem.  Voll-
zugshinweisen  haben  die  Regie-
rungen  bzw.  Ministerialbeauftragten 
aber darauf zu achten, ob die Schulen 
auf Regierungsbezirks- bzw. MB-Ebe-
ne  vergleichbare  Beurteilungsmaß-
stäbe  angelegt  haben.  Gegebenen-
falls seien einzelne Schulen aufzufor-
dern,  erhebliche  Abweichungen  von 

den Durchschnittswerten, die sich auf 
Regierungs- bzw. MB-Ebene ergeben, 
zu  begründen  und  gegebenenfalls  zu 
korrigieren. 

Der Hauptpersonalrat hat sich ein-
deutig  gegen  eine  „verpflichtende“ 
Beteiligung  der  Fachbetreuer  oder 
der Stellvertreter an Unterrichtsbesu-
chen im Beurteilungsjahr 2006 ausge-
sprochen.

Die Regelung ergeht nach Auffas-
sung des HPR und des VLB zu kurz-
fristig und stellt in dem noch zur Ver-
fügung stehenden Zeitraum Schullei-
ter  und  Fachbetreuer/Stellvertreters 
vor große Probleme. Von der Zusatz-
belastung  für  die  Fachbetreuer/Stell-
vertreter ganz zu schweigen. Nach den 
Unterrichtsbesuchen sind  ja die „Be-
obachtungen“ festzuhalten, zu bewer-
ten und schließlich mit den Lehrkräf-
ten zu besprechen. Und dies, nachdem 
den  Funktionsträgern  die  Anrech-
nungsstunden  gekürzt  wurden.  Soll-
te  eine  Beteiligung  der  Fachbetreuer 
oder Stellvertreter im Einzelfall nicht 
organisierbar sein,  ist dieser Sachver-
halt zu vermerken. Dadurch wäre die 
Beurteilung auch formal nicht zu be-
anstanden.

Entwurf der Funktionsrichtlinien 
(FubSch)
Die Richtlinien für die dienstliche Be-
urteilung  und  den  Leistungsbericht 
für  Lehrkräfte  an  staatlichen  Schu-
len in Bayern vom 11.04.2005 (im Fol-
genden  „Beurteilungsrichtlinien“) 
sehen in Abschnitt A Nr. 4.2.2 c) Satz 
3 vor, dass der Verzicht auf eine nach 
Vollendung  des  50.  Lebensjahres  fäl-
lige  periodische  dienstliche  Beurtei-
lung  berufliche  Auswirkungen  ha-
ben kann, auf welche die betreffende 
Lehrkraft hinzuweisen ist.

Lehrkräften,  die  gemäß  Abschnitt 
A Nr. 4.2.2 c) Satz 2 der Beurteilungs-
richtlinien auf eine periodische dienst-
liche Beurteilung verzichten, fehlt  im 
Rahmen  des  Leistungsvergleichs,  der 
nach  dem  Leistungsprinzip  erforder-

lich  ist,  eine  aktuelle  Bewertung  der 
Leistungen.  Es  kann  daher  der  nach 
dem  Leistungsprinzip  notwendige 
Vergleich  der  fachlichen  Leistung, 
Eignung  und  Befähigung  der  Be-
werber  im  Rahmen  des Auswahlver-
fahrens  nicht  vorgenommen  und  die 
Lehrkraft  bei  der  Auswahlentschei-
dung nicht berücksichtigt werden. Ei-
ne  aktuelle  Leistungsfeststellung  er-
folgt  in diesen Fällen  im Bereich der 
beruflichen Schulen in der Regel nicht, 
da die betreffende Lehrkraft bewusst 
auf eine aktuelle Bewertung des Leis-
tungsbildes verzichtet hat. 

Ausnahmen  sind  aus  wichtigem 
Grund  möglich;  in  diesen  Fällen  er-
folgt  eine  aktuelle  Leistungsfeststel-
lung  auf Anforderung  und  unter  Be-
teiligung  der  zuständigen  Schulauf-
sichtsbehörde.

Die  Richtlinien  für  Funktionen 
von Lehrkräften an staatlichen beruf-
lichen  Schulen  werden  entsprechend 
geändert.

In  diesem  Zusammenhang  wird 
nochmals  darauf  hingewiesen,  dass 
die Schulleitungen bei einem Verzicht 
auf  die  periodische  dienstliche  Beur-
teilung gemäß Abschnitt A Nr. 4.2.2 c) 
Satz 2 der Beurteilungsrichtlinien die 
betreffende  Lehrkraft  über  die  Aus-
wirkungen  eines  Verzichts  (s. o.)  be-
lehren müssen und dies von der Lehr-
kraft schriftlich zu bestätigen ist.

Der  Hauptpersonalrat  rät  deshalb 
allen  betroffenen  Kolleginnen  und 
Kollegen sich über die Auswirkungen 
eines Verzichts eingehend zu beraten.

Büchergeld
Den HPR erreichten viele Anfragen 
zum  Thema  Büchergeld.  Zur  Klar-
stellung sei auf den Gesetzestext hin-
gewiesen:  „  Art  21  Lernmittelfrei-
heit,  Büchergeld  (3)  Zur  Finanzie-
rung  der  Kosten  der  Lernmittelfrei-
heit  wird  von  den  Schülern  als  Ei-
genbeteiligung  für  die  Beschaffung 
von Schulbüchern … ein Betrag von 
40 bzw. 20 EUR zu dem für die Amt-
lichen Schuldaten eines jeden Schul-
jahres  maßgeblichen  Stichtag  erho-
ben. Der Betrag wird vom Träger des 
Schulaufwands erhoben, fließt ihm zu 
und ist …“. Dass die Lehrkräfte den 
Betrag  einsammeln  müssen,  steht 

Der Hauptpersonalrat in schwieriger Mission:

Beurteilung und Büchergeld
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so nicht im Gesetz. Erst in den Voll-
zugshinweisen des KM wird diese Ar-
beit den Schulen bzw. den Lehrkräf-
ten aufgebürdet.

So eine Mitteilung einer Polizei-In-
spektion  war  über  kurz  oder  lang  zu 
erwarten:

Dieb stahl das Büchergeld 
(Nürnberger Zeitung vom  
12. 10. 2005)
Durch  das  Einsammeln  des  Bü-
chergeldes  befindet  sich  derzeit 
in  den  Schulen  mehr  Bargeld  als 
sonst  –  das  dachte  sich  offenbar 
ein Dieb und stahl an einer Schwa-
bacher Hauptschule rund 600 Eu-
ro. Wie die Polizeidirektion Schwa-
bach mitteilte, hatte eine Lehrerin 
Büchergeld  und  Unkostenbeiträ-
ge für einen Klassenausflug einge-
sammelt  und  in  den  Schreibtisch 
im  Klassenzimmer  eingesperrt. 
Am  Montag  musste  sie  feststel-
len, dass der Schreibtisch geöffnet 
worden  war  und  das  Geld  fehlte. 
Die Polizei-Inspektion Schwabach 
ermittelt.

Aus  „gegebenem  Anlass“  rät  der 
Hauptpersonalrat  den  Kolleginnen 
und Kollegen dringend, eingesammel-
tes Geld unverzüglich bei der Schul-
leitung/Sekretariat  abzugeben.  Das 
Problem wird zwar dadurch nur ver-
lagert, eine Vielzahl von Kolleginnen 
und  Kollegen  aber  entlastet  und  die 
Verantwortung  an  die  zuständigen 
Schulleitungen  abgeschoben.  Jede 
Behörde hat eine eigene, sachgerecht 
ausgestattete  Inkassostelle,  die  Be-
schäftigten  sammeln  das  Geld  auch 
nicht persönlich ein – nicht einmal die 
Beamten  des  Finanzamtes  bzw.  Fi-
nanzministeriums, man wird zur Kas-
se  geschickt  oder  zur  bargeldlosen 
Zahlen verpflichtet Nur wir Lehrkräf-
te machen alles selbst und tragen das 
Risiko.

Der Hauptpersonalrat fordert des-
halb – sollte das Gesetz zur Lernmit-
telfreiheit nicht geändert werden – ei-
nerseits  die  bargeldlose  Vorgehens-
weise  zu  favorisieren  bzw.  bei  Um-
gang  mit  Hartgeld  und  Scheinen  die 

entsprechenden  Sicherheitsvorkeh-
rungen  einer  Geldsammelstelle  und 
Transportsicherung  zu  treffen.  Dazu 
gehört  auch,  zum  Schutze  der  Lehr-
kräfte,  Schulleitungen,  Hausmeister 
und Verwaltungsangestellten, die Haf-
tungsfragen  eindeutig  zu  regeln  und 
ausreichenden  Versicherungsschutz 
zu gewähren.

Mehrarbeit
Mehrarbeit  bei  Teilzeitbeschäftigten: 
Teilzeitbeschäftigte  Lehrkräfte  im 

Der  dbb  Bundesvorsitzende  Peter 
Heesen  hat  am  20.  November  2005 
am  Rande  einer  Bundesvorstandssit-
zung des dbb beamtenbund und tari-
funion  in  Bad  Neuenahr  mit  Empö-
rung  auf  Presseberichte  über  Details 
aus der Sparliste der neuen Bundesre-
gierung zum öffentlichen Dienst  rea-
giert und eine große bundesweite Pro-
testaktion angekündigt. Heesen: „Ein 
klassischer  Fehlstart.  Wenn  die  Koa-
lition  an  diesen  massiven  Kürzungen  
festhält,  wird  sie  als  eine  der  unge-
rechtesten  in die Geschichte der Re-
publik eingehen.“

Die  schwarz-rote  Koalition  plant 
laut Medienberichten eine Halbierung 
des Weihnachtsgeldes für Beamte und 
Versorgungsempfänger  des  Bundes 
ab  2006  sowie  die  gleichzeitige  kom-
plette  Streichung  des  Weihnachts- 
und Entlassungsgeldes für Wehr- und 
Zivildienstleistende.  Außerdem  soll 
die Wochenarbeitszeit  für  Bundesbe-
amten auf 41 Stunden erhöht werden. 
Heesen: „Es wäre wirklich beispiellos, 
wenn die Beamten jetzt so offensicht-
lich  doppelt  zur  Kasse  gebeten  wür-
den. Als  Steuerzahler  sind  sie  ja  be-
reits  an  allen  Einsparungen  im  Steu-
errecht,  von  der  Pendlerpauschale, 
über  die  Absetzbarkeit  des  Arbeits-
zimmers,  bis  hin  zur  Mehrwertsteu-
ererhöhung  betroffen.  Darüber  hin-

aus sollen sie jetzt angeblich nicht nur 
Nullrunden hinnehmen, sondern reale 
Einkommensverluste  plus  Arbeits-
zeitverlängerung.  Das  wäre  wirklich 
bodenlos und würde sicher Folgen für 
die Arbeitsmoral und Arbeitsleistung 
haben.“ Zudem wären die Kürzungen 
in ihrer Wirkung völlig unsozial, da ei-
ne  Halbierung  des Weihnachtsgeldes 
für Minister und Staatssekretäre viel-
leicht  hinnehmbar  sei.  Für  Beschäf-
tigte  mit  1 600  oder  1 800  Euro  brut-
to, hätte der Wegfall des Weihnachts-
geldes aber eine viel drastischere Wir-
kung.  Der  dbb  Bundesvorsitzende 
kündigte daher eine große Protestak-
tion der Kolleginnen und Kollegen in 
den  Dienststellen  an:  „Frau  Merkel 
wird von uns hören. Über eine Milli-
on Blaue Briefe werden ab Dienstag 
im Kanzleramt eintreffen. Die Beam-
tinnen und Beamten sind keine wehr-
losen Untergebenen, sondern Steuer-
zahler  und  Bürger,  die  ihren  Protest 
artikulieren, bis hin zum Wahlverhal-
ten.“  <

Angestelltenverhältnis  haben  entwe-
der Anspruch  auf  vollen  Freizeitaus-
gleich  oder  auf  anteilige  Vergütung 
nach dem BAT. Dies gilt  für  jede ge-
leistete Zusatzstunde, da für sie nach 
einem  Urteil  des  BAG  vom  21.  04. 
1999 die Nr. 3 der SR 2 lI BAT nicht 
gilt  (s.  auch  Nr.  14  der  KMBek  vom  
10. 8. 2000).   <

Weihnachtsgeldkürzung für Beamte:

Heesen: Protestaktion gegen „beispiellose  
Ungerechtigkeit“

Dienstrecht
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Lehrerbildung

HEIKO POHLMANN

„42  Prozent  der  Studienanfänger  an 
den  Fachhochschulen  und  Hochschu-
len  sind  über  den  beruflichen  Bil-
dungsweg  gekommen“,  so  hat  es  der 
bayerische  Staatsminister  für  Unter-
richt  und  Kultus,  Siegfried  Schneider, 
in einer Presserklärung seines Hauses 
im Sommer 2005 veröffentlicht. Dafür 
ist ihm zu danken, denn mit dieser Aus-
sage wird deutlich, dass der berufliche 
Bildungsweg keine Sackgasse darstellt 
und  es  auch  hier  viele  Möglichkeiten 
gibt, ein Studium zu beginnen.

Interessant wäre es,  einmal  zu un-
tersuchen, wie viele der Studierenden, 
die  über  den  beruflichen  Bildungs-
weg gekommen sind,  ihr Studium er-
folgreich  abschließen,  natürlich  auch 
im Vergleich zu denen, die ihre Hoch-
schulzugangsberechtigung  auf  dem 
allgemein bildenden Weg erreicht ha-
ben.

In  Bayern  bietet  das  berufliche 
Schulwesen  viele  Möglichkeiten,  die 
Fachhochschul-  oder  Hochschulzu-
gangsberechtigung zu erlangen. Nach 
dem  Erziehungs-  und  Unterrichtsge-
setz  (BayEUG)  kann  die  allgemei-
ne  Hochschulreife  und  die  fachge-
bundene  Hochschulreife  bekanntlich 
über  die  Berufsoberschule  oder  im 
Schulversuch FOS 13 erlangt werden. 
Die Fachhochschulreife kann man an 
der Fachoberschule, mit einer Ergän-
zungsprüfung an der Fachschule (z. B. 
Meister-  oder  Technikerschule)  oder 
der Fachakademie erwerben. 

Daher ist die Thematik, die auf dem 
Symposium  beleuchtet  wurde,  auch 
für  die  Schulen  des  beruflichen  Bil-
dungsweges  interessant, wenn es dar-
um geht, den Übergang von der Schu-
le zur Hochschule zu verbessern. Lei-
der kümmert man sich darum zu we-
nig,  diese  Schnittstelle  zu  verbessern 
und im technischen Sinn eine institu-
tionalisierte Leitung zwischen Schule 
und Hochschule zu schaffen.

Symposium des dbb
Mit  dem  Thema  „Verzahnung  von 
Schule und Hochschule“ befasste sich 
ein Symposium des dbb beamtenbund 
und  tarifunion  im dbb  forum  in Ber-
lin. In Anwesenheit vieler bayerischer 
Kolleginnen  und  Kollegen  gaben  die 
Äußerungen der Referenten und Teil-
nehmer  doch  deutlich  zu  erkennen, 
dass die Schüler beim Übergang von 
der  Hochschulzugangsberechtigung 
zum  Hochschulstudium  relativ  allein 
gelassen  sind.  Es  gibt  keine  instituti-
onalisierte Kommission oder Arbeits-
gruppe,  die  sich  mit  dieser  Verzah-
nung beschäftigt.

Diese  Misere  wurde  auch  durch 
die Referate deutlich, da ein Vertre-
ter der Schule seine Aussagen denen 
eines Vertreters  der  Hochschule  ge-
genüber  stellte.  Die an  sich  notwen-
digen Verbindungen zwischen beiden 
Institutionen wurden nur am Rande 
angedeutet. Da gibt es auf der einen 
Seite  ein  Kultusministerium,  das  in 
der Presse auch oft zu Recht „Schul-
ministerium“  genannt  wird,  und  auf 
der anderen Seite das Wissenschafts-
ministerium,  das  für  die  Universi-
täten  zuständig  ist.  Beide  Ministeri-
en werden aber in der Regel getrennt 
geführt.

Qualitätssicherung an Schulen 
Mit  der  Qualitätssicherung  an  der 
Schule  befasste  sich  der  Abteilungs-
leiter  der  allgemein  bildenden  Schu-
len  im  hessischen  Kultusministeri-
um,  Ministerialdirigent  Martin  Gün-
ther. Er stellte dazu fest, dass der ge-
genwärtige gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Wandel eine hohe Anpas-
sungsfähigkeit  der  Schulen  erfordere 
und die abnehmende Wirtschaft auch 
von Hochschulabsolventen Schlüssel-
qualifikationen verlange. Um diese zu 
erreichen, müsse zunächst das Eltern-
haus  und  dann  die  Schule  diese  för-
dern. Der KMK-Beschluss sieht dazu 
entsprechende  Handlungsfelder  vor, 

zu denen die Verbesserung der Unter-
richtsqualität und die Einhaltung der 
Bildungsstandards  für  den  mittleren 
Schulabschluss gehören.

Im  Rahmen  der  Schulentwick-
lung soll über die Personal-, Organi-
sations-  und  Unterrichtsentwicklung 
die  Eigenverantwortung  der  Schule 
gestärkt  werden.  Ab  2006  tragen  in 
Hessen  die  Schulen  die  Verantwor-
tung für das Fortbildungs- und Vertre-
tungsstundenbudget  selbst,  ab  2008 
budgetiert jede Schule selbst. Es sol-
len ab dem Zeitpunkt sogar die Lehr-
pläne  durch  fächerspezifische  Curri-
cula  abgelöst  werden,  mit  dem  Ziel, 
die Schüler nach 12 Jahren Schule in 
der Oberstufe besser auf das Studium 
vorzubereiten.  Die  dazu  bestehen-
den  Kooperationsmodelle  zwischen 
Schule und Hochschule sollen ausge-
baut werden. 

Qualität der studentischen  
Betreuung an der Hochschule
Der  erste  Vizepräsident  des  Deut-
schen  Hochschulverbandes,  Prof.  Dr. 
Gunnar  Berg,  von  der  Universität 
Halle  stellte  als  Physiker  eine  inter-
essante mathematische Formel in den 
Vordergrund.  Beim  genaueren  Hin-
sehen leuchtet diese sofort ein, zumal 
gut  zu  erkennen  ist,  wie  die  Qualität 
der  gesamten  Hochschulbildung  von 
der  jedes  einzelnen  Beteiligten  ab-
hängt:

Q (Studium) = 
Q (Forschung) x Q (Lehre) x 
Q (Studenten) x  
Q (Rahmenbedingungen) 
Q = Qualität

Diese  Formel  lässt  eines  deutlich 
erkennen: Das gesamt Produkt ergibt 
Null, wenn einer der Faktoren Null ist. 
Damit bestimmt der schlechteste Teil 
des  Produktes  maßgeblich  das  Ge-
samtprodukt.

Die  Forschung  ist  dann  z. B.  gut, 
wenn viel veröffentlicht wird, die Leh-
re, wenn die Darstellung moderner Er-
kenntnisse  klar  und  verständlich  un-
ter  Wahrung  des  fachlichen  Niveaus 
zum  selbstständigen  Arbeiten  anregt. 
Die Studenten sind dann gut, wenn sie 
die Fähigkeit  zum Studieren besitzen. 

Symposium: Verzahnung von Schule und Hochschule:

Arbeiten Schule und Hoch- 
schule zusammen?
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Dass  viele  Studenten  diese  geforder-
te  Studierfähigkeit  nicht  besitzen,  be-
klagte Prof. Berg zutiefst. Es  fehle  ih-
nen oft die Fähigkeit, Texte zu verste-
hen, sich mündlich und schriftlich kor-
rekt auszudrücken, auch mangele es an 
der Sprechfertigkeit in den Fremdspra-
chen,  der  Beherrschung  der  Grund-
kenntnisse  der  Naturwissenschaften 
und der allgemeinen Bildung.

Die Hochschulen stellen allgemein 
fest, dass bei den Studierenden oft zu 
viel unwichtiges Detailwissen vorhan-
den  ist,  Zusammenhänge  und  Syste-
me nicht erkannt und verstanden wer-
den und die Förderung der Studierfä-
higkeit  in den Schulen vernachlässigt 
wird. Diese Erkenntnis  führt bei vie-
len  Universitäten  dazu,  Aufnahme-
prüfungen  durchzuführen  mit  dem 
Ziel, die Qualität des Studiums insge-
samt zu verbessern.

Um die Kooperation und damit die 
Verzahnung  zwischen  den  Schulen 
und  den  Hochschulen  zu  verbessern, 
stellte Prof. Berg folgende Aktivitäten 
vor, die aber unterschiedlich gehand-
habt  werden  und  nicht  institutionali-
siert sind:
•  Wissenschaftler  gehen  zu  Spezial-

veranstaltungen an die Schulen;
•  Schüler besuchen Fachbereiche der 

Universitäten;
•  Schüler bearbeiten Projekte in Zu-

sammenarbeit  mit  einer  Universi-
tät;

•  Lehrer werden zum Gedankenaus-
tausch eingeladen;

•  Wissenschaftler  bieten  spezielle 
Vorlesungen für Schüler an (Sams-
tags-Vorlesungen für Schüler);

•  Fachbereiche  der  Universitäten 
leisten den Schulen materielle Un-
terstützung.

Mit Ausblick auf das Jahr 2012 hat 
der Deutsche Hochschulverband fest-
gestellt:  „Während  jetzt  2,0  Millio-
nen Studierende eingeschrieben sind, 
rechnet man damit, dass dann 2,7 Mil-
lionen an den Hochschulen studieren. 
Um die Qualität der Ausbildung zu si-
chern, ist das nur über einen Numerus 
clausus  möglich“,  so  Prof.  Berg  und 
weiter, das Bachelor-Studium wird als 
„Durchlauferhitzer“ angesehen, damit 
im Masterstudium dann eine „Besten-
auslese“ stattfinden könne. 

Während  im Jahr 1995 ein Profes-
sor noch 53 Studierende zu betreuen 
hatte, waren das im Jahr 2003 schon 62 
Studierende  und  das Verhältnis  wird 
sich  bei  der  zu  erwartenden  großen 
Zahl der Studierenden nach den Pro-
gnosen  des  Verbandes  noch  weiter 
verschlechtern.

Umsetzungsbeispiele
Unter dem hochtrabenden Titel „Ins-
titutionelle Kommunikation und För-
derungsmechanismen zwischen Schu-
le,  Berufsschule  und  Hochschule“ 
stellten  die Vorsitzende  der  Bundes-
direktorenkonferenz,  Barbara  Loos, 
der Bundesvorsitzende des Verbandes 
der  Lehrer  an  Wirtschaftsschulen 
(VLW), Dr. Wolfgang Kehl, und Prof. 
Reinhold Decker von der Universität 
Bielefeld  in  Kurzvorträgen  ihre  Mo-
delle zur Umsetzung vor.

Während  Barbara  Loos  auf  ihren 
Beitrag  in  der  Broschüre  des  Baye-

rischen  Kultusministeriums  „Effizi-
ente  Partner  –  Schule  :  Universität“ 
verwies, konnte Dr. Kehl die Zuhörer 
damit in Erstaunen versetzen, dass es 
an seiner Schule 6 verschiedene Mög-
lichkeiten  und  Wege  gibt,  die  Fach- 
und Hochschulreife zu erwerben. Hier 
zeigte sich wieder einmal, dass das be-
rufliche  Schulsystem  bei  den  Profes-
soren und Lehrern der allgemein bil-
denden Schulen kaum bekannt ist. 

Beeindruckend  war  der  von  Prof. 
Decker  vorgestellte  Modellversuch, 
der  in  Zusammenarbeit  mit  der  Ro-
bert-Bosch-Stiftung  seit  einem  Jahr 
durchgeführt wird.  In der  freien Zeit 
werden  in  einer  Jahresauftaktveran-
staltung Vorlesungen  für  die  Schüler 
gehalten,  die  Universitätsbibliothek 
besucht  und  eine  einwöchige  „Som-
merschule“ gemeinsam durchgeführt. 
Zusätzlich  besuchen  die  Hochschul-
lehrer  die  Schulen  mit  dem  Ziel,  die 
„richtigen“  Studenten  für  das  BWL-
Studium zu gewinnen.

Prof. Dr. Gunnar Berg, Vizepräsident des Deut-
schen Hochschulverbandes.

MD Martin Günther, Kultusministerium Hessen. Barbara Loos, Vorsitzende der Direktorenkon-
ferenz.

Dr. Wolfgang Kehl, Bundesvorsitzender des 
vlw.
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Festgestellt wurde auch, 
•  dass  das  Interesse  der  Mitarbeiter 

der Hochschulen an der Kooperati-
on mit den Schulen dann sehr groß 
ist,  wenn  der  Bedarf  an  den  Uni-
versitäten sehr groß ist, Studieren-
de zu bekommen und

•  dass  das  Interesse  der  Mitarbeiter 
z.B.  in  den  Geisteswissenschaften 
klein ist, wenn kein Bedarf an Stu-
dierenden besteht.

Podiumsdiskussion zwischen 
Fachleuten
Unter  der  Moderation  des  ehema-
ligen Wissenschaftssenators  von  Ber-
lin, Prof. Dr. George Turner, konnten 
neben  zwei  Schülern  und  Studenten-
vertretern Berthold Gehlert (Bundes-
vorsitzender des Bundesverbandes an 
beruflichen Schulen), Hans-Peter Mei-
dinger  (Vorsitzender  des  Deutschen 

Philologenverbandes)  und  Prof.  Dr. 
Elke Platz-Waury von der Fachhoch-
schule Heilbronn ihre Statements ab-
geben und auf Fragen antworten.

Berthold  Gehlert  stellte  deut-
lich heraus, dass nach der  letzten be-
kannten  Statistik  der  Bundesrepub-
lik aus dem Jahre 2001 immerhin 37% 
der  Studierenden  an  den  Hochschu-
len  über  den  beruflichen  Bildungs-
weg gekommen und diese Wege sehr 
vielfältig  seien.  Insbesondere  wies  er 
auf die Doppelqualifikationen hin, de-
nen eine besondere Bedeutung zukä-
me. Wichtig sei es aber auch, nach Eu-
ropa  zu  blicken  und  im  Rahmen  des 
europäischen  Qualifikationsrahmens 
(EQF)  das  Europäische  Leistungs-
punktesystem  (ECVET)  im Auge  zu 
behalten.  Da  sei  es  besonders  wich-
tig,  dass  die  beruflichen  Standards 
auch auf die Studienleistungen ange-
rechnet werden. Diese Bewertung von 

Prof. Dr. Kurt Czerwenka (VBE) bei seiner interessanten Stellungnahme. Prof. Dr. Reinhold Decker, Universität Bielefeld.

Die Teilnehmer der Podiumsdiskussion: von rechts Prof. Dr. Elke Platz-Waury (FH Heilbronn), 
Berthold Gehlert (Bundesvorsitzender des Bundesverbandes der Lehrer an beruflichen Schulen),  
Peter Meidinger (Bundesvorsitzender des Deutschen Philologenverbandes), Moderator Prof. Dr. 
George Turner (Wissenschaftssenator a.D., Berlin), Dorlies Last (RCDS-Bundesvorstand), Jan Stefan 
Hambura (Landesschülervertretung Berlin).

Qualifikationen dient besonders dem 
Zweck, die Transparenz der Bildungs-
qualifikationen  europaweit  zu  erhö-
hen sowie die Durchlässigkeit  in Eu-
ropa  wie  auch  innerhalb  der  natio-
nalen Systeme zu verbessern. Das, was 
man in der beruflichen Erstausbildung 
lernt, sollte mehr, so Gehlert weiter, in 
die Überlegungen zum Hochschulein-
gang einbezogen werden.

Eine  interessante  Aussage  von 
Hans-Peter  Meidinger  lässt  die  Ent-
scheidung  der Abiturienten  über  die 
Berufswahl  und  damit  das  Studium 
deutlich  werden.  „Jeder  denkt  nur 
an den Abschluss, an das Abitur, und 
dann nicht weiter. Schüler blenden ih-
re  Berufswünsche  sehr  weit  aus  und 
denken nicht daran, dass es nach der 
Schule weiter geht.“ 

Hier könnte eine sinnvolle Berufs-
beratung  schon  früh  in  der  Schulzeit 
beginnend das Problem sicher schnell 
lösen, um auch über Eignung und Nei-
gung zu einem Beruf die richtige Wahl 
überlegt  und  begründet  treffen  zu 
können.

Lehrernachwuchsgewinnung  
in Bayern
Gegenwärtig  zeigt  sich  deutlich,  dass 
der  Lehrernachwuchs  in  Bayern  auf 
Jahre  hinaus  nicht  die  durch  Pensio-
nierungen  frei  werdenden  Stellen  er-
setzen kann. Die geringe Zahl der Stu-
dierenden insbesondere in den beruf-
lichen  Fachrichtungen  Elektro-  und 
Metalltechnik  deuten  darauf  hin, 
dass der Bedarf nicht gedeckt werden 
kann.  Hier  könnte  eine  bessere Ver-
zahnung  –  wie  das  in  dem  oben  dar-
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gestellten Modellversuch in Bielefeld 
geschieht – zwischen den Berufsober-
schulen und den Gymnasien und den 
Universitäten  vielleicht  dazu  beitra-
gen, die Misere abzubauen. Briefe an 
die  BOS-Schüler  und  teilweise  nicht 
korrekte  Studienberatungen  sind  si-
cher kein probates Mittel. Die an allen 
Schulen  vorhandenen  Beratungsleh-
rer müssten sich dieser Sache ebenso 
annehmen wie die Universitäten. Di-
ese  Zusammenarbeit  müsste  zudem 
institutionalisiert  werden,  damit  ge-
meinsame Mittel und Wege gefunden 
werden,  um  die  Zahl  der  Studieren-
den  für  das  Lehramt  an  beruflichen 
Schulen zu erhöhen.

Auf ein Problem an der Technischen 
Universität München wies der Vorsit-
zende der Expertenkommission Schu-
le, Bildung und Wissenschaft des dbb, 
Dr. Ludwig Eckinger, hin. Es seien an 
der TUM  immerhin  viele  Stellen  für 
die Ausbildung in den Lehrämtern für 
die beruflichen Schulen und die Gym-
nasien vorgesehen. Diese wären aber 
in  der  Vergangenheit  anders  verge-
ben worden, so Eckinger weiter. Alle 
neu  zu  besetzenden  Stellen  für  Leh-
rerbildung  –  so  war  weiter  zu  erfah-
ren  –    werden  in  Zukunft  über  das 
Zentralinstitut für Lehrerbildung und 
Lehrerfortbildung  (ZLL)  eingestellt. 
Damit  kann  sich  sicher  vieles  in  der 
Lehrerbildung verbessern, was bisher 
wegen Personalmangels vernachlässi-
gt werden musste.

Zusammenfassung
Es  wurde  bei  dem  Symposium  deut-
lich,  dass  die  Verzahnung  zwischen 
den Schulen und den Hochschulen er-
heblich verbessert werden muss. Eini-
ge  wenige  Beispiele  gelungener  Pro-
jekte wird es  sicher geben,  institutio-
nalisiert werden müsste aber die Be-
rufsberatung, die Beratung der Schü-
ler  insgesamt.  Hier  bietet  sich  sicher 
das finnische Modell an, nach dem die 
Schüler  vom  Kindergarten  bis  zum 
Ende  ihrer Ausbildung  laufend bera-
ten werden.

Viel  wichtiger  ist  es  aber,  das  in 
Deutschland  übliche  „zertifikatsori-
entierte“ Denken in der Bildung auf-
zugeben, das  immer nur auf den Ab-
schluss  ausgerichtet  ist.  Vielmehr 

„sollte  Schule  nicht  an  den  Lehrbü-
chern  festgemacht  werden,  sondern 
an dem, was im täglichen Leben pas-
siert“,  so  Prof.  Dr.  Kurt  Czerwenka 
vom Verband Bildung und Erziehung 
(VBE)  in  einer  der  abschließenden 
Statements  aus  der  Gruppe  der Teil-
nehmer. 

Die  beruflichen  Schulen  sind  hier 
sicher auf dem richtigen Weg, wenn sie 
über die Arbeit mit und in den Lern-
feldern die berufliche Handlungskom-
petenz  ihrer  Schüler  fördern,  so  wie 

Lehrerbildung

sie die KMK in den Handreichungen 
zu den Lehrplänen definiert hat. Die-
se  müsste  dann  an  den  Hochschulen 
weiter entwickelt werden. Der sich da-
mit ergebende Kreisprozess aus Schu-
le, Betrieb und Hochschule sollte sich 
im  gegenseitigen Austausch  und Ab-
gleich so weiter entwickeln, dass dar-
aus  ein  Regelkreis  wird,  in  dem  alle 
Elemente  sich  gegenseitig  beeinflus-
sen.  Wahrscheinlich  würde  die  Ver-
zahnung  noch  besser  funktionieren, 
wenn sie institutionalisiert würde.  <

DIETMAR LEISCHNER 

Um  das  Bildungswesen  in  China  zu 
reformieren und zu verbessern sowie 
besonders  in  der  Berufsbildung  er-
folgreich zu werden, sind in den letz-
ten zehn Jahren enorme Anstrengun-
gen unternommen worden. So hat die 
Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte 
an  beruflichen  Schulen  in  China  Pri-
orität. Bei ca. 480 000 Lehrkräften an 
beruflichen Schulen bedeutet das eine 
ungeheuere Herausforderung!

Die Hanns-Seidel-Stiftung hat 1980 
die  bilaterale  Zusammenarbeit  mit 
der VR China aufgenommen, um die 
Reformbemühungen der chinesischen 
Regierung  unter  anderem  auf  dem 
Gebiet der beruflichen Bildung zu un-
terstützen.

Hierbei  zielen  die  Beratungsleis-
tungen der Hanns-Seidel-Stiftung auf 
eine  Verbesserung  der  beruflichen 
Qualifikation,  Entwicklung  einer  du-
alen Berufsbildung sowie Verbreitung 
und Transfer der notwendigen Kennt-
nisse  und  Fähigkeiten.  Im  Einzelnen 
handelt es sich um folgende Maßnah-
men:
•  Facharbeiterausbildung  (praxis- 

und  handlungsorientierte  Ausbil-
dung)

•  Fortbildungskurse  z.  B.  für  Kfz, 
CNC, CAD

•  Meisterausbildung 

•  Fortbildung von Lehrern und Aus-
bildern  (fachlich  z.  B.  für  Metall, 
Elektrotechnik,  Bau,  Holz,  Kfz, 
Landwirtschaft,  Verwaltung,  Textil 
u.  a.) 

•  Beratung  und  Bildungstransfer  in 
strukturschwache  Regionen  West-
Chinas

•  Fortbildung  der  Lehrkräfte  (Päd-
agogik,  Methodik  und  Didaktik, 
Schulmanagement)

Als ein Beispiel für ein erfolgreiches 
Projekt im Rahmen einer qualifizierten 
Lehrerfortbildung  dient  das  ,,Berufs-
pädagogische  Fortbildungszentrum 
Qingzhou“,  Provinz  Shandong.  Ge-
gründet 1998 in enger Kooperation mit 
dem  Bayerischen  Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus und der Bay-
erischen  Staatskanzlei  erbrachte  die 
Hanns-Seidel-Stiftung unter fachlicher 
Einbindung der Akademie für Lehrer-
fortbildung  und  Personalführung  Dil-
lingen  vielfältige  Beratungsleistun-
gen. Diese hatten zum Ziel, die Quali-
fikationen von Berufsschullehrern und 
Schulleitern beruflicher Schulen in der 
Provinz  Shandong  nachhaltig  zu  ver-
bessern.  Mittlerweile  ist  dieses  Zen-
trum so erfolgreich, dass es bereits 2001 
vom Bildungsministerium der VR Chi-
na in Peking zu einer von insgesamt 52 
Nationalen  Lehrerfortbildungsakade-
mien ernannt wurde.

Bayern unterstützt chinesische Lehrkräfte:

Lehrerfortbildung in China
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Zurzeit  finden  im  Berufspädago-
gischen  Fortbildungszentrum  Qingz-
hou jährlich über 50 Lehrgänge statt, 
die  vom  Projektleiter  Albrecht  Flor 
(Berufsbildungszentrum  Weifang), 
geplant und organisiert werden. Aus-
wahl  und  Inhalte  der  Kurse  richten 
sich nach den Anforderungen der Be-
triebe (Qualifikation der Mitarbeiter) 
und den beruflichen Schulen (Fortbil-
dung  in  Fachtheorie  und  -praxis  so-
wie  in  Didaktik  und  Methodik).  Die 
Kurse dauern in der Regel ein bis drei 
Wochen.

Im Folgenden wird das Beispiel für 
ein  Lehrerfortbildungs-Projekt  aus 
dem  Bereich  der  Didaktik  und  Me-
thodik dargestellt.

Die Teilnehmer
Es handelt sich um eine  inhomogene 
Lehrergruppe. 16 männliche und weib-
liche Lehrkräfte aus beruflichen Schu-
len  unterrichten  unterschiedliche  Fä-
cher in Theorie und Praxis, haben un-
terschiedliche Ausbildungsrichtungen, 
Erfahrungen  und  pädagogische  Aus-
bildungen.  Große  Unterschiede  be-
stehen  auch  in  der  jeweiligen  Tätig-
keit  (Lehrer,  Fachbetreuer,  Schullei-
ter),  im  Alter  sowie  von  der  regio-
nalen  Herkunft;  z. B.  reiste  ein  Leh-
rer zu dieser Fortbildung ca. 2 800 km 
mit der Bahn an. Die Lehrkräfte un-
terrichten zwischen 7 und 14 Stunden 
pro Woche;  in  der  Schule  besteht  35 
Stunden Anwesenheitspflicht mit vie-
len Aufgaben im Rahmen der Dienst-
pflichten.

Die Schulsituation
Alle  Teilnehmer  unterrichten  an  Be-
rufsmittelschulen (BMS und BMSO) –
berufliche Vollzeitschulen,  die  mit  un-
seren  Berufsfachschulen  vergleichbar 
sind.  Die  Schüler  absolvieren  eine  6-
jährige Grundschule, durchlaufen eine 
3-jährige Mittelschule oder Berufsmit-
telschule (Unterstufe), bevor sie mit 15 
Jahren in die Berufsmittelschule / Ober-
stufe übertreten. Der Besuch der BM-
SO  wird  durch  ein  Aufnahmeverfah-
ren geregelt und die Schüler zahlen pro 
Schuljahr  eine  Schulgebühr  von  200 
bis 300 Euro,  je nach Einkommen/Le-
bensstandard der Eltern, so dass für ei-
ne 3- bis 4-jähnge Berufsausbildung bis 

zu 10 000 CNY = ca. 1 000 Euro bezahlt 
werden  müssen.  Chinesische  Familien 
sparen jahrelang darauf, um ihren Kin-
dern  eine  qualifizierte,  zukunftsorien-
tierte  Berufsausbildung  ermöglichen 
zu können. 1 000 Euro entsprechen et-
wa dem Jahreseinkommen eines Indus-
triearbeiters.

Durch Reformbemühungen in den 
letzten  Jahren  wurden  Schulgebäude 
errichtet,  Schulwerkstätten  geschaf-
fen  bzw.  neu  ausgestattet  sowie  der 
Kontakt zu den Betrieben hergestellt 
und  vertieft.  Eine  Klassenstärke  von 
ca.  70  Schülern  ist  keine  Seltenheit. 
Staat  und  Gesellschaft  erkennen  die 
Notwendigkeit  für  eine  qualifizierte 
Berufsausbildung in allen Branchen.

Ziel und Durchführung des  
Projekts
Das  Fortbildungsprojekt  ,,Vorberei-
tung und didaktischer Aufbau von Un-
terrichtseinheiten‘‘  mit  Unterrichts-
praxis für Berufsschullehrer wurde in 
zwei Phasen zu je zwei Wochen durch-
geführt. Die Inhalte wurden  im Rah-
men  der  Vorgaben  in  10  Bausteine 
(Module)  gegliedert.  Für  jedes  Mo-
dul  waren  die  Inhalte  fachsystema-
tisch aufgebaut,  jeweils mit praxisbe-
zogenen  Unterrichtssituationen  ver-
knüpft  und  anhand  von  didaktisch-
methodischen  Unterrichts-Beispie-
len vertieft worden. Kleine Tests und 
pädagogische  Tipps  für  Problemsitu-
ationen lockerten den Unterricht auf. 
Besonderes Augenmerk wurde auf die 
Anwendung  der  neuen,  den Teilneh-
mern zum größten Teil unbekannten, 
Unterrichtsmethoden und –techniken 
gerichtet.

Mit einer  freundlichen Begrüßung 
„ni  hou“  begann  der  täglich  6-stün-
dige Unterricht, der von den sehr  in-
teressierten und lerneifrigen Kursteil-

nehmern aktiv mitgestaltet wurde. Am 
Schluss  jeder  Lerneinheit  folgte  auf 
Wunsch  der  Kursteilnehmer  immer 
eine  ,,Fragestunde“,  um  zahlreiche 
Fragen zu beantworten. Mit Hilfe des 
Dolmetschers  entstanden  lebhafte 
Diskussionen über pädagogische und 
didaktische Grundsätze. Für die hand-
lungsorientierte  Unterrichtsmethode 
wurden zum Kennenlernen und Üben 
unterschiedlich  strukturierte Arbeits-
blätter verwendet.

In  systematisch  aufgebauten  Ar-
beitsschritten  entwickelten  sich  –  je 
nach Thema und Fachbereich der Teil-
nehmer  –  differenzierte  Unterrichts-
konzepte,  so  dass  Methoden-Vielfalt 
durch  Einsatz  entsprechender  Lehr- 
und Lernmittel, Unterrichtstechniken 
und  -methoden  entstand.  Nach  in-
dividueller  Erarbeitung  der  einzel-
nen  Unterrichtseinheiten  mussten 
die  Teilnehmer  ihren  Unterricht  mit 
Schülern  durchführen.  Dabei  fiel  es 
einigen  Lehrkräften  schwer,  von  der 
jahrelangen Praxis des Dozierens und 
des  Frontalunterrichts  zu  Methoden 
mit  großer  Selbstständigkeit  und  -tä-
tigkeit der Schüler zu wechseln.

Im  Anschluss  an  den  jeweiligen 
Unterricht haben die Kursteilnehmer 
nach erarbeiteten Kriterien den fach-
lichen Inhalt, Didaktik und Methodik 
sowie  die  Lehrerpersönlichkeit  be-
sprochen und anhand von Formularen 
eine Beurteilung erstellt.

Der  Fortbildungslehrgang  schloss 
mit  einer  Gesamtzusammenfassung 
und  einer  Prüfungsarbeit;  die  Leis-
tungsergebnisse  wurden  im  Teilneh-
mer-Zertifikat  bestätigt.  Mit  großer 
Zufriedenheit über den Fortbildungs-
lehrgang  und  vielen  neuen Aspekten 
zur Unterrichtsvorbereitung und -ge-
staltung  traten  die  Teilnehmer  ihre 
Heimreise an.  <

Bearbeiten von 
Texten und Fragen für 
ein Projekt nach der 
„Leittext-Methode“.
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Unterricht

JOSEF  KRAFT

Im  Vergleich  mit  den  Erstfächern 
kommen an Berufsschulen die Zweit-
fächer oftmals ins Hintertreffen. Zum 
einen liegt es sicher an der Dominanz 
der beruflichen Fachrichtung, zum an-
deren aber auch an der Geringschät-
zung vieler Sozialkundethemen durch 
die Auszubildenden.

Diesem negativen Trend entgegen-
zusteuern war das Hauptanliegen der 
Beteiligten bei der Planung eines Pro-
jekttages  mit  dem Thema  soziale  Si-
cherheit.  In Verbindung  mit  der  Ge-
werkschaft IG Bau und Verdi fand an 

der  Berufsschule  III  in  Kempten  im 
Allgäu ein Informations-. und Unter-
richtstag mit 8 verschiedenen Einrich-
tungen aus dem weiteren Umfeld der 
sozialen Absicherung statt. Ausgangs-
punkt  war  für  die  Organisatoren  die 
Frage,  mit  welchen  Institutionen  aus 
dem sozialen Umfeld wird der zukünf-
tige  Facharbeiter  jetzt  schon,  oder  in 
einigen Monaten evtl. in Kontakt tre-
ten wollen oder müssen? 

Bei Umfragen in den vorgesehenen 
Klassen  kristallisierten  sich  schnell 
die  einzuladenden  Organisationen 
mit den gewünschten Themen heraus: 
Schuldnerberatung,  Polizei  zum The-

FOS / BOS

Stabwechsel  
in schwieriger 
Situation

Wie  in  der  Oktober-Aus-
gabe  der  VLB-akzente 
zu  lesen  war,  hat  Hans-
Jörg  Bosch  die  Aufga-
be  des  Ministerialbeauf-
tragten  für  FOS/BOS  in 
Nordbayern  übertragen 
bekommen. Dieser Wech-

sel machte es nun für den VLB notwendig einen Nachfolger für den Referenten 
FOS/BOS im VLB zu finden.

Mit dem Hofer Hans Dietrich, ein in der Szene nicht Unbekannter, konnte der 
Verband einen engagierten Nachfolger für Bosch finden. Dietrich wurde dann in 
der letzten Hauptvorstandssitzung als dem Entscheidungsgremium zwischen den 
Vertreterversammlungen von den HV-Mitgliedern einstimmig zum neuen Refe-
renten für FOS/BOS gewählt. Blickt man kurz auf die Vita Dietrichs, wird man 
feststellen, dass seine Berufslaufbahn immer eng mit der FOS/BOS verbunden 
ist. Bereits sein erster Berufseinsatz führte ihn an die BOS, um dann über den 
Umweg ISB München und Dresden zunächst an die FOS und später an die BOS 
in Hof zu kommen, deren Schulleiter er heute ist. VLB-Landesvorsitzender Hans 
Käfler brachte einer Freude Ausdruck, dass sich Hans Dietrich bereit erklärt hat 
auf der Baustelle FOS/BOS kräftig mitzuhelfen, damit letztlich ein gelungenes 
Bauwerk entsteht, in dem sich alle Beteiligten wohlfühlen. Gleichzeitig bedank-
te er sich bei Hans-Jörg Bosch für seine langjährige engagierte Arbeit im VLB 
und wünschte ihm bei seiner neuen Aufgabe eine gutes Gelingen ohne dabei sei-
ne Wurzeln zu vergessen.                                               rf

Nicht nur für den Sozialkundeunterricht:

Projekttag soziale Sicherheit
menkomplex  Verkehrsrecht,  Arbei-
tagentur  mit  dem  Schwerpunkt:  was 
folgt  nach  der Ausbildung,  Berufsge-
nossenschaft  zum  Thema  Arbeitssi-
cherheit,  Suchtberatung  der  Caritas, 
Jugendvertretung  der  Gewerkschaft 
IG Bau zum Tarifrecht, sowie ein Ver-
treter der Staatsanwaltschaft über Ju-
gend bzw. Erwachsenenstrafrecht. Bei 
allen  angefragten Themenkomplexen 
konnten  für  den  Tag  der  Durchfüh-
rung  kompetente  Ansprechpartner 
gefunden werden. 

Nachdem die Rahmenbedingungen 
(kleine Messestände verteilt im Schul-
gebäude,  beteiligten  Klassen,  Frage-
bogen  mit Themen  zu  den  einzelnen 
Organisationen  und  Vorbesprechung 
der  betroffenen  Lehrkräfte)  geklärt 
waren, konnte der Projekttag starten. 

Sämtliche  beteiligte  Organisati-
onen  waren  mit  Plakaten,  Modellen 
und  Informationsmaterial  bestens 
ausgerüstet erschienen. 

Die  Klassen  erhielten  die  Frage-
bögen und konnten sich in Gruppen 
an  den  einzelnen  Ständen  über  die 
relevanten Themen Informieren und 
kamen  somit  recht  schnell  mit  den 
Referenten  ins  Gespräch.  Pro  Klas-
se  waren  für  diesen  Tag  zwei  Stun-
den  veranschlagt.  Die  Fragebögen 
wurden  in den folgenden Sozialkun-
destunden  von  den  Lehrkräften  er-
gänzt  und  ausgewertet.  Als  Anreiz 
für den Rundlauf spendierte die Ge-
werkschaft  für  eine Verlosung  unter 
allen  teilnehmenden  Schülern  wert-
volle Preise. 

Bei  der  abschließenden  Beurtei-
lung  durch  Lehrer,  Schüler  und  be-
teiligten  Organisationen  fiel  das  Ur-
teil  zu  diesem  Tag  sehr  positiv  aus. 
Den  Schülern  war  die  Zeit  zu  kurz, 
sie  suchten  mit  den  Referenten  in 
den  Pausen  zusätzlich  noch  das  per-
sönliche  Gespräch,  die  Lehrkräfte 
nutzten  den  Projekttag  teilweise  zur 
persönlichen Fortbildung und die Re-
ferenten genossen die entspannte At-
mosphäre, in der sie den Schülern ihre 
Themen nahe bringen konnten. 

Ich kann anderen Schulen nur emp-
fehlen  sich  für  das  Fach  Sozialkunde 
zu  engagieren  und  sich  an  einen  sol-
chen  Projekttag  heranzuwagen.  Es 
lohnt sich!  <
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Schulentwicklung

Deutschland  braucht  ein  leistungsfä-
higes  Bildungssystem.  Das  kann  nur 
mit guten Lehrern und Ausbildern er-
reicht werden: Sie sind die Führungs-
kräfte  für  Schüler,  Studierende  und 
Auszubildende und nehmen damit ei-
ne Schlüsselrolle in unserem Bildungs-
system ein. Der diesjährige Deutsche 
Arbeitgeberpreis  für  Bildung  stellte 
Lehrer und Ausbilder deshalb  in den 
Mittelpunkt. 

Ausgezeichnet  wurden  in  den  Ka-
tegorien  Schule,  Hochschule,  Berufs-
schule  und  Betrieb  solche  Initiativen 
und Konzepte, die sich für eine beson-
ders  gute  Personalentwicklung  und 
Weiterqualifizierung  der  Lehrkräf-
te  einsetzen.  Wesentliche  Kriterien 
für  die  Jury  waren  die  Kontinuität 
und  Nachhaltigkeit  der  durchgeführ-
ten  Maßnahmen.  Zudem  spielte  die 
Übertragbarkeit der Konzepte auf an-
dere  Bildungseinrichtungen  und  Be-
triebe eine herausragende Rolle.

Die Preisträger sind
•  in der Kategorie Schule die Grund-

schule  am  Theodor-Heuss-Platz, 
München 

•  in  der  Kategorie  Hochschule  die 
Fachhochschule Bielefeld 

•  in  der  Kategorie  Berufsschule  die 
Staatliche Berufsschule Vilshofen 

•  in der Kategorie Betrieb die Deut-
sche Telekom AG, Bonn

Preisträger Kategorie Berufs-
schule
An der Staatlichen Berufsschule Vils-
hofen werden rund 1.800 Schüler mit 
dem  nötigen  Rüstzeug  für  die  beruf-
liche  Praxis  versehen.  Um  den  Schü-
lern eine optimale Betreuung zu bie-
ten, haben sich Schulleitung und Leh-
rer  gemeinsam  das  Ziel  gesetzt,  den 
Unterricht  ständig  weiterzuentwi-

ckeln und zu verbessern. Dabei greift 
die Schule auf erprobte und bewähr-
te  Qualifizierungsmodelle  der  Wirt-
schaft zurück, die für die eigene Situ-
ation  angepasst  werden.  In  regelmä-
ßigen  Mitarbeitergesprächen  werden 
berufliche  Anforderungen  und  Er-

Schulleiter Klaus 
Müller (links) freut 
sich über den mit 
10.000 Euro dotierten 
Arbeitgeberpreis, der 
ihm vom Vorstands-
vorsitzende der 
Deutschen Bahn AG, 
Hartmut Mehdorn 
(Mitte), überreicht 
wird. Mit der Urkunde 
Hans Christian Lehner

Foto: Marc Steffen 

Unger

BDA würdigt hohe Qualität des 
Unterrichts:

Deutscher Arbeit- 
geberpreis für Bildung 
2005 an die Berufs-
schule Vilshofen ver-
liehen

wartungen besprochen sowie Zielver-
einbarungen  getroffen.  Zu  den  wei-
teren Bausteinen des Qualifizierungs-
konzeptes zählen unter anderem auch 
Anreizinstrumente, mit denen beson-
ders  herausragende  Leistungen  der 
Lehrer gesondert belohnt werden.   <

Der VLB wünscht seinen Mitgliedern, Freunden 

und Gönnern ein friedvolles Weihnachtsfest und 

einen geruhsamen Jahreswechsel.
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VLB Online

JOHANNES MÜNCH

Wenn man im Internet nur ein unge-
wolltes Link schaltet, würde man beim 
deutschen  Rechtssystem  und  den 
Rechtsfolgen nicht vermuten, dass un-
redliche  Unternehmen  PCs  so  mani-
pulieren, dass eine sinnvolle Nutzung 
nicht mehr möglich ist. Es ist ähnlich 
wie  beim  Schnupfen,  man  kann  nur 
schwer nachvollziehen, wo die Anste-
ckung erfolgte. Dennoch sind die Fol-
gen  für  PC  und  Benutzer  katastro-
phal.

Adware
Bei Adware  handelt  es  sich  um  klei-
ne Software-Programme  in Program-
miersprachen wie Javascript oder Ac-
tiveX, die in Internet-Seiten eingebet-
tet bis zum Aufruf schlummern. Wird 
die  Internet-Seite  aufgerufen,  mani-
pulieren  die  Programme  den  PC  des 
Besuchers so, dass ab diesem Moment 
Internet-Seiten  von  Werbenden  oh-
ne  Dazutun  des  Benutzers  am  Bild-
schirm erscheinen.

Diese Technik ist zwar nichts Neu-
es  und  wie  in  VLB-Akzente  berich-
tet, kann man derartigen Manipulati-
onen mit kostenlosen Schutzprogram-
men  wie  Spybot  oder  Ad-aware  be-
gegnen.  Doch  die Adware-Hersteller 
haben „dazugelernt“ und sind wesent-
lich aggressiver.

Sachbeschädigung
Die Adware-Programme  der  zweiten 
Generation  zeichnen  sich  vor  allem 
dadurch  aus,  dass  sie  wesentlich  ag-
gressiver  agieren  und  nur  schwerlich 
oder  gar  nicht  entfernt  werden  kön-
nen.  Ausgelöst  wird  die  Installation 
der Adware  durch  den  Besuch  einer 
Internet-Seite, die, wie dargestellt, das 
Installationsskript enthält. Ohne dass 
der  Eigentümer  des  PC  es  bemerkt 
und ohne ein Abfragefenster oder ei-
ne  Zustimmungserklärung,  installiert 
sich  dann  das Adware-Programm  im 
Hintergrund. Lediglich  in der Status-
zeile des Browsers erscheint kurz die 

Verlinkung  zum  Adware-Hersteller, 
z. B. www.adtech.de und dann ist es be-
reits zu spät. Sekunden danach begin-
nt bereits der Terror,  indem sich teils 
sekündlich  neue  Browserfenster  mit 
Werbung  als  Popups  öffnen,  so  dass 
ein  ungestörtes Arbeiten  mit  diesem 
infizierten  PC  unmöglich  wird.  Wür-
de  ein  PC-Nutzer  eine  solche  Spur 
der Verwüstung auf einem PC hinter-
lassen, an dem er gearbeitet hat, wäre 
der  Fall  eindeutig  Sachbeschädigung. 
Doch  nach  dem  Prinzip  „Wo  kein  
Kläger,  da  kein  Richter“  kommen  
virtuelle  Vandalen  mit  Domains  im 
Ausland  derzeit  noch  ungeschoren 
davon.

Infektionsherd
Doch wo fängt man sich so einen Qua-
si-Erreger ein. Selbstredend ist das In-
ternet-Rotlichtmilieu,  wie  Böswillige 
nicht anders vermuten würden, feder-
führend. Auch bei Anbieterseiten von 
illegal kopierten bzw. geknackten Mu-
sik-,  Videokopien  und  Passwörtern 
für  Software,  sog.  Warez-Communi-
ties,  würde  man  diese  kriminelle  En-
ergie  durchaus  zutrauen.  Doch  ein 
Infektionsrisiko  besteht  gleicherma-
ßen  in manchen der zahlreichen,  ins-
besondere für Jugendliche attraktiven 
Chatforen, Communities, auf harmlos 
anmutenden  Gewinnspielangeboten, 
Softwareforen und nicht zuletzt auch 
auf Seiten von privaten  Internet-An-
bietern.  Folglich  besteht  für  PCs  im 
Schulumfeld ein besonders hohes In-
fektionsrisiko.  Eine  Aussage,  ob  die-
se Internet-Anbieter die Adware-Pro-
gramme aus Böswilligkeit bzw. gegen 
Entgelt  eingebunden  haben,  oder  ob 
die  Internet-Seiten  gehackt  wurden, 
kann  nicht  getroffen  werden.  Es  ist 
jedoch zu vermuten, dass wie bei an-
deren Werbeaktionen  mit  Linkschal-
tungen auch Werbegelder an die Be-
treiber  der  Internet-Seiten  fließen. 
Auffällig  oft  tritt  in  diesem  Zusam-
menhang  die  Internet-Adresse  www.
paypopup.com  in  Erscheinung.  Die 
Recherche  beim  Internetbetreiber-

verzeichnis  www.internic.com  verlief 
jedoch  ohne  Ergebnis,  da  die  Daten 
des  Betreibers  nicht  ohne  Grund  als 
locked  klassifiziert  waren,  das  heißt 
sie bleiben dem Geschädigten verbor-
gen.

Auswirkungen
Während  bei  den  Adware-Program-
men der ersten Generation der Brow-
ser gestartet werden musste,  sind die 
Schädlinge  der  zweiten  Generation 
genügsamer.  Eine  aufgebaute  Inter-
net-Verbindung alleine genügt schon, 
um  die  ungewollte  Werbeflut  auszu-
lösen. Ursachen hierfür sind zahlreich. 
Von Manipulationen in der Windows-
Registry, über Cookies, bis hin zu un-
bemerkt  auf  der  Festplatte  gespei-
cherten  cab-Installationsdateien,  ist 
die  Bandbreite  der  Manipulationen 
auf  einem  befallenen  Internet-PC 
schier  unüberschaubar.  Neben  den 
Dutzenden  von  Browserfenstern,  die 
sich  in  kurzer  Zeit  öffnen,  erschwert 
eine  weitere  Novität  die  Arbeit  am 
PC.  Mit  sich  selbst  öffnenden  Flash-
Programmen werden die Sicherheits-
einstellungen der Browser so umgan-
gen, dass sie absolut wirkungslos sind. 
So blockt die Sperre von Popup-Fens-
tern zwar einen kleinen Teil der Wer-
beflut. Gegen Flash-Werbung sind die 
Gegenmaßnahmen aber bis dato noch 
völlig  wirkungslos.  Darüber  hinaus 
werden  auch  dubiose  Desktop-Icons 
wieder und wieder installiert.

Werbende
Wie bei den Verursachern der Adwa-
re-Belästigungen, meint man die Wer-
benden  in  den  Viagra-  und  Porno-
Anbieterkreisen  vermuten  zu  müs-
sen. Wer  aber  würde  deutschen Vor-
zeigeunternehmen so etwas unterstel-
len. Derjenige, der mit Werbefenstern 
überflutet wird, ist eines Besseren be-
lehrt. Unter klingenden Internet-Do-
mains  wie  www.shop-savings.com, 
www.your-deal.com, www.virtual-free.
com  oder  www.virtual-coupon.com 
(Wichtiger  Hinweis:  Diese Angebote 
nicht  aufrufen,  sie  enthalten  Schad-
programme)  werben  neben  ameri-
kanische  Generikaversendern  und 
schwindsüchtigen  Kreditanbietern 
vor  allem  auch  renommierte  deut-

Adware-Anbieter werben agressiver:

Wie im wilden Westen
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Aus dem Verbandsleben

Landesverband

MARTIN RUF

Mitten in Bayern, an einer Berufsschu-
le, die ihren Namen einem der bedeu-
tendsten Wirtschaftspolitiker und spä-
teren  Bundeskanzler  der  Bundesre-
publik verdankt – der Ludwig-Erhard-
Schule in Fürth – fand am 22.Oktober 
die  Fachtagung  des  kaufmännisch-
verwaltenden Bereichs statt. Der Jah-
reszeit  angepasst  hatten  Schüler  der 
kaufmännischen  Berufsschule  sowie 
Schülerinnen  der  benachbarten  Be-

rufsfachschule  für Hauswirtschaft  für 
einen  Rahmen  gesorgt,  der  die  Teil-
nehmer nichts entbehren ließ: von den 
bestens vorbereiteten Tagungsräumen 
über  eine  geschmackvolle  Dekorati-
on  bis  zu  einer  über  den  ganzen Tag 
hervorragenden  Verpflegung  fehlte 
nichts – außer, dass sich die Veranstal-
ter gewünscht hätten, dass noch mehr 
VLB’-ler den Weg nach Fürth gefun-
den und so ihre Solidarität mit ihrem 
Verband zum Ausdruck gebracht hät-
ten. Vielleicht lag es auch daran, dass 

Fachtagung des kaufmännisch-verwaltenden Bereichs:

Der Lehrer soll beflügeln

sche  Unternehmen,  die  sich  teils  le-
sen wie das Frankfurter Börsen-Who-
is  who. Aktuelle Werbetreibende  aus 
dieser Garde, Stand 24. 11. 2005, sind 
Unternehmen  wie  die  Internet-Com-
merzbank-Tochter  comdirect,  Cor-
tal  Consors,  Otto-Versand,  Freenet, 
Arcor, der neue Discount-Telefonan-
bieter  blau.de,  die  Partnerforen  Be2, 
und  iLOve,  Versicherungen  wie  Im-
puls,  Curatel,  RSP  Capital  Consult, 
der Reifenhersteller Dunlop und auch 
der honorige Handynetzbetreiber O². 
Erfreut  im  negativen  Sinne  war  man 
jüngst  auch,  als  im  Pro7-TV-Maga-
zin  Bizz  der  Internet-Glücksspielan-
bieter  und  Adware-Werber  Probino 
bei  einem  Bericht  über  Internet-Ab-
zocke  mit  ungerechtfertigten  Rech-
nungen und dubiosen  Inkassometho-
den  am  Monitor  der  Opfer  zu  sehen 
war.  Den Vogel  in  Sachen  Unverfro-
renheit  schießt  jedoch  eine Werbung 
für das Anti-Adware-Programm Win-
Fixer ab, die nicht nur den Werbehin-
weis  gibt,  sondern  gleich  eine  unge-
wollte  Installation  aus  dem  Internet 
startet. Diese wird bei Abbruch hart-
näckig  mit  zahlreichen,  verschach-
telten Fenstern wiederholt.

Gegenmaßnahmen
Bei  der  Suche  mit  Spybot,  Ad-awa-
re  und  diversen  Virenscannern  wer-
den  die  Schadprogramme  zwar  zahl-
reich  gefunden  und  erfolgreich  ent-
fernt.  Sekunden  später  geht  jedoch 
der Spuk erneut  los. Auch das manu-
elle  Suchen  von  teils  schwer  erkenn-
baren Registry-Einträgen und Schad-
dateien ist erfolgreich. Nach dem Lö-
schen dauert es auch wieder nur kurze 
Zeit, bis sich die Fenster wie von Geis-
terhand  wieder  öffnen.  Neben  der 
esoterischen  Suche  nach  zahlreichen 
Microsoft-Sicherheits-Updates  für 
Windows  bleibt  dem  geplagten  PC-
Nutzer als einziger Weg das Löschen 
des  alten  und  die  Neunstallation  des 
Betriebssystems.  Als  einziger  erfolg-
reicher  Schutz  vor  derartigen  Schäd-
lingen  bewährten  sich  bisher  Protek-
torenkarten  bzw.  -Software  wie  der 
HDD-Sheriff  und  der  PC-Wächter, 
die  bei  jedem  Start  die  Festplatte  in 
den  Urzustand  zurückversetzen  und 
die Schadprogramme löschen.

Schaden
Bei einem einzelnen PC mag sich der 
Schaden noch in Grenzen halten. Auch 
wenn beim Zeitbedarf eines Studien-
rats von drei Stunden für die Neuins-
tallation  von Windows  mit  Program-
men rund 300,00 Euro Vollkosten an-
zusetzen sind, ist eine Verfolgung des 
Schadens nicht wirtschaftlich. Anders 
stellt  sich  die  Situation  jedoch  dar, 
wenn in einer Schule ein ganzer EDV-
Raum  oder  gar  ein  ganzes  Schulnetz 
betroffen  ist. Hier wäre  je nach Aus-
maß  ein  Schaden  im  fünf-  bis  sechs-
stelligen  Euro-Bereich  anzuneh-
men,  für  den  die  zuständigen  Schul-
leiter durchaus die Juristen des Sach-
aufwandsträgers  und  die  Strafverfol-
gungsbehörden nicht nur aus pädago-
gischen und andragogischen Gründen 
bemühen sollten. 

Fortsetzung folgt
Das Beispiel zeigt, dass auch ein Ver-
bands-Webmaster  und  exponierter 
Systembetreuer  nicht  vor  solchen 
Belästigungen  auf  seinem  PC  ge-
feit  ist.  Auch  wenn  die  Chancen  ge-
gen  ein  derartiges  Raubrittertum  er-
folgreich  vorzugehen  gering  erschei-
nen,  sollte  diese  Form  der  Sachbe-
schädigung  nicht  hingenommen  wer-
den.  Beweise  sammeln  kann  der  Be-
troffene auch auf einfache Weise mit 
Screenshots  durch  Drücken  der  Tas-

ten Druck oder Alt+Druck, die dann 
in eine Word-Datei eingefügt und dort 
gespeichert werden. Eine gute Adres-
se  für  Hilfe  in  solchen  Fällen  ist  die 
Zentrale zur Bekämpfung unlauteren 
Wettbewerbs  e.  V.  Frankfurt/Main 
(www.wettbewerbszentrale.de).  Hier 
können derartige Werbeauswüchse ei-
ner  spezialisierten  Abteilung  Spam-
Bekämpfung  gemeldet  werden.  Mit 
Abmahnungen  und  weiteren  recht-
lichen  Schritten  wird  dann  in  Folge 
vor allem gegen die Auftraggeber der-
artiger Werbung vorgegangen, so dass 
der  Sumpf  zumindest  auf  deutschem 
Hoheitsgebiet  teilweise  ausgetrock-
net werden kann. Darüber hinaus be-
steht die Möglichkeit über www.inter-
nic.de  den  Provider  derartiger  Inter-
net-Angebote  auszumachen  und  den 
Missbrauch unter abuse per Email zu 
melden. Auch wenn dieser Weg müh-
sam  ist,  bei  Erfolg  wird  dann  das  je-
weilige Internet-Angebot vom Provi-
der abgeschaltet. Als letztes Mittel ist 
aber auch an eine Strafanzeige wegen 
Sachbeschädigung  gegen  den  Adwa-
re-Hersteller  oder  eine  kostenpflich-
tige,  gegebenenfalls  anwaltliche  Ab-
mahnung zu denken.

Ein  Bericht  wie  die  dargestellten 
Maßnahmen greifen und mit welchen 
Erfolgen zu rechnen ist, wird in Kürze 
in VLB-Akzente erscheinen.  <
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die  Hauptveranstaltung  bereits  um 
9.30  Uhr  begann. Aber  die  Fülle  der 
Programmpunkte  ließ  einen  anderen 
Tagungsbeginn nicht zu, um allen An-
forderungen einer Fachtagung gerecht 
zu werden.

Perspektiven des kaufmän-
nischen Schulwesens
In  Zeiten,  in  denen  den  beruflichen 
Schulen  in  Bayern  –  aber  nicht  nur 
diesen  –  ein  rauer  Wind  ins  Gesicht 
bläst, sollte es neben der Erweiterung 
von fachlichen Kompetenzen ein vor-
rangiges  Ziel  einer  Fachtagung  sein, 
Perspektiven zu entwickeln, wie es um 
das kaufmännische Schulwesen steht. 
Dies  insbesonders  auch  vor  der  zu-
nehmenden Europäisierung im Schul-
wesen. Wie sich am Ende der Veran-
staltung zeigen sollte, konnten die Er-
wartungen in dieser Hinsicht mehr als 
erfüllt angesehen werden.

Begrüßung
Traditionell  ist  es  beim  VLB  üblich, 
dass  der  Bezirksvorsitzende  des  Be-
zirksverbandes,  in  dem  der  Veran-
staltungsort  liegt, die Gäste willkom-
men  heißt.  So  war  es  auch  dieses 
Mal  wieder:  Der  Mittelfranke  Horst 
Lochner  brachte  seiner  Freude  Aus-
druck,  dass  neben  einer  Reihe  von 
geladenen Gästen doch eine Vielzahl 
VLB-Mitglieder den Weg nach Fürth 
gefunden  haben.  Ebenso  wie  Mar-
kus  Brand,  SPD-Fraktionsvorsitzen-
der  im  Fürther  Stadtrat  und  in  Ver-
tretung des leider verhinderten Ober-
bürgermeisters  Hartmut  Träger  die 
Grußworte der Stadt Fürth überbrin-
gend,  ging  Lochner  kurz  auf  die  Be-
deutung  Fürths  und  auch  der  Schule 
ein. Im Besonderen ließ es sich Loch-
ner nicht nehmen, auf den Namensge-
ber  der  Schule,  Ludwig  Erhard,  ein-
zugehen. „Ich kenne mittlerweile drei 
Berufsschulen  mit  dem  Namen  von 
Ludwig-Erhard. Aber hier ist das Ori-
ginal. Nicht weit von hier, hinter dem 
Rathaus können Sie das Geburtshaus 
des  Vaters  unserer  Wirtschaftsord-
nung  und  des  späteren  Bundeskanz-
lers  Ludwig  Erhard  besichtigen.  Sei-
ne Idee von der Ausgewogenheit zwi-
schen sozialer Verantwortung und der 
nötigen  marktwirtschaftlichen  Frei-

heit  wäre  sicher  auch  bei  den  anste-
henden  Koalitionsverhandlungen  in 
Berlin  eine  lohnende  Lektüre.“ Wei-
ter  führte Lochner aus: „Diese Fach-
tagung geht von der Tradition her zu-
rück auf die Zeiten des VDH, der  ja 
in Mittelfranken einen ausgewiesenen 
Schwerpunkt  hatte.  Die  Notwendig-
keit einer gemeinsamen starken Inter-
essensvertretung gegenüber der Poli-
tik und der Wirtschaft muss aber auch 
Raum lassen für  fachliche Identifika-
tion. Diese Funktion erfüllt in hohem 
Maße  diese  Fachtagung.“  Besonde-
re Hochachtung brachte er allen Kol-
legen und Kolleginnen entgegen, „die 
wieder einmal einen Samstag für per-
sönliche  Fortbildung,  fachliches  Ar-
beiten  und  gezeigter  Solidarität  im 
Verband opfern.“

Stark  machte  er  sich  auch  dafür, 
dass  „es  wichtig  und  unerlässlich  sei, 
dass wir uns zu Wort melden, dass wir 
als  Solidargemeinschaft  Flagge  zei-
gen.“  Einen  Seitenhieb  auf  die  Po-

litik  konnte  sich  Lochner  ebenfalls 
nicht  entziehen.  „Es  kann  nicht  sein, 
dass man von Seiten der Politik bei in-
ternationalen Vergleichen erfreuliche 
Ergebnisse  für  sich  reklamiert  und 
diejenigen, die  täglich  im Unterricht-
salltag  diese  Leistung  vorbereiten  – 
nicht  selten  trotz  wenig  förderlicher 
staatlicher  Vorgaben  –  missachtet.“ 
Ganz Pädagoge machte sich Lochner 
auch  noch  für  unsere  Schüler  stark. 
„Wer die Zahlen über Jugendarbeits-
losigkeit  und  fehlende  Lehrstellen 
verfolgt, darf sich weder von der Wirt-
schaft noch von der Politik mit halb-
herzigen Zugeständnissen und einjäh-
rigen Warteschleifen abspeisen lassen. 
Die Jugend hat ein Recht auf eine loh-
nende Zukunft.“

Für  viele  der  Zuhörer  interessant 
war  die  Aussage  des  Vertreters  der 
Stadt  Fürth,  Markus  Brand,  dass  sei-
ne  Heimatstadt  nicht  nur  Schul-  und 
Bildungsstadt  ist  und  bleiben  will, 
sondern  neben  Erlangen  und  Nürn-

1 „Die Jugend hat ein Recht auf eine lohnende 
Zukunft“ – Mittelfrankens Bezirksvorsitzen-
der Horst Lochner eröffnet die Fachtagung.

2 „Politik muss sich stärker für den Einstieg 
junger Menschen in das Berufsleben 
engagieren“ – Markus Brand überbrachte 
die Grußworte der Stadt Fürth.

� „Der Staat muss jedem Ausbildungsfähigen 
ein Bildungsangebot machen“ – Hans-
Wilhelm Thomé (Mitte) und Dr. Horst Güttler 
(links) standen den VLB-lern Rede und 
Antwort. Rechts der Moderator der 
Podiumsdiskussion Alexander Liebel.

 1  2

 �



VLB akzente 12-2005 21

Aus dem Verbandsleben

berg  auch  noch  nach  den Weihen  ei-
ner  Universitätsstadt  strebt.  So  be-
tonte  Brand,  dass  Fürth  z. B.  im  Be-
reich der Solarenergie in Deutschland 
eine führende Rolle spielt. Zum ande-
ren ist Fürth aber auch eine Stadt der 
Geschichte,  wovon  rund  2000  Bau-
denkmäler  Zeitzeugnis  ablegen.  Un-
ter  dem  Beifall  des Auditoriums  for-
derte Brand zum Schluss  seiner Aus-
führungen  ein  „verstärktes  Engage-
ment der Politik für den Einstieg jun-
ger Menschen in das Berufsleben.“

Alexander Liebel, stellvertretender 
VLB-Landesvorsitzender  und  Leiter 
des Fachbereichs Wirtschaft und Ver-
waltung, war es ein besonderes Anlie-
gen  vor  allem  denen  zu  danken,  die 
im Hintergrund für den reibungslosen 
Ablauf des Tages gesorgt haben. Stell-
vertretend  für  alle  Schüler,  die  die 
Vorbereitung  der  Tagung  und  insbe-
sondere die Verpflegung der Teilneh-
mer  als  Projekte  durchführten,  über-
reichte er deren Vertreter einen Um-

schlag,  dessen  Inhalt  die  Klassenkas-
se aufbessern hilft. Ingrid Köhler und 
Peter Raff, den unterstützenden Lehr-
kräften, wird das fränkische Gewächs 
sicher  munden  –  auch  ihnen  dankte 
Liebel für ihre engagierte Arbeit, nicht 
ohne ihnen noch mitzugeben, den bei-
den Schulleitern Reinhold Weberpals 
und Wilfried Rost ebenfalls ein herz-
liches Dankeschön zu überbringen. 

„Ich stelle die Behauptung auf, es 
gibt  für  die  Durchführung  unserer 
diesjährigen  Tagung  keinen  geeig-
neteren Ort als diesen. Dafür bürgt ei-
nerseits der Name des Patrons dieser 
Schule,  aber  auch  meine  zweite  Be-
hauptung: Genau diese Schule wurde 
über  viele  Jahre  erfolgreich  geleitet 
und  im  besten  Sinne  des Wortes  ge-
staltet durch unseren Armin Ulbrich, 
der  nun  wiederum  für  wirtschaft-
liche  und  pädagogische  Kompetenz 
steht. Es hieße Eulen nach Athen zu 
tragen,  liebe  Kolleginnen  und  Kolle-
gen,  in Ihrem Kreis das Engagement 

und  die  Verdienste  unseres  ehema-
ligen  stellvertretenden  Landesvorsit-
zenden herauszustellen. Wir alle wis-
sen  ganz  genau,  was  wir  an  ihm  ha-
ben, wir  alle wissen ganz genau, wo-
für er  steht und was wir  ihm zu ver-
danken haben. Gerade deshalb ist es 
mir ein sehr großes persönliches An-
liegen, unserem Armin Ulbrich gera-
de an diesem Tag und an diesem Ort 
nochmals  ausdrücklich  von  ganzem 
Herzen  Dank  zu  sagen  für  sein Wir-
ken in unserem Verband. Er hat sich 
ja nicht nur innerhalb Bayerns große 
Verdienste  erworben,  sondern  unse-
re Interessen auch im VLW mit Nach-
druck und Erfolg vertreten.“ 

„Du bist ja nicht nur Verbandsver-
treter  mit  Leib  und  Seele,  sondern 
auch ein Mensch, der die Genüsse des 
Lebens  liebt. Nachdem Du dienstlich 
und  privat  bereits  mehrmals  in  Süd-
afrika warst, haben wir aus dieser Re-
gion etwas  für Dich ausgesucht. Lass 
es  Dir  schmecken  und  vergiss  bitte 
nicht, der VLB braucht Dich!“

Mit  bewegenden  Worten  bedankte 
sich Armin  Ulbrich  bei  „seinen  Kauf-
leuten“,  die  ihrerseits  mit  einem  lang-
anhaltenden Applaus Ulbrich für seine 
engagierte Verbandsarbeit dankten.

1 Alexander Liebel (rechts) bedankte sich bei 
den „guten Geistern“ der Fachtagung – die 
Klassenvertreter mit ihren Lehrern Peter Raff 
(2. von links) und Ingrid Köhler (2. von 
rechts).

2 Fachsimpelei am Rande – Peter Allmansber-
ger (links), der neue Leiter der Abteilung 

berufliche Schulen am ISB und Prof. Dr. 
Detlef Sembill, Wirtschaftspädagogikpro-
fessor in Bamberg.

�  Interessierte und aufmerksame Zuhörer 
während der Podiumsdiskussion.

4 Bernhard Zeller (stehend) diskutierte „heiße 
Eisen“ im Arbeitskreis Wirtschaftsschule. 
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Festvortrag
„Der Lehrer soll beflügeln“, so leite-
te  der  neue  Bundesvorsitzende  des 
VLW  Dr.  Wolfgang  Kehl  sein  Re- 
ferat  ein,  um  anschließend  auf  die 
kommenden  Herausforderungen  im 
kaufmännischen  Schulwesen  ein-
zugehen. Wie  in  Heft  11 / 2005  Seite  
20  ff  ausführlich  dargestellt,  ist  es 
Dr. Kehl überzeugend gelungen Zu-
kunftsperspektiven  des  kaufmän-
nischen  Schulwesens  aufzuzeigen. 
Bei Interesse kann das Redemanusk-
ript  von  Dr.  Kehl  als  Powerpoint-
Präsentation  unter  www.vlb-bayern.
de  abgerufen  werden.  Nicht  nur  die 
Kaufleute  im VLB können gespannt 
auf  ein  weiteres  Zusammentreffen 
mit  dem  VLW-Bundesvorsitzenden 
warten.

Podiumsdiskussion
Mit  viel  Spannung  wurde  anschlie-
ßend  die  Podiumsdiskussion  mit  den 
Vertretern des Kultusministeriums er-
wartet. MDirgt Hans-Wilhelm Thomè 
und MR Dr. Horst Güttler waren be-
reit, sich den Fragen der Basis zu stel-
len. In seinem Eingangsstatement ver-
wies Thomé  zwar  auf  die  hoheitliche 
Aufgabe  des  Ministeriums,  betonte 
jedoch  gleichzeitig,  dass  sich  auf  der 
anderen Seite aber auch ein partner-
schaftlicherer Umgang mit dem VLB 
entwickelt  hat.  Sozusagen  als  „war-
ming up“ umriss Thomé die aktuellen 
Brennpunkte  in  der  bayerischen  be-
ruflichen  Schullandschaft:  die  aktu-
elle Lage auf dem Ausbildungsmarkt 
und  die  „schwere“  Baustelle  Berufs-
bildungsgesetz (BBiG). Zur Lage auf 

Peter Bauch referierte im Arbeitskreis Sozial-
kunde über den Irak-Konflikt als ein Beispiel 
für aktuellen Sozialkunde-Unterricht.

„Das berufliche Schulwesen wird sich ändern 
müssen“ – stellvertretende VLB-Landesvorsit-
zende Dr. Angelika Rehm im Abschlussplenum.

dem Ausbildungsmarkt stellte er fest, 
dass  für  alle  Jugendlichen  ohne Aus-
bildungsplatz  ein  entsprechendes  Er-
satzangebot  des  Staates  erfolgen 
muss. Dort, wo die Not am größten ist, 
wurden zusätzliche Schulen und/oder 
Klassen eingerichtet. So sollte letztlich 
zum Ende des Jahres hin i. d. R. eine 
„gute  Versorgung“  erreicht  werden. 
Wichtig ist ihm dabei, dass die Jugend-
lichen nicht das Gefühl haben, nur in 
einer Warteschleife „geparkt“ zu sein. 
Vielmehr muss darum gerungen wer-
den, dass die erworbenen Qualifikati-
onen auch anerkannt werden. Bei der 
Baustelle  BBiG  verwies  Hans-Wil-
helm  Thomé  im  Besonderen  auf  die 
Kompetenzverlagerungen  und  damit 
einhergehend auf die Problematik der 
Anrechnung von Abschlüssen.

Nach diesem „warming up“ waren 
natürlich  die  ersten  Fragen  aus  dem 
Auditorium in diese Richtung gerich-
tet, zum Teil recht spezifisch bezogen, 
so dass eine Abhandlung hier zu weit 
führen  würde.  Insgesamt  bleibt  fest-
zuhalten, dass der VLB „am Ball“ ist 
und mit der Abteilung 7 auch künftig 
um  die  bestmöglichen  Lösungen  rin-
gen wird. VLB-akzente wird darüber 
regelmäßig berichten.

Auf  die  Frage  nach  dem  Stand 
nach  der  Arbeitszeitmodelldiskussi-
on verwies Thomé, dass eine Arbeits-
gruppe eingesetzt ist, die möglich Al-
ternativen prüft. In wie weit dabei je-
doch eine vernünftige Lösung heraus-
kommt, muss bei der Grundprämisse 
„Kostenneutralität  der  Maßnahme“ 
stark  bezweifelt  werden.  Wir  Lehr-
kräfte  an  der  Basis  dürfen  gespannt 
sein, welche Belastungen noch auf uns 
zukommen,  obwohl  doch  allgemein 
bekannt  ist, dass die Belastungsgren-
ze bei den Lehrkräften i. d. R. bereits 
überschritten  ist.  Nicht  nur  hier  hat 
der  VLB  mit  seinen  Hauptpersonal-
räten Wolfgang Lambl und Horst Ha-
ckel  zwei  starke Vertreter, bei denen 
die Interessen der VLB-Basis gut auf-
gehoben sind. Weiter wurden noch die 
Unterrichtspflichtzeiterhöhung,  die 
erhöhte  Unterrichtsverpflichtung  der 
Referendare, der Sachstand zur Beur-
teilung sowie die Einstellungsmodali-
täten diskutiert.

Als  außenstehender  Betrachter 
hätte man sich manchmal gewünscht, 

Büchergelddiskussion 
hin oder her – die 
Lehr- und Lernmit-
telausstellung ist 
immer ein Anzie-
hungspunkt.
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Arbeitsschwerpunkte und Ergeb-
nisse in den Arbeitskreisen
Nachfolgend finden Sie in kurzer Ab-
handlung  die  Arbeitsschwerpunkte 
und  Ergebnisse  der  einzelnen  Ar-
beitskreise.  Bewusst  hat  die  Redak-
tion  an  dieser  Stelle  auf  einen  Be-
richterstattung  aus  den  Arbeitskrei-
sen  Personalvertretung  und  Dienst-
recht  sowie Senioren verzichtet, wur-
den  dort  doch  die  bereits  an  ande-
rer  Stelle  in VLB-akzente  veröffent-
lichten  Problemfelder  vertiefend  dis-
kutiert.  Der Arbeitskreis  Referenda-
re  schloss  sich dem Arbeitskreis Per-
sonalvertretung an, da sich in der Dis-
kussion viele Überschneidungen erga-
ben, zu denen HPR Wolfgang Lambl 
gewohnt  souverän Auskunft  und  Be-
ratung erteilte.

Arbeitskreis Büroberufe
Poolstunden – Excel-Befehle und Aktuelles
Der  Tagesordnungspunkt  „Poolstunden  für 
Prüfungstätigkeiten“ stieß auf reges Interes-
se der Mitglieder. Wie im Schreiben des Bay-
erischen  Staatsministeriums  vom  20.5.2005 
zu entnehmen war, kann der Schulleiter die 
Art  und  den  Umfang  der  Beteiligung  der 
Lehrkräfte  an  den  verschiedenen  Berufs-
abschlussprüfungen  sowie  die  unterschied-
lichen  Entschädigungsleistungen  durch  die 
Kammern  berücksichtigen.  Bisher  haben 
die  Schulleiter  überwiegend  keinerlei  Ent-
scheidungen  getroffen,  welche  Faktoren  an-
gewendet werden sollen. Es wird nur die la-
pidare Aussage gemacht:  „Wir  schauen mal, 
wie  sich die Sache  im Juli  2006 entwickelt“. 
Einige Kolleginnen und Kollegen fordern als 
Maximallösung  eine  Poolstunde  je  Prüfling, 
ohne  Berücksichtigung  von  Entschädigung 
und  Prüfungsaufwand.  Als  Gegenargument 
wird  angeführt,  dass  z.B.  bei  Kammerent-
schädigungsleistungen  von  24,00  Euro  beim 
Beruf  “Rechtsanwaltsfachangestellter“  und 
von 18,00 Euro beim Beruf „Zahnarzthelfe-
rin“  das  Prüfungsausschussmitglied  eigent-
lich schon bezahlt wurde und normalerweise 
kein Anspruch mehr auf eine Poolstunde der 
Schule besteht. 

Zweiter Diskussionspunkt war die Proble-
matik „Excel-Befehle in den Berufsabschluss-
prüfungen“.  Bereits  im  November  2004  wur-
den  von  der  IHK-AKA  Befehle  an  die  Prü-
fungsausschüsse  verteilt,  die  bei  den  Berufs-

abschlussprüfungen  für  Bürokaufleute  und 
Kaufleute  für  Bürokommunikation  Anwen-
dung finden sollen. Diese Befehlskataloge sind 
sehr  umfangreich  und  stellen  hohe Anforde-
rungen  an  die  Prüflinge.  Berücksichtigt  man 
die Tatsache einer begrenzten Unterrichtszeit, 
in der  diese Befehle vorgestellt, eingeübt und 
zu  sichern  sind,  bleibt  festzuhalten,  dass  der 
Katalog etwas überzogen ist. Wenn die Schü-
ler  einmal  oder  zweimal  den  Serienbrief  im 
Fach Textverarbeitung gelernt haben und da-
zwischen  mehrere  Monate  ohne  Wiederho-
lung liegen, so wird es in der Prüfung schwie-
rig,  die  richtigen  Befehle  anzuwenden.  Die 
gleichen  Probleme  entstehen  bei  den  gefor-
derten  Funktionen  der  Tabellenkalkulation, 
wenn es z. B. um die Formeln „Summewenn“ 
oder  „Zählenwenn“  geht.  In  der  Mitteilung 
der IHK-AKA vom Januar 2005 wird darauf 
hingewiesen, dass alle prüfungsrelevanten Be-
fehle auf der Homepage www.aka-nuernberg.
de veröffentlicht sind. Alle Prüflinge sollen di-
ese Informationen erhalten.

Obwohl durch den Stundenpool des Bay-
erischen  Kultusministeriums  eine  Entspan-
nung zu den verschiedenen IHKs festzustel-
len ist, herrscht bei einzelnen IHKs noch ei-
ne gewisse „Eiszeit“. So wurden seit Novem-
ber 2004 bis heute bestimmte neue Informati-
onen nicht an alle Berufsschulen weitergege-
ben, wie beispielsweise der Wegfall der Einle-
sezeit im Fach Informationsverarbeitung der 
Büroberufe  ab  der  Prüfung  2006/07.  Auch 
Prüfungsaufgaben  von  der  Winterprüfung 
2004/2005  und  der  Sommerprüfung  2005, 
mit den dazugehörigen Lösungen, liegen be-
stimmten Berufsschulen bis heute nicht vor. 
Wie war das wieder? Die dualen Partner  in 
der Berufsausbildung wirken zusammen! Al-
so heißt es abwarten, welche Befehle im Fach 
Informationsverarbeitung  zukünftig  abver-
langt werden und wie die Prüfungszeit schü-
lergerecht ausgelegt sein wird. 

Zum  Tagesordnungspunkt  Top  3  „Ak-
tuelles“  ist  festzustellen,  dass  auch  die  Ge-
rüchteküche  wieder  in  Gang  gekommen  ist. 
So  wird  immer  wieder  gefragt,  wie  es  mit 
der Neuordnung der Büroberufe steht. Neu-
gier  entwickelt  sich  auch,  ob  der  Begriff 
„Bürokaufmann“  durch  den  Begriff  „Kauf-
mann für Bürokommunikation“ ersetzt wird. 
Nach  Rückfrage  bei  Monika  Pfahler  vom 
ISB  bleibt  anzumerken,  dass  es  nichts  Neu-
es gibt. Bei den Neuanmeldungen zum Schul-
jahr  2005/06  ist  eine  Zunahme  der  Ausbil-
dungsverhältnisse zum „Kaufmann für Büro-
kommunikation“ feststellbar und gleichzeitig 
ein  Rückgang  beim  Ausbildungsberuf  „Bü-
rokaufmann“. Es wäre natürlich  interessant, 
die Gründe für diese Entwicklung zu kennen. 
Man kann nur Vermutungen anstellen, wie z. 
B., dass die Arbeitsämter die Schulabgänger 
in  dieser  Richtung  beraten  oder  man  fragt 
danach, ob Klein- und Mittelbetriebe nur den 
„Kaufmann für Bürokommunikation“ ausbil-
den dürfen oder der Name des Ausbildungs-
berufes  innovativer  klingt  und  damit  anzie-
hender ist. Eine Erklärung ist nicht möglich!

dass  es  explosiver  in  der  Diskussion 
zugegangen  wäre.  Auf  der  anderen 
Seite wurde aber auch das Bemühen 
von Hans-Wilhelm Thomé und seinen 
Mitarbeitern deutlich, trotz der „miss-
lichen Lage“, uns Lehrer nicht im Re-
gen stehen zu lassen.

Arbeitskreise
Traditionell  ist  der  Nachmittag  bei 
der Fachtagung der Arbeit in den Ar-
beitskreisen  vorbehalten. Wie  immer 
haben  die Arbeitskreisleiter  aktuelle 
und  interessante  Inhalte  vorbereitet, 
so  dass  jeder Teilnehmer  seinen Vor-
lieben  entsprechend  vielfältige  Infor-
mationen  mit  nach  Hause  nehmen 
konnte.  Eine  ausführliche  Zusam-
menfassung lesen Sie im Anschluss an 
diesen Artikel.

Am Rande notiert
Nicht unerwähnt muss an dieser Stel-
le bleiben, dass das Ambiente der Ver-
anstaltung  „gepasst“  hat.  Dank  ist 
hier besonders den guten Geistern im 
Hintergrund  zu  sagen,  die  für  einen 
reibungslosen Tagungsverlauf gesorgt 
haben. 

Viel  Interesse  zeigten  die  Kolle-
ginnen  und  Kollegen  auch  an  der 
Lehr-  und  Lernmittelausstellung,  wie 
von  Seiten  der  Aussteller  positiv  zu 
vernehmen war.

Abschlussplenum
„Das berufliche Schulwesen wird sich 
ändern müssen“, so das Resumée der 
stellvertretenden Landesvorsitzenden 
Dr.  Angelika  Rehm  im  Abschluss-
plenum. Wie der Weg dabei beschrit-
ten  werden  kann/muss  hat  Dr. Wolf-
gang  Kehl  in  seinem  Referat  nach-
haltig  aufgezeigt  und  dabei  entspre-
chende Visionen  entwickelt.  „Die  Si-
tuation  ist  katastrophal,  aber  wir  ar-
beiten daran, die Lage zu verbessern“ 
–  im  Ergebnis  kann  so  die  Podiums-
diskussion  zusammengefasst  werden. 
Gleichzeitig versprach Dr. Rehm, dass 
sich der VLB weiterhin nicht nur  für 
die  Interessen  seiner  Mitglieder  son-
dern  auch  die  der  Schülerinnen  und 
Schüler stark machen wird.

Die kaufmännischen Schulen  müs-
sen die Weiterentwicklungen des Un-
terrichts, des Kompetenzmanagements 

und der Begleitung der Schülerinnen 
und Schüler unter dem Gesichtspunkt 
der Zukunftsfähigkeit der kaufmän-
nischen Schulen überdenken und die 
Professionalität des Unterrichtens her-
vorheben. (Dr. Wolfgang Kehl)
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Die  Teilnehmerinnen  und  Teilnehmer 
wurden  weiter  informiert,  dass  vom  Deut-
schen Industrie- und Handelskammertag ein 
Leitfaden zur Geheimhaltung von Prüfungs-
aufgaben in den IHKs, Stand März 2005, mit 
22 Seiten, herausgegeben wurde. Diese Maß-
nahme erscheint angebracht zu sein, bedenkt 
man einmal die Zahl der Prüfungsausschuss-
mitglieder, die vor der Prüfung die Aufgaben 
kennen. 

Zum  Abschluss  der  Arbeitskreisveran-
staltung  referierte  Elfriede  Kopf  vom  Ar-
beitskreis  Büroberufe  über  das  schulinter-
ne  Intranet  am  Berufsschulzentrum  in  Sch-
wandorf.  In  diesem  internen  Verwaltungs-
netz sind alle Informationen gespeichert, die 
ein  Lehrer  benötigt.                              Paul Beetz

Arbeitskreis Deutsch
Wie kaufmännisch darf der Deutschunter-
richt sein
Nur  wenige  Kolleginnen  und  Kollegen  fan-
den  den  Weg  in  den  Arbeitskreis  Deutsch. 
Zusammen  mit  Arbeitskreisleiter  Ludwig 
Rose diskutierten sie die aufgeworfene Fra-
ge unter dem Aspekt des Grundverständnis-
ses des Faches Deutsch sowie die Integration 
in den fachlichen Unterricht. Die Teilnehmer 
erhielten auch Unterrichtsbeispiele zum Ein-
satz vor Ort.

Arbeitskreisleiter  Rose  wies  zum  Ab-
schluss noch auf die am 11. März 2006 statt-
findende  VLB-Fachtagung  zur  „Praxis  des 
Deutschunterrichtes  an  beruflichen  Schu-
len“  an  der  Staatlichen  Berufsschule  in  Er-
langen  hin.  Nähere  Informationen  werden 
in Heft 01/2006 veröffentlicht.   Ludwig Rose

Arbeitskreis FOS/BOS
International Accounting Standards,  
International Financial Reporting Standards 
(IAS/IFRS)
Zunächst gab Stefan Pöhlmann von der Spar-
kasse  Fürth  einen  Überblick  über  Begriffe 
und  Grundprinzipien  der  IAS/IFRS.  An-
schließend  referierte  Reinhold  Scherer  von 
Schaffer  &  Partner  näher  über  das  Regel-
werk  und  über  wichtige  praktische  Zusam-
menhänge:

Die  IFRS/IAS  sind  eine  Sammlung  von 
Regeln (Standards) für die Rechnungslegung 
kapitalmarktorientierter  Unternehmen.  Di-
ese  internationalen  Rechnungslegungsvor-
schriften werden vom International Accoun-
ting Standards Board (IASB) entwickelt und 
veröffentlicht.  Sie  sollen  die  Vergleichbar-
keit der Abschlüsse kapitalmarktorientierter 
Unternehmen  weltweit  erleichtern.  Kapital-
marktorientierte  Unternehmen  in  der  EU 
müssen ab 2005 ihre Konzernabschlüsse nach 
IFRS erstellen. Für Einzelabschlüsse der Un-
ternehmen  mit  Sitz  in  Deutschland  gilt:  Es 
muss  weiterhin  ein  HGB-Einzelabschluss 
aufgestellt  werden,  ein  (freiwilliger)  IFRS-
Abschluss  kann  den  HGB-Abschluss  nicht 
ersetzen.  Dies  folgt  aus  der  Maßgeblichkeit 
des  HGB-Abschlusses  für  die  Steuerbilanz 
und die Gewinnausschüttung.

Der wesentliche Unterschied zu den Rech-
nungslegungsvorschriften  des  HGB  ist,  dass 
die  Schutzfunktion  für  die  Gläubiger  nicht 
mehr  im  Vordergrund  steht.  Mit  der  Rech-
nungslegung  auf  der  Grundlage  der  IAS/
IFRS sollen vielmehr Informationen zur Ver-
fügung  gestellt  werden,  die  ein  den  tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Un-
ternehmens vermitteln. In Deutschland führt 
dies im Vergleich zur HGB-Bilanz in der Re-
gel zu einer Erhöhung der Bilanzsumme so-
wie des Jahresüberschusses. 

Im  Hinblick  auf  den  FOS/BOS-Unter-
richt  im  Fach  Betriebswirtschaftslehre  mit 
Rechnungswesen wurde festgestellt, dass der 
HGB-Einzelabschluss über das Maßgeblich-
keitsprinzip  auch  weiterhin  die  Grundlage 
für  die  im  Unterricht  zu  behandelnde  steu-
erliche Gewinnermittlung bildet. Es bestand 
aber  Einigkeit,  dass  Grundlagenkenntnisse 
zu den  IAS/IFRS zum notwendigen Hinter-
grundwissen der im Fach BwR unterrichten-
den Kolleginnen und Kollegen gehören. 

Sehr interessant waren nicht zuletzt  auch 
die  Informationen  von  Teilnehmern,  die  an 
verschiedenen  Schularten  des  beruflichen 
Schulwesens  im  Fach  Rechnungswesen  un-
terrichten und dabei die IAS/IFRS-Thematik 
in verschiedener Weise aufgreifen. Gerne an-
genommen wurden die Skripten, die die bei-
den  Referenten  dankenswerterweise  eigens 
für  diese  Veranstaltung  erstellt  und  mitge-
bracht hatten.                    Hans-Jörg Bosch

Arbeitskreis „Finanzberufe“
Ausbildung der Bankkaufleute auf dem 
Prüfstand
Bereits  in  der  letzten  Sitzung  des  Arbeits-
kreises  in Bamberg hatte man sich zur Auf-
gabe gestellt, Inhalt und Niveau der Berufs-
abschlussprüfung „Wirtschaft und Sozialkun-
de“  für  Bankkaufleute  wachsam  zu  verfol-
gen und nach passenden Lösungsansätzen zu 
suchen.  Da  allerdings  trotz  zahlreicher  Kri-
tiken  seitens  der  Lehrervertreter  wie  auch 
der  ausbildenden  Kreditinstitute  keine  Än-
derung  erkennbar  ist,  will  der  Arbeitskreis 
über  die  Bankfachlehrer  berechtigte  Kri-
tiken  und  Einwände  aktuell  zur Winterprü-
fung 2005/2006 sammeln und diese gebündelt 
an die einschlägigen Stellen weitergeben.

Des  Weiteren  wurde  an  den  Arbeits-
kreis  von  den  anwesenden  Bankfachlehr-
kräften der Wunsch herangetragen, dass wie-
der verstärkt  fachliche und unterrichtsbezo-
gene Fortbildungsthemen auf regionaler aber 
auch  überregionaler  Ebene  angeboten  wer-
den. Hierzu versprach der stellv. Landesvor-
sitzende  Alexander  Liebel  anlässlich  eines 
bevorstehenden  Spitzengesprächs  mit  der 
Sparkassenakademie in Landshut diese Bitte 
dort vorzutragen. Auch der anwesende Gast 
Günter  Grunick  bot  seine  Unterstützung 
durch  die  Akademie  für  Lehrerfortbildung 
und Personalführung in Dillingen an.

Eine  rege  Diskussion  mit  interessanten 
Vorschlägen zur Steigerung der Attraktivität 

der schulischen Bankausbildung konnten die 
anwesenden Zuhörer erfahren und  so über-
zeugende Hilfen und Anregungen z. B.  zum 
Plus-Programm oder zu Projekten und Studi-
enfahrten für die eigene Schularbeit mit nach 
Hause nehmen. 

Im  Rahmen  einer  abschließenden  allge-
meinen  Aussprache  wurde  festgestellt,  dass 
die  Ausbildungszahlen  an  den  einzelnen 
Standorten  weitgehend  stagnieren  und  nur 
punktuell  noch  zurückgehen.  Besorgnis  be-
reitet den Bankfachlehrern, dass einige Kre-
ditinstitute  bei  Hochschulzugangsberech-
tigten  auch  verbandseigene Ausbildungssys-
teme  außerhalb  des  dualen  Systems  zuneh-
mend nutzen. Zusätzlich wird die Änderung 
des  Ausbildungsganges  „Versicherungskauf-
mann/-kauffrau“ hin zum „Kaufmann/Kauf-
frau für Versicherungen und Finanzen“ ab 01. 
August 2006 kritisch gesehen. So bleibt es ab-
zuwarten,  wie  aufgeschlossen  das  Kreditge-
werbe sich gegenüber diesem neuen Berufs-
bild  der  Finanzdienstleistungsbranche  ver-
halten  wird.  Der Arbeitskreis  wird  die  wei-
tere Entwicklung verfolgen.       Werner Kiese

FG Handelsberufe
Teilnovellierung Kaufmann / Kauffrau im 
Groß- und Außenhandel
Im  Mittelpunkt  des  Arbeitskreises  stand 
die Teilnovellierung  des  Berufs  Kaufmann  / 
Kauffrau im Groß- und Außenhandel. Ausge-
hend von den Synopsen und Änderungsvor-
schlägen des BGA und von ver.di in den Jah-
ren  2003/2004,  trafen  sich  im  Frühjahr  2005 
erstmals bundesweite Kommissionen, um die 
neuen  betrieblichen  bzw.  schulischen  Rah-
menpläne zu erstellen. Für den Rahmenlehr-
plan  mussten  Lernfelder  formuliert  werden. 
Die Aufgabe dürfte im November 2005 abge-
schlossen sein.

Beate Paulini-Schlottau vom BiBB (www.
bibb.de)  veröffentlichte  in  einem  Artikel 
(„Die  Großhandelskaufleute“  7/2005,  S.  27 
ff.) im Juli 2005 die zwischen den Bundesmi-
nisterien  und  den  Sozialpartnern  vereinbar-
ten  bildungspolitischen  Eckwerte  sowie  die 
diskutierten Themen: z. B. Logistik, Kunden-
beratung, IT und Kommunikation, Buchfüh-
rung,  Fremdsprache,  Zusatzqualifikation  in-
terkulturelle Kompetenz.

In naher Zukunft kann mit einer Umset-
zung  auf  bayerische  Ebene  gerechnet  wer-
den.  Um  qualifizierte Auskunft  zu  erhalten, 
hat  die  Fachgruppe  Monika  Pfahler,  Refe-
rentin  beim  ISB  und  federführend  tätig  in 
der  Lehrplankommission,  zur  nächsten  Sit-
zung der Fachgruppe eingeladen.

Diese  Novellierung  hat  u. a.  weit  rei-
chende Fragen aufgeworfen: 
•  Was  ist  die Absicht  der  neuen AO  /  des 

neuen  Lehrplans  /  der  einzelnen  Lern-
felder?

•  Zu  welchen  Fächern  werden  die  Lern-
felder zusammengefasst?

•  Gibt  es  ein  eigenes  Lernfeld  für  Rech-
nungswesen?
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•  Welches Warenwirtschaftssystem wird be-
nötigt?  Muss  es  einen  FiBu-Teil  enthal-
ten?

•  Wie  können  die  Inhalte  (Einzelbegriffe) 
der Lernfelder möglichst einheitlich aus-
gedeutet  werden?  Wird  es  einen  erläu-
ternden  Katalog  geben  (Zuordnungslis-
te)?

•  Gibt  es  weiterhin  eine  Grundstufe  oder 
beginnen  alle Auszubildenden  in  der  10. 
Klasse?

•  Wie  sieht  die  Stundentafel  aus  und  wie 
werden  die  Stunden  und  Inhalte  auf  die 
Jahrgangsstufen  verteilt  (mit  Bezug  zur 
Abschlussprüfung)?

•  Welche Klassenteilungen sind möglich?
•  Wie ist die Fachrichtung Außenhandel or-

ganisiert?
•  Wie erfolgt die Abstimmung mit der IHK/ 

AkA und wie wird die Abschlussprüfung 
aussehen?

•  Wird  es  Orientierungshilfen  (Kernkom-
petenzen,  Messgrößen)  für  die Auszubil-
denden geben? 

•  Wie  wird  die  Multiplikatorenfortbildung 
auf Landes-, Regierungs- und Schulebene 
organisiert? Welche Voraussetzungen ha-
ben  Multiplikatoren  (alt/jung,  wenig/viel 
Erfahrung)?

•  Wird  es  für  alle  Lehrkräfte  eine  Pflicht-
teilnahme an den Schulungen geben?

•  Wie werden die Verlage eingebunden?

Die  Fachgruppe  wird  vor  allem  die  Er-
kenntnisse aus der abgeschlossenen Neuord-
nung im Einzelhandel nutzen und möchte da-
zu beitragen, dass negative Erfahrungen mi-
nimiert werden.

Geänderte Abschlussprüfung im Groß- 
handel, Fachrichtung Großhandel
Ab Mai 2007 beabsichtigt die AkA das Fach 
Großhandelsgeschäfte nur noch ungebunden 
in 180 Minuten zu prüfen. Damit wird sich die 
Prüfung, wie schon bei der Fachrichtung Au-
ßenhandel, auf zwei Tage erstrecken.

Ausbildung im Großhandel, Fachrichtung 
Außenhandel, in Fürth
Die  Fachgruppe  nutzte  die  Chance  des  Ta-
gungsortes und bat die Leiterin des Bereichs 
Groß- und Außenhandel, Renate Pohrer, die 
Ausbildung im Außenhandel vorzustellen.

Sie zeigte dabei den schwierigen Weg seit 
1997/98  bezüglich  Unterrichtsform,  Stun-
dentafel,  Lehrplan,  Abschlussprüfung  auf. 
Hauptausbildungsbetrieb  ist  die  Quelle AG, 
die in der Fachrichtung Außenhandel eine ge-
hobene, anspruchsvolle Ausbildung sieht.

Ein  Dilemma  beinhaltet  ein  KMS,  das 
zwar  alle  Berufsschulen  verpflichtet, Auszu-
bildende bei einer Entscheidung für die Fach-
richtung Außenhandel auf die Spezialisierung 
der Berufsschule in Fürth (bzw. in München) 
hinzuweisen, aber eine verpflichtende Spren-
gelzuordnung nicht anordnet.

Gerhard Hacker

Arbeitskreis Informationsverarbeitung
Einsatz von Open-Source- und freier Soft-
ware in der Schule
Zusammenfassung  einer  animierten  Bild-
schirmpräsentation  zum  o.g. Thema,  erstellt 
mit  OpenOffice-Impress.  Für  ausführliche 
Informationen  steht  der Autor  jederzeit  zur 
Verfügung. Definition:

Open-Source:
Als  Open-Source-Software  wird  Software 

bezeichnet,  deren  Quellcode  für  jedermann 
zugänglich ist. Voraussetzung: Quellcode muss 
lesbar  sein.  Open-Source-Software  ist  in  der 
Regel  systemunabhängig.  Open-Source-Soft-
ware läuft häufig auf verschiedenen Betriebs-
systemen wie (alphabetisch geordnet):
•  Linux,
•  Mac oder auch
•  Windows

Freie Software:
•  der Quellcode liegt offen (Open-Source)
•  das  Wissen,  was  in  der  Software  steckt 

wird voll und ganz an den Nutzer weiter-
gegeben.

Was hat dies nun mit der Institution  
Schule zu tun?
Pädagogischer Aspekt: Wenn  man  die  Soft-
ware  durch  z.  B.  Änderung  des  Quellcode 
den individuellen Bedürfnissen des Schülers 
anpassen  kann,  so  ist  eine  Leistungssteige-
rung möglich!

Open-Source-Software  kann  einfach  aus 
dem  Internet  heruntergeladen  und  beliebig 
kopiert werden.

So kann geeignete Software den Schülern 
mitgegeben werden, ohne dass Lizenzbestim-
mungen verletzt werden (Stichwort Raubko-
pien). Der Schüler kann seine Hausaufgaben 
mit  der  Software  erarbeiten,  die  er  auch  in 
der Schule verwendet.

Finanzieller Aspekt:Auf  teure Klassenraum-
lizenzen  für  kommerzielle  Software  kann 
sehr häufig verzichtet werden.

Programme  können einfach und schnell, 
ohne das finanzielle Risiko einer Fehlinvesti-
tion, ausprobiert  werden.

Open-Source-Software  ist zwar nicht  im-
mer  kostenfrei,  zumindest  aber  kostengüns-
tig. Dies ist ein für den Bildungsbereich wich-
tiger Aspekt, gerade in Zeiten leerer öffent-
licher Kassen.

Mittlerweile gehen immer mehr kommer-
zielle  Software-Hersteller  dazu  über,  nicht 
nur Vollversionen, sondern zusätzlich die Be-
reitstellung fehlerbereinigter(!) Versionen in 
Rechnung zu stellen.

Für  Open-Source-Produkte  dürfen  dage-
gen nur Kosten für den Vertrieb und die Pro-
duktion von Datenträgern  berechnet werden. 

Bug-fixes  werden  in  der  Regel  zum  kos-
tenfreien  Download  aus  dem  Internet  zur 
Verfügung gestellt.

Bezogen z. B. auf das Jahr 2000-Problem 
hätten Unternehmen und  Behörden hier Be-
träge in Millionenhöhe einsparen können.

Schularten und Open-Source-Software
Open-Source-Software  gibt  es  für  sämtliche 
Schularten,  von  der  Grundschule  über  die 
Hauptschule,  berufliche  Schule,  Gymnasium 
bis hin zur Universität.

Software als Kulturgut:
Open-Source-Software  erfüllt  eine  sozial-
politische Aufgabe.  Software  wird  in  zuneh-
mendem Maße als Kulturgut denn als Wirt-
schaftsgut  angesehen.  Begründet  wird  dies 
mit  der  zunehmenden  Durchdringung  des 
Alltags.  „Es  ist  essentiell  für  die  Zukunft 
der Menschheit, dass  Software als Kulturgut 
auch  in  Zukunft  jedem  zur Verfügung  steht 
und  ähnlich  wie  anderes  Wissen  in  Biblio-
theken bewahrt wird.“ 

Ausblick:
Open-Source-Software in Deutschland:
Immer  mehr  Behörden  planen  bzw.  vollzie-
hen  den  Aufbau  ihrer  Computernetze  mit 
sog. freier Software.

Open-Source-Software  im  Ausland:  Ab 
2007 werden sämtliche 50.000 PCs in der Ver-
waltung  von  Massachusetts  von  den  Office-
Paketen  von  MS  befreit.  Amtliche  Begrün-
dung:  Wenn  der  Staat  offizielle  Dokumen-
te  seinen  Bürgern  auf  elektronischem  We-
ge  anbietet,  dann  darf  der  Bürger  nicht  ge-
zwungen  sein,  für  diese  elektronische  Kom-
munikation  teure  proprietäre  Office-Pakete 
kaufen zu müssen.                             Frank Blanke

Arbeitskreis Religion / Sport
Sport und Religion in der Berufsschule – 
was bewegt uns gemeinsam?
Für  den  Arbeitskreis  konnten  als  Refe-
renten Herbert Schröder von der  DJK Bam-
berg und Hans Bauer, Sportpfarrer a. D. ge-
wonnen werden. Das hochkarätige Gespräch 
lässt  sich  in 10 Thesen zusammenfassen. Ei-
ne Langversion erhalten Sie über Dr. Micha-
el Persie (Michael.Persie@t-online.de). 

Thesen:

1.  Sport  und  Religion  dienen  der  gesamt-
menschlichen Entfaltung.

2.  Die  jungen  Menschen  benötigen  Bewe-
gung für Körper und Geist.

3.  Bewegung  als  Sport  und  Spiritualität  ist 
für  alle  am  Schulleben  Beteiligten  erfor-
derlich – auch für Lehrer.

4.  Sport und Religion gehören in die Schule, 
nicht allein in die Freizeit.

5.  Auch  die  Betriebe  fordern  Fitness  und 
Ethik / Spiritualität.

6.  Sport  und  Religion  helfen  Lehrern  und 
Schülern, die durch Erwartungen der Ge-
sellschaft und der Wirtschaft überfordert 
werden.

7.  Unsere  Gesellschaft  braucht  europaweit 
Sport und Spiritualität gegen eine Ökono-
misierung der Lebenswelt.

8.  Erfolg und Etwas - Für - Den - Menschen 
- Leisten können Sport und Religion ver-
mitteln.
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9.  Sport  und  Religion  können  in  Theorie 
und  Praxis  eine  bedeutende  Schnittmen-
ge erarbeiten.

10. Es ist Ziel von Sport und Spiritualität, den 
Beteiligten Freude zu bereiten.

Dr. Michael Persie / Thomas Oschmann

Arbeitskreis Schreibtechnik
Praktisches und Standespolitisches
Wie  immer  hatte  Arbeitskreisleiter  Sieg-
bert  Ulbrich  ein  praktisches  Unterrichts-
beispiel vorbereitet, dass dann mit den Teil-
nehmern  „durchgearbeitet“  wurde:  Erstel-
len  von  Bewertungs-  und  Notentabellen 
mit  Excel.  Daneben  wurde  natürlich  auch 
über  das  Dauerthema  Fachlehrerausbil-
dung  diskutiert.  (siehe  dazu  VLB-akzente 
Heft 11/2005, S. 13)               Siegbert Ulbrich

Arbeitskreis Sozialkunde
Der Konflikt im Irak – ein Fallbeispiel zum 
neuen Lehrplan
Der Arbeitskreisleiter konnte als Referenten 
Peter  Bauch,  freier  Dozent  und  ehem. Wis-
senschaftlicher  Mitarbeiter  des  Dt.  Bundes-
tages gewinnen.

Themenschwerpunkte  des Vortrages  wa-
ren ein umfassender Abriss der Grobstruktur 
momentaner  internationaler  Beziehungen, 
gefolgt von einer analytischen Beschreibung 
der  beiden  Irak-Konflikte  und  einer  Skizze 
der Zukunftsperspektiven im Irak, aber auch 
im Kosovo, in Afghanistan und im Sudan. 

Angesichts    der  neuen  Gewalt  im  Rah-
men  von  regionalem  und  überregionalem 
Terrorismus  ist ein Trend feststellbar, supra-
nationale Organisationen zur Konfliktlösung 
heranziehen zu wollen – und sie dabei gleich-
zeitig zu überfordern. Insgesamt besteht eine 
stärkere  Nachfrage  nach  Sicherheitsdienst-
leistungen, die von diesen Organisationen er-
bracht werden soll. Erschwerend kommt hin-
zu,  dass  internationale  Politik  ein  sehr  unü-
bersichtliches Bild bietet. Dies wird durch die 
modernen Kommunikationstechniken, die es 
erlauben,  sehr  rasch  Bild-  und Textinforma-
tionen aus allen möglichen Konfliktregionen 
zu erhalten, verstärkt – eine der Schattensei-
ten von Globalisierung.

Will  man  die  Leistungsfähigkeit  supra-
nationaler  Organisationen  abschätzen,  ge-
schieht  das  in  sinnvoller  Weise  dadurch, 
dass  man  ihre  Mitglieder,  ihre  Hauptaufga-
ben  und  ihren  Beschlüsse-Output  betrach-
tet.  So  gesehen  liegt  die  Effizienz  der  NA-
TO in der Stabilitätsprojektion im Krisenfal-
le. Wohingegen die UN in ihrer Wirkung, ih-
rem Tun  und  in  ihrer  politischen  Leistungs-
fähigkeit  durch  die  Möglichkeit  gegensei-
tiger Blockade stark eingeschränkt ist. Trotz-
dem  wird  sie  gerade  von  jungen  Menschen 
glorifizierend  überschätzt.  Fazit:  Eine  effek-
tive  Hilfe  im  Konflikt-  und  Krisenfall  „von 
oben“ kann und wird nicht kommen. Vor die-
sem Hintergrund ist das Verhalten der USA 
im ersten und zweiten Irak-Krieg zu betrach-
ten. Im ersten Irak-Krieg sollte ein UN-Mit-
glied durch den Aggressor von der Landkar-

te genommen werden. In diesem Falle muss-
ten die UN reagieren. Die USA konnten mit 
Rückendeckung der Vereinten Nationen den 
Status Ante wiederherstellen. Im Rahmen ei-
ner  auf  Kooperation  angelegten  Politik  des 
amerikanischen  Präsidenten  marschierten 
die USA – auch wegen einer fehlenden Exit-
Strategie  –  nicht  nach  Bagdad  durch.  Der 
Irak  erhielt  Auflagen,  die  er  jedoch,  eben-
so  wie  elf  UN-Resolutionen,  missachtet.  So 
wurde z. B. die Arbeit der internationalen In-
spektoren nahezu unmöglich gemacht. Ange-
sichts dieser Entwicklung stellte sich für die 
USA die Frage, wie man mit einem solchen 
Land umzugehen hat. Hinzu kommt, dass der 
Irak den regionalen Terrorismus der Hamas 
und der Hisbollah aktiv unterstützte. Wie ist 
also mit einem derartigen Zustandsstörer zu 
verfahren,  dem  mit  UN-Resolutionen  nicht 
(mehr) beizukommen ist?

Vor diesem Szenario und unter dem Ein-
druck der Ereignisse des 11. September 2001 
eröffneten die USA in einer Ad-Hoc-Allianz 
mit Großbritannien den zweiten  Irak-Krieg. 
Dabei  bot  ihnen  offensichtlich  die  UN-Re-
solution  1483  ausreichend  Legitimationsba-
sis  für  eine  militärische  Intervention.  Es  la-
gen  aber  auch  andere  Gründe  für  die  ame-
rikanische  Initiative  vor:  Vermutete  Mas-
senvernichtungswaffen in der Hand Saddam 
Husseins,  Garantie  eines  potenziellen  Zu-
griffs auf die Ressourcen der Region, Entlas-
tung für Israel, Abbau des regionalen Bedro-
hungspotenzials  und  Risikominimierung  in 
der Golfregion.

Das „alte Europa“ spielte in diesem zwei-
ten  Konflikt  als Akteur  der  internationalen 
Politik  keine  Rolle.  Es  gab  schlichtweg  kei-
ne gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik (GASP). Die unterschiedlichen Ansichten 
über eine Teilnahme am zweiten  Irak-Krieg 
spalteten die EU im Verhältnis vier zu zwei 
bezogen auf die nichterweiterte und fünfzehn 
zu zehn  in Bezug auf die erweiterte EU zu-
gunsten der Kriegsbefürworter. Damit geriet 
nicht  nur  die  deutsch-französische  Position 
ins Abseits, sondern auch Europa als ernstzu-
nehmender, geschlossen auftretender Gestal-
ter internationaler Politik.

Der  zweite  Irak-Konflikt  wirft  mindes-
tens drei Probleme auf. Das ist zum einen die 
schmale  bzw. nicht vorhandene völkerrecht-
lichen Legitimation des Kriegs, das auch jetzt 
nicht  vorhandene Exit- Konzept der USA für 
die bekriegte Region und letztlich die Frage, 
welche Rolle supranationale Organisationen 
im Rahmen  internationaler Konfliktbewälti-
gung überhaupt noch spielen können. 

Für  den  Irak  bleibt  als  absehbare  Nach-
kriegsperspektive:  Spaltung  im  Sinne  einer 
Dreiteilung  auf  Grund  der  unversöhnlichen 
Ethnien. Dabei werden die bislang dominie-
renden  Sunniten  entmachtet,  wodurch  wei-
teres  Konfliktpotenzial  entstehen  wird.  Und 
auch  der  Terror  gegen  die  amerikanischen 
Truppen sowie gegen die eigene Bevölkerung 
wird so schnell kein Ende finden.

Peter Lindacher

Arbeitskreis: Wirtschaftsschule
Brennpunkte an Wirtschaftsschulen
Aus  aktuellen  Gründen  wurde  das  veröf-
fentlichte  Programm  umgestellt.  Die  poten-
tiellen  Besucher  wurden  im  Vorfeld  davon 
unterrichtet.  Der  erste Tagesordnungspunkt 
befasste sich mit dem Vorrückungsfach Pro-
jektarbeit  an  Wirtschaftsschulen.  Es  zeigte 
sich, dass das Fach manchmal als „Ersatzun-
terricht“  eingesetzt  wird.  Deshalb  wies  Ar-
beitskreisleiter  und VLB-Referent  für Wirt-
schaftsschulen Bernhard Zeller nochmals auf 
die wichtigen Voraussetzungen hin:
•  Freiwilligkeit der Lehrkräfte
•  Wahlmöglichkeit der Schüler
•  Kleine  Gruppen  (je  Klasse  sollten  zwei 

Lehrkräfte vorgesehen werden)
•  Starke  Flexibilisierung  der  zeitlichen 

Durchführung
•  Fortbildung der Lehrkräfte 
•  Sicherung der Eignung der Vorhaben als 

echte Projekte
Folgende  Vorgehensweise  wurde  vorge-

schlagen:
•  Lehrkräfte  ordnen  sich  auf  Liste  einer 

Klasse oder einem klassenübergreifenden 
Projekt zu.

•  Lehrkräfte  stellen  Konzept  des  Projekts 
mit Angabe von Beginn und Zeitraum der 
Dauer  schriftlich  dar  und  reichen  es  der 
Schulleitung (SL) ein.

•  SL  bespricht  Projektideen  mit  Steuer-
gruppe.  SL  erteilt  Einverständnis  oder 
empfiehlt in Absprache mit Steuergruppe 
Modifikationen.

•  SL und Steuergruppe bespricht Ergebnis 
mit betroffenen Lehrkräften.

•  Eventuelle  Änderungen  werden  SL  vor-
gelegt.

•  Kein Projekt kann beginnen, bevor nicht 
das Einverständnis der SL eingeholt wur-
de.

•  Lehrkräfte führen Projekte durch und do-
kumentieren sie mit Hilfe von Listen. Sie 
bestimmen  dabei  Beginn,  Stundenauftei-
lung und Ende des Projekts.

•  Die Listen  sind nach Abschluss des Pro-
jekts mit einer kurzen Stellungnahme zum 
Projekt  und  sonstigen  Materialien  (Er-
gebnisse, z.B. Bilder, CD, Berichte, Video) 
abzugeben.
Allgemeine Anmerkungen:

•  Projektarbeit  ist  Pflichtunterricht  und 
Vorrückungsfach. Es sollte beachtet wer-
den,  dass  Projekte  prinzipiell  allen  Fä-
chern der Wirtschaftsschule offen  stehen 
Die  Bewertungen  der  Schülerleistungen 
sind entsprechend den einschlägigen Fest-
legungen  durchzuführen.  Dabei  muss  si-
chergestellt  werden,  dass  Leistungsnach-
weise vergleichbar anderen Vorrückungs-
fächern erstellt werden.
Als  wichtigen  Gesichtspunkt  ergab  die 

Diskussion, dass die Lehrkräfte für die in die-
sem  Fach  geforderten  Methoden  unbedingt 
zusätzlicher Fortbildung bedürfen.

Zweiter  Punkt  war  der  Informationsaus-
tausch über die neu strukturierte Abschluss-
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prüfung  in  Englisch  mit  Hörverstehensprü-
fung  und  mündlicher  Gruppenprüfung.  Es 
zeigte sich, dass sich die Prüfung sehr gut be-
währt  hat.  Es  liegen  mittlerweile  genügend 
Materialien  für  Prüfungen  vor.  Als  proble-
matisch  wird  von  nahezu  allen  Lehrkräften 
empfunden, dass nach der WSO mit Teilno-
ten und nicht mit Punkten bei den Einzeltei-
len der Prüfung zu rechnen ist. Einige Lehr-
kräfte  wiesen  darauf  hin,  dass  die  Zeit,  um 
die Schüler auf die Prüfung vorzubereiten, zu 
knapp in der Stundentafel bemessen ist.

Auch  der  letzte Tagesordnungspunkt  be-
fasste  sich  mit  der  Abschlussprüfung.  Es 
zeigte sich, dass der Großteil der über 50 Teil-
nehmer  vor  allem  an  der  Besprechung  der  
Abschlussprüfung Rechnungswesen 2005 in-
teressiert war. 

Die Aufgabenstellung der Prüfung wurde 
von den Teilnehmern als völlig unzureichend 
eingestuft.  Dies  lag  an  dem  überfordernden 
Schwierigkeitsgrad und der zu knappen Zeit 
der Prüfung. Zeller erläuterte die Problema-
tik des Schwierigkeitsgrades an ausgewählten 
Beispielen. Viel Gelächter ergab eine Unter-
suchung,  die  ein  pfiffiger  Schulleiter  durch-
führte: Er ließ einen gut ausgebildeten Prak-
tikanten die gesamte Musterlösung der Prü-
fung abschreiben. Dieser benötigte dazu oh-
ne jegliche Pause 1 Stunde 51 Minuten. Un-
sere Schüler/innen hatten mit Überlegungen 
und  Leseaufwand  120  Minuten  zur  Lösung 
zur Verfügung! 

Arbeitkreisleiter Zeller wurde einstimmig 
aufgefordert, in Gesprächen mit den Verant-
wortlichen für Folgendes zu sorgen:

Unsere Schüler/innen dürfen durch unver-
hältnismäßig schwere Prüfungen nicht schlech-
ter  gestellt  werden  als  Absolventen  anderer 
Schularten,  die  mit  den  Wirtschaftsschülern 
um Ausbildungsplätze konkurrieren. Eine bis-
her anspruchsvolle Prüfung mit guten Ergeb-
nissen sollte nicht verändert werden!

Umfangreiche  Datenblätter  von  fiktiven 
Betrieben als Vorspann sind abzulehnen, eben-
so eine Erhöhung des Schwierigkeitsgrads!

Beim Entwurf ist zu berücksichtigen, dass 
WS berufsfeldbezogen sind und die umfang-
reiche  Prüfung  sich  an  der  Gesamtheit  der 
Prüflinge  (also  der  durchschnittlichen  Leis-
tungsfähigkeit) auszurichten hat. 

Eine fähige Kontrollinstanz ist einzurich-
ten. Dazu reichen auch 10 Jahre Unterrichts-
erfahrung  nur,  wenn  diese  an  Wirtschafts-
schulen  verbracht  wurden  und  die  jeweilige 
Lehrkraft mehrere Prüfungsdurchläufe wäh-
rend dieser Zeit mit ihren Schülern durchlief. 
Ebenso wurde die Übergewichtung des prak-
tischen Teils der Prüfung beanstandet. Vehe-
ment wurde eine Änderung der Gewichtung 
theoretischer Prüfung zu praktischer Prüfung 
von 3:1 gefordert. Die Belegerstellung sollte 
weiterhin von den Schulen durchgeführt wer-
den. Dies hat sich bewährt, ist praxisnah und 
stellt eine Verbindung zu den Übungsfirmen 
der jeweiligen Schule dar. Eine Änderung der 
Struktur der Prüfung wurde einheitlich deut-
lich abgelehnt.                       Bernhard Zeller
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BV Unterfranken:

Zum Vormerken: 
VLB-Pfingstreise 2006:  
Emilia Romagna

Termin: 5. – 11. Juni 2006

Unter fachkundigen Reiseleitung 
von  Gottfried  Berger  geht  die 
nächste Reise des BV in die itali-
enische Region Emilia Romagna. 
Insbesondere  sollen  nachstehen-
de Städte besucht werden, die auf 
Reisen in den Süden leider zu Un-
recht  häufig  unbeachtet  bleiben: 
Bologna, Ferrara, Fidenza, Mode-
na, Nonatola, Parma, Pomposa ...

Senioren

Der Koalitionsvertrag 
und Wir 

(vgl. auch „Versorgungs-WirrWarr“ in 
VLB-akzente Heft 10, S 36 ff)

Nun ist er da, der Rahmen für die Re-
gierungsarbeit der nächsten vier  Jah-
re. Große Überraschungen enthält er 
erwartungsgemäß  nicht.  Fast  alles  ist 
aus den Wahlprogrammen der beiden 
Volksparteien mehr oder weniger be-
reits bekannt.

Bei  genauerem  Hinsehen  über-
rascht eher, was aus den sich ja durch-
aus  widersprechenden Wahlprogram-
men keinen Eingang in die Vereinba-
rung  fand.  Die  kompromisshafte  Mi-
schung  der  unterschiedlichen  Wahl-
ziele  ergibt  aber  durchaus  eine  neue 
Qualität.  Der  erhoffte  ‚Ruckeffekt‘ 
dürfte  mangels  auffallender  Innova-
tionen jedoch kaum eintreten. In Fol-
gendem sollen vor allem die uns Ru-
heständler – aber auch die Aktiven – 
betreffenden Rentenpläne dargestellt 
werden.  Daneben  werden  die  Pläne 
zur  Föderalismusreform  (Föderalis-
muskommission – Beamtenrecht) und 
zu  den  Hochschulen  (Bologna-Pro-
zess – Stufung der Abschlüsse  in Ba-

Bezirks- und Kreisverbände

BV Oberpfalz 

Sophia Altenthan neue  
Bezirksvorsitzende

Die  Jahreshauptversammlung  in  der 
Oberpfalz  stand  diesmal  unter  dem 
Zeichen  der  Wahl  einer  neuen  Be-
zirksvorstandschaft.  Der  bisherige 
Bezirksvorsitzende  Michael  Birner, 
seit  Bamberg  stellvertretender  Lan-
desvorsitzender,  suchte  nach  einem 
Nachfolger  und  mehrere  Mitglieder 
der Bezirksvorstandschaft wollten ihr 
Amt  nach  vielen  Jahren  in  jüngere 
Hände legen. 

Nach  einem  Vortrag  zum  diesjäh-
rigen  1.  isi-Preisträgers,  der  Berufs-
fachschule für Krankenpflege des Be-
zirks Oberpfalz und den üblichen Ver-
bandsregularien  mit  den  Berichten 
des Vorsitzenden und des Schatzmeis-
ters wurde die neue Bezirksvorstand-
schaft nahezu einstimmig gewählt.

Bezirksvorsitzende wurde die stell-
vertretende Schulleiterin am BBZ Re-
gensburg  Sophia  Altenthan.  Sophia 
Altenthan  ist  seit  vielen  Jahren  Mit-
glied im VLB, zuletzt war sie stellver-
tretende Kreisvorsitzende in Regens-
burg.  Als  frühere  Fachmitarbeiterin 
an  der  Regierung  und  am  Ministeri-
um, als begeisterte Lehrerin und stell-
vertretende  Schulleiterin  bietet  sie 
beste  Voraussetzungen,  die  Geschi-
cke  des  Bezirksverbandes  zu  leiten. 
Unsere herzlichen Wünsche begleiten 

sie  im  neuen Amt.  Ihr  zur  Seite  ste-
hen die neue Schatzmeisterin Monika 
Wöhrl von der BS III Regensburg und 
der neue Schriftführer Horst Pongratz 
vom  beruflichen  Schulzentrum  Am-
berg.  In  der  Vorstandschaft  verblie-
ben sind die beiden Stellvertreter Ro-
bert Kölbl ebenfalls vom Beruflichen 
Schulzentrum  Amberg  und  Susanne 
Lieck von der FOS/BOS Cham.

Die neue Bezirksvorsitzende appel-
lierte in ihrer Antrittsrede, sich gerade 
jetzt für den VLB zu engagieren, Kol-
legenInnen anzusprechen, zu motivie-
ren,  in den Verband einzutreten. Der 
VLB habe keine einflussreichen Für-
sprecher wie andere Verbände und sei 
deshalb  auf  aktive  Mitglieder  ange-
wiesen.  Sie  dankte  den  Delegierten 
nochmals  für  das  entgegengebrachte 
Vertrauen, dem scheidenden Bezirks-
vorsitzenden  Michael  Birner  für  sei-
ne engagierte Tätigkeit als Vorsitzen-
der und den ausscheidenden Mitglie-
dern für ihr jahrelanges Engagement, 
das  in  einer  der  nächsten Vorstands-
sitzungen noch einmal gebührend ge-
würdigt werden soll. 

In  ein  paar  Tagen  werde  sich  die 
neue Bezirksvorstandschaft beim Re-
gierungspräsidenten  vorstellen  und 
dabei  auch  das  Gespräch  mit  den 
Sachgebietsleitern der Schulabteilung 
suchen.  Michael Birner

Lenken künftig die 
Geschicke in der Ober-
pfalz: (von links) 
Robert Kölbl, Horst 
Pongratz, Sophia 
Altenthan, Michael 
Birner und Monika 
Wöhrl.
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chelor  und  Master)  referierend  ge-
streift.

Die Altersversorgung
Sie  ist  wesentlich  abgehandelt  unter 
dem Stichwort Rente.
•  Das für die Rente Vorgesehene gilt 

auch  für die Pensionen: „Wir wer-
den (daher) Maßnahmen in der ge-
setzlichen Rentenversicherung un-
ter  Berücksichtigung  der  Unter-
schiedlichkeit  der  Systeme  wir-
kungsgleich  in  das  Versorgungs-
recht der Beamten übertragen“.

•  „Die  gesetzliche  Rentenversiche-
rung ist und bleibt auch in Zukunft 
die wichtigste Säule der Altersver-
sorgung“.  Aber:  „Zur  Sicherung 
des  Lebensstandards  im  Alter  ist 
eine Ergänzung durch betriebliche 
und  private  Altersvorsorge  uner-
lässlich“.  (Für  das  Beamtenrecht 
bedeutet das die Abkehr vom Ali-
mentationsgrundsatz!)

•  „Mit  den  bereits  beschlossenen 
Rentenreformen sind für die nach-
haltige Finanzierbarkeit der gesetz-
lichen  Rente  die  grundsätzlichen 
Antworten gegeben worden“.

Die  dort  festgelegten  zahlreichen 
Einschränkungen  (für  Beamte/Ver-
sorgungsempfänger  vor  allem  die  
Absenkung  des  Versorgungsniveaus 
im Versorgungsänderungsgesetz  2001 
oder z. B. die Nullrunden für Renten, 
wenn  das  allgemeine  Lohnniveau 
nicht  mehr  als  1,3  %  steigt)  tauchen 
hier – schönfärbend – nicht auf.
•  „Die  aktuelle  schwache  Lohn- 

und  Gehaltsentwicklung  führt  da-
zu,  dass  die  in  der  Rentenanpas-
sungsformel  enthaltenen  Dämpf-
faktoren  zur  Erreichung  dieser 
Ziele nicht vollständig wirken kön-
nen.  Zur  Einhaltung  der  genann-
ten  Beitragssatz-Sicherungsziele 
ist es  jedoch notwendig, nicht  rea-
lisierte  Dämpfungen  von  Renten-
anpassungen nachzuholen“. Dieses 
Ziel  ist  neu.  Es  besagt,  dass  die 
„Dämpfungen“,  die  bei  Nullrun-
den  nicht  zum  Zuge  kommen,  die 
Dämpfungszeit  nicht  nur  verlän-
gern  –  was  bisher  schon  vorgese-
hen war – sondern dass – wie Fach-
leute ausgerechnet haben wollen – 

eigentlich zur Zeit rechnerisch fäl-
lige  Rentenkürzungen,  die  aber 
wegen der Rentensenkungsklausel 
nicht möglich sind, später, wenn es 
wieder  aufwärts  geht,  nachgeholt 
werden,  d.h.  auf  die  normal  vor-
gesehenen  Dämpfungen  aufgesat-
telt werden.  Der Begriff „Nachhol-
faktor“  für  diesen  Sachverhalt  ist 
durchgesickert.

•  „Die  steigende  Lebenserwartung 
geht mit einem längeren Rentenbe-
zug einher ... Wir werden (deshalb) 
im Jahre 2007 die gesetzliche Rege-
lung  für eine 2012 beginnende An-
hebung der Regelaltersgrenze auf 67 
Jahre  treffen. Sie  soll  in Abhängig-
keit  vom  Geburtsjahrgang  schritt-
weise  erfolgen  und  vollständig  für 
den  ersten  Jahrgang  bis  spätestens 
2035  abgeschlossen  sein“.  „Dabei 
wird sichergestellt, dass Versicherte, 
die  mindestens  45  Pflichtbeitrags-
jahre  aus  Beschäftigung,  Kinderer-
ziehung  und  Pflege  erreicht  haben, 
weiter mit 65 abschlagsfrei in Rente 
gehen können“,

•  „Die  zusätzliche  Altersvorsorge 
muss  künftig  einen  noch  höheren 
Stellenwert  erhalten  …  Hierfür 
steht ein umfangreiches Instrumen-
tarium mit steuerlichen Elementen 
und Zulagen zur Verfügung. … wird 
die Kinderzulage für die ab 01. 01. 
2008  geborenen  Kinder  von  dann 
185,00  Euro  auf  300,00  Euro  jähr-
lich erhöht“.

Es  ist  durchgesickert,  dass  die At-
traktivität  der  Altersvorsorge  durch 
Verbesserungen  bei  der  Riesterrente 
u. ä. erreicht werden soll – u. a. auch 
die  erhöhte  Kinderzulage  an  eine 
Riesterrente zu binden.

Föderalismusreform
Hier  hat  der  Koalitionsvertrag  voll 
die  Vereinbarungen  der  Föderalis-
muskommission  von  Bundestag  und 
Bundesrat  unter  Leitung  von  Franz 
Müntefering  und  Edmund  Stoiber 
übernommen.

Art, 74 GG neu
„(1) Die konkurrierende Gesetzge-

bung erstreckt sich auf folgende Ge-
biete: ... 

27. Die Statusrechte und Pflich-
ten der Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes der Länder, Gemeinden und 
Körperschaften des öffentlich-recht-
lichen Dienst- und Treueverhältnis ste-
hen – mit Ausnahme der Laufbahn, 
Besoldung und Versorgung.

(2) Gesetze nach Abs. (1), Nr. 27 be-
dürfen der Zustimmung des Bundes-
rates“

Also  Laufbahn,  Besoldung  und 
Versorgung sind vorbehaltlos in Län-
derhand;  die  übrigen  Rahmenbedin-
gungen kann zwar der Bund gestalten, 
aber  nur  vorschlagend,  da  seine  Ge-
setzesvorlagen  der  Zustimmung  der 
Bundesländer bedürfen.

Damit  wird  hinsichtlich  Besol-
dungs- und Versorgungsrecht tenden-
ziell  der  Rechtsstand  wiederherge-
stellt, der 1971 zur Vereinheitlichung, 
Verschlankung  und  Effizienzsteige-
rung beendet worden war. Angeführt 
von den ärmeren Bundesländern wird 
ein  Wettbewerb  nach  unten  in  der 
Beamtenbesoldung  erwartet.  Einen 
Vorgeschmack haben die Länder be-
reits geliefert: die Vorübertragung der 
Kompetenz  für  die  Sonderzahlungen 
(Weihnachts-  und  Urlaubsgeld)  2003 
wurde von allen 16 Bundesländern zu 
Kürzungen  bis  hin  zu  Streichungen 
benutzt!

Die Pläne, was  insgesamt mit dem 
Beamtenrecht  geschehen  soll,  um-
schreibt Art, 3 Abs. 5 GG neu:

„Das Recht des Öffentlichen Diens-
tes ist unter Berücksichtigung der her-
gebrachten Grundsätze des Berufsbe-
amtentums zu regeln und fortzuentwi-
ckeln.“

Hier wird das Ringen um die Aus-
legung  der  hergebrachten  Grundsät-
ze des Beamtentums und die Art der 
Fortentwicklung in den nächsten Jah-
ren vorgezeichnet.

Hochschulen (im Wesentlichen  
geregelt in der Föderalismusverein-
barung)

„ ... Wir wollen bis zum  Jahre 2010 
einen  europäischen  Hochschulraum 
schaffen.  Der  ‚Bologna-Prozess‘  ist 
ein richtiger Schritt, damit Europa im 
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Personalien

Dorothea Liebscher zum 
Gedenken

Der Bezirksverband Unterfranken  im 
VLB  trauert  um  Dorothea  Liebscher. 
Die Verstorbene  war  seit  1998  Ruhe-
ständlerin.  Zuvor  stand  sie  fünf  Jah-
re  lang an der Spitze des Würzburger 
Berufsbildungszentrums für Hauswirt-

Senioren feiern 60 Jahre 
Frieden

Ende September trafen sich die schwä-
bischen  Pensionistinnen  und  Pensio-
nisten traditionell im Haus Sankt Ul-
rich,  Augsburg.  Besonders  begrüßt 
wurden Hubert Wengernmayr und der 

schwäbische  VLB-Seniorenvertreter 
Günter  Hermannsdörfer,  der  als An-
sprechpartner  in  allen  Fragen  pensi-
onierter  Beamtinnen  und  Beamten 
jederzeit  zur  Verfügung  steht.  Mot-
to des Treffens war: „Herbst, Zeit der 
Reife, Zeit der Ernte, Zeit der Lichter, 
Zeit  des  Loslassens,  Zeit  des  Neube-

Gruppenfoto 2005 – die schwäbischen Senioren.

Hochschulbereich  zusammenwächst. 
Wir  wollen  die  Mobilität  im  Hoch-
schulraum  Europa  fördern  und  die 
Kompatibilität der Studiengänge vor-
anbringen“.

Das lässt hoffen; aber nun die Keu-
le, d. h. der Rückzieher, wo es was kon-
kret zu tun gäbe:

„Die  Juristenausbildung  muss  den 
sich verändernden Anforderungen an 
die  juristischen  Berufe  gerecht  wer-
den. Einen Bedarf für neue Abschlüs-
se gibt es allerdings nicht. Die Koaliti-
onspartner  lehnen  deshalb  die  Über-
tragung des „Bologna-Prozesses“ auf 
die Juristenausbildung ab“. Die Medi-
ziner, Ingenieure und nicht zuletzt die 
Lehrer werden sich hier dranhängen - 
und „Bologna“ wird tot sein!

Weiteres
Weitere wichtige Inhalte der Födera-
lismus-Vereinbarung; u. a.: 

•  Die Zahl der im Bundesrat Zustim-
mungspflichtigen  Gesetze  wird  re-
duziert (von bisher nahezu 2/3 auf 
unter 1/3).

•  Zustimmungspflichtig  werden  Ge-
setze,  die  die  Länder  zu  finanziel-
len Leistungen verpflichten.

•  Abschaffung der Rahmengesetzge-
bung des Bundes in den Bereichen 
Umwelt und Hochschulen.

Trost und Hoffnung zum Schluss
Abschließend  und  ausschließlich  ist 
der  Koalitionsvertrag  nicht:  einer-
seits  sind  uns  wahrscheinlich  bedro-
hende Sachverhalte (ausdrücklich ge-
nannt  vor  allem  die  Gesundheitsre-
form) ausgespart, andererseits spricht 
er auch kein Denkverbot für Innova-
tionen  im  Laufe  der  Legislaturperio-
de aus! 

Wir  stehen  vor  einer  spannenden 
Zeit!  Berthold Schulter

ginns!“ Diese Worte machen nicht nur 
auf die Jahreszeit bezogen einen Sinn. 
Die 35 Anwesenden befänden sich al-
lesamt in einem Alter, das man als den 
Herbst  des  Lebens  bezeichnen  kön-
ne. Dieser sei der wichtigste Abschnitt 
des menschlichen Lebens, denn Reife, 
Ernte,  Lichter  anzünden,  das  Loslas-
sen und der Neubeginn seien allesamt 
Gaben, denen der ältere Mensch sei-
ne Hände entgegenstrecke, die er  je-
doch auch als geistige und praktische 
Lebensaufgaben  begreifen  sollte.  Se-
niorentreffen  seien  eine  hervorra-
gende Gelegenheit, um in der Bewäl-
tigung der entscheidenden Lebensfra-
gen und Lebensprobleme gemeinsam 
ein bisschen voranzukommen. 

Ulrike Baldauf, Winfried Zimmer-
mann und Michael Schuberth berich-
teten  in  tief  beeindruckender  Wei-
se aus ihrem jeweiligen persönlichen 
Blickwinkel über ihr Leben. Die Zu-
hörer waren alle mitgerissen und auf-
gewühlt von einer derart plastischen 
Konfrontation mit der Vergangenheit, 
die  ja  dann  auch  das  eigene  Schick-
sal eines  jeden wieder  lebendig wer-
den ließ. So verlief die Veranstaltung 
ganz  im  Sinne  von  Papst  Benedikt 
XVI.,  der  kürzlich  formulierte,  man 
müsse gemeinsam – also alt und jung 
– für die Verteidigung der Menschen-
würde arbeiten. Sich erinnern ist aber 
der erste Akt hierfür – als Vorausset-
zung für den Erhalt des Friedens. Mit 
einem  herzlichen  Beifall  dankte  die 
Versammlung  dem  Referententeam. 
Die  wieder  aufstrahlende  Freund-
schaft  zeigte  sich  dann  noch  lebhaft 
beim gemeinsamen Mittagsmahl.

Konrad Wilhelm
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schaft  und  Sozialwesen,  nachdem  sie 
als  Mitarbeiterin  in  der  Schulleitung 
und  Stellvertreterin  bereits  mehr  als 
ein  Jahrzehnt  zum  Führungsteam  der 
Schule gehört hatte.

Nach Würzburg gekommen war Do-
rothea Liebscher 1966 als frisch ausge-
bildete  Gewerbelehramtsanwärterin 
wie man das damals nannte.  

1953  hatte  sie  im  erzgebirgischen  
Altenberg (DDR) das Abitur abgelegt. 
Sie  wäre  gerne  Ärztin  geworden.  Da 
der Vater aber eine kleine Möbelfabri-
kation betrieb, durfte sie nicht studie-
ren. Ihrer Neigung zur Medizin gemäß 
wurde sie also Krankenschwester. 1957 
ging sie in den Westen, arbeitete in In-
golstadt, Bern und München und avan-
cierte  schließlich  zur  OP-Schwester. 
Das Berufsschullehrer-Studium absol-
vierte sie am BPI in München.   Ihren 
Dienst  in Würzburg trat sie also nicht 
als  schlichte  Anfängerin,  sondern  als 
hochqualifizierte  medizinische  Fach-
kraft  an.  Wer  mit  soviel  Berufs-  und 
Lebenserfahrung  sich  der  beruflichen 
Bildung verschreibt, ist Gesinnungstä-
ter und kann gar nicht anders: Von der 
ersten Stunde an krempelte Dorothea 
Liebscher die Ärmel hoch, packte en-
ergisch an und brachte sich ohne Wenn 
und Aber ein, was in den sechziger Jah-
ren  ebenso  gefragt  war  wie  heutzuta-
ge. Freilich fand sie an der Schule auch 
ein Aufgabenfeld vor, welches ihr gera-
dezu  auf  den    Leib  geschneidert  war. 
Kurzum: Dorothea Liebscher und ihre 

Würzburger Schule, das war Liebe auf 
den ersten Blick, da fielen  Identifizie-
rung und Einsatz nicht schwer.  

Gleich  zu  Beginn  ihrer  Würzbur-
ger  Zeit  trat  sie  –  das  war  Ehrensa-
che  –  dem  Verband  bei,  der  sich  da-
mals   VBB  nannte. Auf  Regionalebe-
ne  lief  sie  sich  in  Sachen Verbandsar-
beit zunächst ein wenig warm, war von 
1973  bis  1976  stellvertretende  Vorsit-
zende  des  BV Würzburg.  Beim  Bam-
berger Berufsschultag 1976 kam dann 
die  Herausforderung:  Sie  übernahm 
mit  dem  Referat  für  Hauswirtschaft 
ein überregionales Amt, das sie sieben 
Jahre  lange  erfolgreich  ausübte  und 
das sie zum Mitglied des VBB-Haupt-
vorstands machte. 

Zu  dieser  Zeit  bekamen  die  baye-
rischen Frauenfachschulen einen neu-
en Status. Die Fachakademie für Haus-
wirtschaft wurde ins Leben gerufen und 
mit  großem  Engagement  führte  man 
die  Diskussion  um  die  schulische  Be-
rufsausbildung sowie um die Anerken-
nung  entsprechender Abschlüsse.  Do-
rothea Liebscher gehörte dem landes-
weiten Arbeitskreis „Schulleitungen an 
Fachakademien“ an und setzte sich in 
ihrer ruhigen, aber doch sehr bewuss-
ten Art mit ganzer Kraft für den Aus-
bau  der  Fachakademien  und  die  Pro-
fessionalisierung  der  hauswirtschaft-
lichen Berufe ein. Darüber hinaus en-
gagierte sie sich im Arbeitskreis „Jung-
arbeiter und Lernbehinderte“. 

Als  sie 1993 die Schulleitung über-
nahm, waren die „fetten Jahre“ bereits 
Vergangenheit. Einerseits erlebten die 
Sozialberufe  einen  ungewöhnlichen 
Zulauf, andererseits  trat der Schulträ-
ger  bei  der  Bildung  von  Klassen  im-
mer stärker auf die Bremse. „Es ist die 
Quadratur des Kreises“, meinte Doro-
thea Liebscher. Es war für sie schlicht-
weg der Kampf um den Erhalt des  in 
langen Jahren Geschaffenen gegen den 
Rotstift. 

Die schlaflosesten Nächte aber hat-
te sie zweifellos, als man im Zuge der 
Reform  der  beruflichen  Oberstufe 
die BOS aus ihrer Schule ausgliederte 
und bei der  städtischen FOS etablier-
te.  „Bei  aller  Loyalität  zum  Dienst-
herrn,  verstehen  kann  ich  diese  Maß-
nahme nicht“, erklärte sie immer wie-
der und wies darauf hin, wie stark die 

BOS  doch  ihrem  angestammten  Be-
rufsfeld  zugehöre  und  welche  Syner-
gieeffekt sie dort bewirke. 

Zu  dieser  Zeit  spürte  die  Schullei-
terin  die  Solidarität  ihres  Kollegiums, 
bestehend aus rund 65 hauptamtlichen 
und etwa 35 nebenberuflichen Damen 
und  Herrn  besonders  stark.  „Das  hat 
mit viel Kraft gegeben“, sagte sie. 

Aber so ist das eben im Leben: wie 
es in den Wald hineinruft, so schallt es 
zurück. Wenn Dorothea Liebscher also 
eine so starke Solidarität des gesamten 
Kollegiums erfuhr, so war das nur die 
Konsequenz  eines  korrekten  und  von 
großer  Verantwortung  und  Fürsorge 
geprägten  Führungsstils,  der  letztlich 
aus einem positiven Menschenbild re-
sultiert.  „Die  Chefin  ist  Motivatorin 
und  Vorbild  zugleich“,  hieß  es  unter 
den Kolleginnen und Kollegen.  

Nach  ihrer  Versetzung  in  den  Ru-
hestand übernahm sie den Vorsitz des 
schulischen Fördervereins und schrieb 
eine  Chronik  ihrer  Schule  und  somit 
eine Geschichte der Frauenbildung  in 
Würzburg. Im vergangenen Jahr schell-
ten für sie nochmals die Alarmglocken: 
Als der Schulträger sich entschloss, die 
Ausbildung  in  der  Hauswirtschaft  zu 
streichen, vermochte sie sich nicht zu-
rückzuhalten. Sie ging in die Offensive, 
schonte sich nicht und war ganz maß-
geblich  an  entsprechenden  Gegenini-
tiativen zur Verhinderung der Rotstift-
maßnahme beteiligt. Der „Verein zum 
Erhalt  Schulischer  Ausbildung  Haus-
wirtschaft,  Kinderpflege,  Sozialpflege 
am  BBZ  für  Hauswirtschaft  und  So-
zialwesen  in  Würzburg  (ESA)  e.V.“ 
wurde  gegründet,  rund  11 000  Unter-
schriften  gegen  die  Sparmaßnahme 
der Stadt gesammelt und eine Petition 
an  den  Bayerischen  Landtag  auf  den 
Weg gebracht. 

Eine große Trauergemeinde beglei-
tete  Dorothea  Liebscher  auf  ihrem 
letzten  Weg.  Die  berufliche  Bildung 
und  der  VLB  sind  um  eine  hochver-
diente Protagonistin ärmer. 

Peter Thiel,  
im Namen des BV Unterfranken



�2 VLB akzente 12-2005

Aus dem Verbandsleben

Schmucker, Leo, 13.01.

86465 Welden,  KV Augsburg

Schöner, Ilse, 15.01.

86925 Fuchstal, KV Allgäu

Wolf, Elisabeth, 06.01.

92318 Neumarkt, KV Neumarkt

… zum �5. Geburtstag
Gom, Willibald, 10.01.

87600 Kaufbeuern, KV Traunstein-BGL

Gschwandtner, Josef, 16.01.

84130 Dingolfing, KV Landshut

Oschmann, August, 21.01.

97762 Hammelburg, KV Main-Rhön

Rau, Elisabeth, 18.01.

91217 Hersbruck, KV Mfr.-Nord

Dr. Frank, Karl-Friedrich, 30.01.

83278 Traunstein, KV Traunstein-BGL

Härtlein, Stefanie, 14.01.

80639 München, KV Obb.-Nordwest

Off, Armin, 19.01.

84048 Aufhausen, KV Landshut

Siebentritt, Erika, 14.01.

91126 Kammerstein, KV Mfr.-Süd

Weinberger, Walter, 01.01.

94065 Waldkirchen, KV Ndb.-Ost

Widera, Hubertus, 05.01.

97437 Haßfurt, KV Main-Rhön

… zum 65. Geburtstag
Heimerer, Karl, 29.01.

85051 Ingolstadt. KV Obb.-Nordwest

Kiefer, Volker, 22.01.

88131 Lindau, KV Allgäu

Kneifel, Erich, 01.01.

92318 Neumarkt, KV Neumarkt

Kopp, Elfriede, 01.01.

81737 München, BV München

Kröner, Josef, 15.01.

95145 Oberkotzau, KV Ofr.-Nordost

Mannuß, Klaus, 24.01.

91801 Markt Berolzheim,  

KV Mfr.-Süd

May, Karl, 08.01.

90480 Nürnberg, KV Nürnberg

Dr. Nickel, Franz, 26.01.

82140 Olching, BV München

Peller, Ernst, 23.01.

91257 Pegnitz, KV Traunstein

Pellkofer, Otto, 01.01.

95447 Bayreuth, KV Donau-Wald

Plail, Helmut, 12.01.

91217 Hersbruck, KV Opf.-Nord

Pockrandt, Horst, 23.01.

85435 Erding, KV Obb.-Nordwest

Vogel, Reinhard, 24.01.

95213 Münchberg, KV Ofr.-Nordost

Wir gratulieren im  
Januar …

… zu Geburtstagen über �5 Jahre
Köhler, Karl, 24.01.1911

91781 Weißenburg, KV Mfr.-Süd

Schmidt, Johann, 21.01.1916

63739 Aschaffenburg, KV Untermain

… zum �5. Geburtstag
Endres, Berthold, 14.01.1921

84144 Geisenhausen, KV Landshut

Härtl, Franz, 01.01.1921

95707 Thiersheim KV Ofr.-Nordost

Hochgesang, Arthur, 15.01.1921

88145 Hergatz, KV Allgäu

Dr. Kotschenreuther, Otto, 04.01.1921

90411 Nürnberg, KV Nürnberg

… zum �0. Geburtstag
Brückner, Kurt, 11.01.

97461 Hofheim, KV Main-Rhön

Kohlbauer, Josef, 23.01.

94501 Aidenbach, KV Ndb.-Ost

Labus, Karlheinz, 26.01.

97074 Würzburg, KV Würzburg

Eugen Dopfer in den  
Ruhestand versetzt

Mit großer Würdigung und angemes-
sener Wertschätzung  endete  mit Ab-
lauf  des  Schuljahres  2004/2005  die 
Ära Eugen Dopfer als Schulleiter an 
der  Berufsschule  III  in  Kempten  im 
Allgäu. 

Sein  beruflicher  Werdegang  führ-
te  ihn  über  eine  landwirtschaftliche 
Lehre  sowie  dem  Besuch  der  hö-
heren  Ackerbauschule  in  Landsberg 
am Lech mit dem Bestehen der Hoch-
schulreife  und  dem  Studium  des  hö-
heren  Lehramtes  Landwirtschaft  am 
BPI in München zum Einstieg in den 
Lehrerberuf.

1992  im  Februar  ereilte  Dopfer 
dann der Ruf als Schulleiter an die Be-
rufsschule III  in Kempten  im Allgäu. 
Seine  über  dreizehnjährige  Amtszeit 
in  Kempten  war  unter  anderem  ge-
prägt  von  reger  Bautätigkeit  (Schul-
gewächshaus, Lehrküchen sowie Um-
gestaltung von Fachräumen) und dem 
unerbittlichen  Ringen  um  verschie-
dene Fachrichtungen an „seiner Schu-
le.“ 

Das  von  ihm  geliebte  Fach  Che-
mie lässt Eugen Dopfer auch während 
des Ruhestandes noch nicht ganz los. 
An  den  Beruflichen  Schulen  in  Neu-
säß  unterrichtet  er  dieses  Fach  eini-
ge  Stunden  an  der  hier  noch  jungen 
Fachoberschule. 

Die Leiterin der Schulabteilung der 
Regierung  von  Schwaben,  Gabriele 
Holzner,  dankte  Eugen  Dopfer  wäh-
rend der offiziellen Verabschiedung in 
ihrer Laudatio  für die,  in seiner über 

Landrat Dr. Gebhard 
Kaiser, Klaus 
Hlawatsch, der neue 
Schulleiter, Eugen 
Dopfer und der 
Oberbürgermeister 
von Kempten, Dr. 
Ulrich Netzer.

39  jährigen  Amtszeit  um  das  beruf-
liche Schulwesen in Schwaben erwor-
benen  hohen  Verdienste.  Gleichzei-
tig wurde Klaus Hlawatsch als neuer 
Schulleiter  feierlich  in  sein Amt  ein-
geführt.

Am  Schluss  der  Feierstunde  be-
dankte sich der stellvertretende VLB-
Kreisvorsitzende, Josef Kraft, bei Eu-
gen  Dopfer  für  die  über  25  jährige 
Mitgliedschaft im VLB.  Josef Kraft
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Vermischtes

Oberpfälzer Pensionisten 
im NS-Dokumentations-
zentrum in Berchtesgaden

2003 hatten Oberpfälzer Pensionisten 
bei  einer  Eisenbahn-Sternfahrt  nach 
Nürnberg das kostengünstige Bayern-
ticket getestet und das NS-Dokumen-
tationszentrum  am  „Reichsparteitag-
gelände“ besucht. Die Idee hatte An-
klang gefunden; man wollte mehr. 

Dies wurde Anfang Oktober in einer 
2-Tages-Fahrt umgesetzt, allerdings der 
besseren Beweglichkeit wegen per Bus 
und mit Übernachtung  in Salzburg  im 
Hotel „Etap“, dem jüngsten und preis-
wertesten  Glied  der  Hotelkette  Ac-
cor.  Deren  Slogan  „Hier  schlafen  die 
Schlauen“  –  wurde  am  nächsten  Mor-
gen  von  allen  36  Teilnehmern  akzep-
tiert, überrascht vom gebotenen Preis-
Leistungs-Verhältnis  und  dankbar  für 
die gemachte Erfahrung am Rande ei-
ner  an  sich  auf  andere  Schwerpunkte 
angelegten Kurz-Studienreise.

Ziel war das vom bayerischen Insti-
tut für Zeitgeschichte vor wenigen Jah-
ren  auf  dem  Obersalzberg  bei  Berch-
tesgaden  eingerichtete  Dokumenta-
tionszentrum.  Es  belegt  mit  Bild-  und 
Tonmaterial,  wie  sich  hier  aus  einem 
scheinbar ruhigen „Ferien- oder Zweit-
wohnsitz“  Hitlers  nach  der  Machter-
greifung  1933  in  sehr  kurzer  Zeit  ein 
Machtzentrum entwickeln konnte, weil 

… zum 60. Geburtstag
Adam, Herbert, 09.01.

90522 Oberasbach, KV Nürnberg

Allmansberger, Peter, 26.01.

97204 Höchberg, KV Würzburg

Baier, Hans, 10.01.

93037 Regensburg, KV Donau-Wald

Bayerl, Markus, 19.01.

85354 Freising, BV München

Bretl, Franz, 23.01.

84160 Frontenhausen, KV Landshut

Mohr, Heribert, 25.01.

92436 Bruck, KV Opf.-Nord

Recker, Willi, 31.01.

97199 Ochsenfurt, KV Würzburg

In den Ruhestand sind 
gegangen …

Beimler, Hans, KV Opf.-Nord

Faust, Eugen, KV Mfr.-Nord 

Heimerer, Karl, KV Obb.-Nordwest

Herold, Manfred, KV Ofr.-Nordwest

Klimek, Ulrike, KV Regensburg

Kneifel, Erich, KV Neumarkt

Kostyra, Karl-Heinz, KV Augsburg

Krahmer, Hans, KV Mfr.-Nord

Meinl, Günter, KV Traunstein-BGL

Mannuß, Klaus, KV Mfr.-Süd

Müller, Volker, KV Opf.-Nord

Dr. Nickel, Franz, BV München

Peller, Ernst, KV Traunstein-BGL

Plail, Helmut, KV Opf.-Nord

Pockrandt, Horst, KV Obb.-Nordwest

Poßner, Klaus, KV Mfr.-Süd

Raps, Eduard, KV Opf.-Nord

Vogel, Reinhard, KV Ofr.-Nordost

Waltenberger, Franziska, KV Main-Rhön

Widmann, Josef, KV Obb.-Südwest

Wirges, Bernd, KV Allgäu

Wir trauern um …
Kremer, Hans, KV Würzburg (82)

Scheub, Hans, KV Mfr.-Nord (63)

ein  totalitärer  Machtapparat  mit  der 
nötigen  Brutalität  dafür  die  Rahmen-
bedingungen  schuf.  Über  den  bom-
bensicheren  Kellern  der  Nazigrößen 
aus dem unmittelbaren Umfeld Hitlers 
wird  die  unselige Vergangenheit  nicht 
nur  bewusst,  sondern  nahezu  spürbar. 
Dass dies selbst für pensionierte Lehr-
kräfte kostenlos möglich ist, wurde von 
den Nutznießern dankbar vermerkt. 

Neben  diesen  hier  empfangenen 
Eindrücken  konnte  die  spektakuläre 
Auffahrt zu Hitlers „Teehaus“ auf den 
Kehlstein  allenfalls  Erstaunen  und 
Achtung vor der Leistung der dama-
ligen  Ingenieure  und  Arbeiter  her-
vorrufen,  die  in  nur  13  Monaten  un-
ter  widrigsten  klimatischen  Bedin-
gungen  den  wahnwitzigen  Plan  Mar-
tin  Bormanns  umsetzten,  dem  „Füh-
rer“ zum 50. Geburtstag für 150 Mil-
lionen  Reichsmark  ein  „Adlernest“ 
–  wie  es  die  Alliierten  nennen  –  zu 
präsentieren,  für  dessen  Zugang  ei-
ne der kühnsten Alpenstraßen dama-
liger Zeit und obendrein noch ein 120 
m  hoher  Fahrstuhlschacht  aus  dem 
Fels  gebrochen  werden  musste.  Lei-
der vereitelte dichter Nebel den Blick 
ins Berchtesgadener Land, so wie ihn 
einst Hitler und seine Gäste genießen 
konnten.  Diese  Schönheit  offenbarte 
im Detail erst ein Abstecher zum be-
rühmten Kirchlein in die Ramsau.

Lothar Fischer

Die Oberpfälzer Senioren vor dem Kirchlein in der Ramsau.
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Termine

Fachtagung zur Dienstlichen Beurteilung

Die Dienstliche Beurteilung 2006
„Beurteilt werden ist schon schwer, Beurteilen noch sehr 
viel mehr!“

Der Verband der Lehrer an beruflichen Schulen (VLB) lädt Sie  
herzlich zu einer Informations- und Fortbildungsveranstaltung zur Dienstlichen  
Beurteilung 2006 ein.

Samstag, 4. Februar 2006
Franz-Oberthür-Schule – Aula, Städt. Gewerbl. BBZ I
Zwerchgraben 2, 97070 Würzburg

Programmablauf

09.30 bis 09.45 Uhr Begrüßung, Organisation, Wolfgang Lambl
  Dienstliche Beurteilungen – Instrument der Personal. 

führung!? Hans Käfler, VLB-Vorsitzender

09.45 bis 11.00 Uhr  „Führen – Fördern – Fordern“.  Aufgaben und Möglich-
keiten von Mitarbeiterbeurteilungen. Dr. Roland Storath, 
Leiter der Staatl. Schulberatung Mittelfranken

11.00 bis 11.20 Uhr Kaffeepause

11.20 bis 12.30 Uhr Regelungen zur dienstlichen Beurteilung
 Verordnungen – Richtlinien – Vollzugshinweise
  Fragen und Antworten zur Dienstlichen Beurteilung,  

Gisela Kappel, Ministerialrätin, Kultusministerium

12.30 bis 13.30 Uhr Mittagspause

13.30 bis 15.15 Uhr „Aus der Praxis für die Praxis:“ Durchführung, Erstellung, 
Überprüfung und Auswirkungen

AK 1  Zu Beurteilende und Personalvertreter 
Wolfgang Lambl und Marion Götz

AK 2 Beurteiler an Berufs- und Wirtschaftsschulen
  Reinhard Burger und Bernhard Zeller
AK 3  Beurteiler an Fach- und Berufsoberschulen
  Hans Dietrich und Wolfgang Klaus

15.15 Uhr Schlusswort – Zusammenfassung
  Hans Käfler

Die Veranstaltung ist als eine die staatliche Lehrerfortbildung ergänzende Fort-
bildung anerkannt. Eine Kostenerstattung aus staatl. Mitteln kann nicht erfol-
gen. Die Teilnehmer erhalten in Würzburg kostenfrei die Beurteilungsschrift 
2006 des VLB
Anmeldung bis spätestens 2. Februar 2006 zur Fortbildung per  
Telefax 089-5 04 44 3, E-Mail: info@vlb-bayern.de, Internet: www.vlb-bayern.de 

Nachrichtliches

BBB zum aktuellen Urteil  
des Bayerischen Verfassungs- 
gerichtshofs

BayVerfGH: Arbeitszeitver-
längerung für Beamte ent-
spricht dem Gleichheitssatz 

„Wir  bedauern  diese  Entscheidung“, 
sagt  Rolf  Habermann,  Vorsitzender 
des  Bayerischen  Beamtenbunds  zum 
Urteil des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs. Das Gericht führt aus, dass 
die Arbeitszeitverlängerung nicht ge-
gen den Gleichheitssatz verstoße, weil 
im Gegensatz zu Angestellten die Be-
amten in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienst- und Treueverhältnis stünden.

„Wir halten aber an unserer Kritik 
fest, dass der Dienstherr mit der Ver-
längerung der Arbeitszeit aber genau 
dieses  Dienst-  und  Treueverhältnis 
überstrapaziert.  Beamte  dürfen  nicht 
als  jederzeit  verfügbares  Sparpoten-
tial  betrachtet  werden“,  sagt  Haber-
mann. Auch Bayern müsse endlich an-
erkennen,  dass  ein  gewisser  Zusam-
menhang  zwischen  Bezahlung  und 
Arbeitszeit bestehe und dass Kompe-
tenzen  zu  ihrer  Verlängerung  nur  in 
bestimmten Grenzen bestehen.

Fakt sei, so der BBB-Chef, dass die 
Gesetzgebungskompetenz für die Be-
zahlung aller Beamtinnen und Beam-
ten noch beim Bund liege, die Landes-
gesetzgeber  hingegen  die Arbeitszeit 
regeln.  Damit  haben  sie  es  nach  un-
serer Auffassung in der Hand, die bun-
desrechtlichen  Regelungen  zu  unter-
laufen.  Durch  längere  Arbeitszeiten 
können die Länder bewirken, dass die 
Besoldung  unter  das  vom  Bund  be-
stimmte Maß absinkt. Das Land darf 
nach unserer Ansicht nur in dem Rah-
men  tätig  werden,  den  der  Bund  bei 
Festlegung  der  Besoldung  auch  im 
Auge hatte.

„Hier  ist  ein  Urteil  des  Bundes-
verfassungsgerichts gefragt“, verlangt 
Habermann.  „Die  beiden  entschie-
denen Verfahren liefen nicht über un-
seren  Rechtsschutz. Wir  haben  Mus-
terverfahren  vor  den Verwaltungsge-
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Versicherungs

Kontor

Inh.: Elke Wiedmann

Tel.: 0931 / 92353 - Mob: 0172 / 6612918 - FAX: 0931 / 960419

Kompetenz und Erfahrung

Kister Straße 34

97204 Höchberg

Wir optimieren Ihre

Versicherungen

z.B. errechnen wir Ihre

Förder-Rente

Diese ist mehr denn je einer der wichtigsten Bausteine der

privaten Altersvorsorge.

Sie wird staatlich gefördert durch Zulagen und Steuervorteile.

Ab 2005 sind die Bedingungen Kundenfreundlich verbessert

worden.

Ab 2006 werden die sog. Unisex-Tarife eingeführt. Sie führen

zu Leistungseinbußen bei den männlichen Kunden.

Achtung Männer!

Reagieren Sie noch in diesem Jahr!

E-Mail: peter.wiedmann@t-online.de

Anzeige für VKV-Versicherungskontor in

VLB akzente # 10 v. 15. Oktober 2005

für Planstelle in Oberfranken gesucht …

Ihr persönliches Inserat können Sie 
ab sofort via Internet als Kleinanzeige in 
VLB akzente aufgeben.

www-vlb-bayern.de ➜ Kleinanzeige

Tauschpartner…

für 1 bis 2 Personen zu vermieten …

Ihr persönliches Inserat können Sie 
ab sofort via Internet als Kleinanzeige in 
VLB akzente aufgeben.

www-vlb-bayern.de ➜ Kleinanzeige

Appartement…

Neu unter www.vlb-bayern.de

Ab sofort können Sie Ihr 

persönliches Kleininserat oder 

Ihr Firmeninserat als Fließsatz- 

oder Rahmenanzeige (siehe  

Beispiel rechts) via Internet in 

VLB-akzente aufgeben. 

Alle weiterführenden und  

ausführlichen Informationen 

über Erscheinungstermine  

und Preise finden Sie jetzt  

unter …

www.vlb-bayern.de

➜ Kleinanzeigen

richten  angestrengt,  um  auf  diesem 
Weg  eine  rasche  Entscheidung  des 
obersten Bundesgerichts herbeizufüh-
ren. Es war uns aufgrund der früheren 

Entscheidungen  zur  Arbeitszeit  be-
reits  klar,  dass  Klagen  vor  dem  Bay-
erischen  Verfassungsgerichtshof  kei-
nen Erfolg versprechen.“

Toskana, Ferienhäuser  und  FeWos 
mit  Pool  zu  vermieten.  Auch  für 
Gruppen. Telefon 09 51 - 7 00 46 76. 
www.hallotoskana.com
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B 05130, Postvertriebsstück, DPAG, Entgelt bezahlt

Der gemeinsam mit den in der Arbeitsgemeinschaft bayerischer Leh-
rerverbände (abl) verbundenen Lehrerverbänden abgeschlossene 
Versicherungsvertrag bringt wichtige Verbesserungen für unsere Mit-
glieder. 

Erhöhte Deckungssummen
5 Mio Euro für Personen- und Sachschäden
60.000 Euro für Vermögenschäden
30.000 Euro bei Verlust des Schulschlüssels/der Codecard

Die Deckungssumme für Vermögensschäden verursacht durch Schullei-
ter und deren ständige Stellvertreter beträgt 500.000 Euro.

Ausweitung des Versicherungsschutzes
Aufgrund der geäußerten Wünsche unserer Mitglieder wurden fol-
gende Zusatzvereinbarungen getroffen, die den Umfang des alten 
Vertrages erheblich überschreiten:
 
• Forderungsausfallversicherung
Mitglieder, die ihren berechtigten Schadensersatzanspruch gegen ei-
nen Dritten ganz oder teilweise nicht durchsetzen können, z. B. weil 
dieser mittellos ist, bekommen ihren Schaden von der Verbandshaft-
pflichtversicherung erstattet, wenn der Schaden mehr als 2 000 Euro 
beträgt und gegen den Dritten ein vollstreckbarer Titel erwirkt wurde.

• Versicherungsschutz bei Gefälligkeitsleistungen
Aufgrund der BGB-Vorschriften entsteht bei Schäden durch Gefällig-
keitshandlungen nur dann ein Schadensersatzanspruch für den Ge-
schädigten, wenn der Schaden grob fahrlässig oder vorsätzlich her-
beigeführt wurde. Nun wurde mit dem zuständigen Versicherer ver-
einbart, dass Schäden durch Gefälligkeitshandlungen auch dann re-
guliert werden, wenn der Schaden nur einfach fahrlässig verursacht 
wurde. Diese Verbesserung war allerdings nur mit der Einschränkung 
erreichbar, dass der Versicherte an jedem Gefälligkeitsschaden eine 
Selbstbeteiligung von 150 Euro trägt.

• Zweifamilienhäuser
Bisher konnte der Eigentümer eines Zweifamilienhauses nur dann 
auf die Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung verzichten, 
wenn er das Zweifamilienhaus selbst bewohnte und lediglich nur 
einzelne Räume vermietet waren. Zukünftig sind die Gefahren des 
Zweifamilienhauses auch dann im Rahmen der Verbandshaftpflicht-
versicherung versichert, wenn eine komplette Wohnung vermietet ist, 

denn die Bedingung für den Versicherungsschutz lautet: „Versichert 
ist … ein im Inland gelegenes Zweifamilienhaus, wenn eine Woh-
nung vom Versicherungsnehmer selbst genutzt wird.“

• Einfamilienhäuser, Ferien- oder Wochenendhäuser
Für Einfamilienhäuser fällt die Bedingung weg, dass das Haus im In-
land liegen muss. Zukünftig besteht auch dann Versicherungsschutz, 
wenn das Einfamilienhaus im Inland oder in den EU- und EFTA-Staa-
ten liegt. Die gleiche Erweiterung gilt zukünftig auch für Ferien- oder 
Wochenendhäuser, wobei ein auf Dauer abgestellter, nicht versiche-
rungspflichtiger Wohnwagenanhänger als Wochenendhaus gilt.

• Erweiterter Kreis mitversicherter Personen
Mitversichert sind zukünftig auch die Angehörigen des versicherten 
Mitglieds, des Ehegatten oder des Lebenspartners soweit die Ange-
hörigen in häuslicher Gemeinschaft mit dem versicherten Mitglied 
wohnen. Ebenfalls neu ist die Mitversicherung von sonstigen im 
Haushalt des Mitglieds lebenden Personen (z. B. Austauschschüler, 
Au-pair-Mädchen) für maximal 12 Monate.

• Auslandsaufenthalte
Bei Auslandsaufenthalt sind benutzte bzw. angemietete Wohnungen 
und Häuser bis zu einem Jahr mitversichert. Bei dienstlichen Aus-
landsaufenthalten gilt dieser Versicherungsschutz für die gesamte 
Dauer des Aufenthalts.

• Kraftfahrzeuge
Zum Schluss noch eine kleine Leistungsverbesserung, die den Kraft-
fahrzeugbereich trifft:
Zukünftig sind Kraftfahrzeuge mitversichert, wenn sie nicht schnel-
ler als 6 km/h fahren können. Mitversichert sind nun auch selbst fah-
rende Arbeitsmaschinen (z. B. Aufsitzrasenmäher) mit nicht mehr als 
20 km/h.

Informieren Sie sich ausführlich über Ihre Verbandshaftpflichtversi-
cherung. Die Versicherungsbedingungen erhalten Sie ab Mitte Janu-
ar 2006 über die Bezirks- oder Kreisvorsitzenden. Sie können die Ver-
sicherungsbedingungen auch per email (info@vlb-bayern.de) bei un-
serer Geschäftsstelle in München anfordern.

Für weitere Rückfragen steht Ihnen auch der VLB-Versiche-
rungsbeauftragte Helmut Lang zur Verfügung. Sie erreichen ihn 
unter: lang@vlb-bayern.de oder per Telefon: 09 31 - 66 17 29

Ab 1. Januar 2006:

Verbesserter Haftpflicht-Versicherungschutz 
für Verbandsmitglieder 


